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ZUSAMMENFASSUNG

Seit 1. Januar 2004 gibt es in Liechtenstein einen gesetzlichen Anspruch auf Eltern-
zeit.! Dieser Anspruch basiert auf der Richtlinie 96/34/EG, welche das Ziel hat, eine
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erreichen und die Chancengleich-
heit und Gleichbehandlung von Mdnnern und Frauen zu férdern. Die Richtlinie
wurde primdr in den Arbeitsvertragsrechtsbestimmungen im Allgemeinen biirger-
lichen Gesetzbuch (ABGB) umgesetzt. Durch die Folgerichtlinie 2010/18/EU wur-
den bestimmte Aspekte angepasst und lberarbeitet, um die angestrebten Ziele

noch besser erreichen zu kénnen.

Die vorliegende Richtlinie (EU) 2019/1158 baut auf den Bestimmungen der Richtli-
nie 2010/18/EU auf und ergdnzt diese, indem bestehende Rechte gestdrkt und
neue Rechte eingefiihrt werden. Konkret soll die Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie mit folgenden Neuerungen verbessert werden:

. Einfiihrung einer bezahlten Elternzeit

. Einfiihrung einer bezahlten Vaterschaftszeit

. Einfiihrung einer Betreuungszeit

. Konkretisierung der Freistellung aufgrund héherer Gewalt

. Bessere Ausgestaltung der flexiblen Arbeitsregelungen

. Ausdriickliche Schutzbestimmung fiir die Beschdftigungsanspriiche von Ar-

beitnehmenden

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 bedingt die Anpassung der entspre-
chenden Bestimmungen im ABGB. Da die Vaterschaftszeit und neu auch ein Teil
der Elternzeit zu vergliten sind, sind zusétzliche Gesetzesanpassungen im Familien-

zulagengesetz und im Krankenversicherungsgesetz notwendig.

Aufgrund zahlreicher Riickmeldungen im Rahmen der Vernehmlassung werden im vorliegenden Bericht
und Antrag durchgehend die Begrifflichkeiten «Elternzeit» anstelle von «Elternurlaub», «Mutterschafts-
zeit» anstelle von «Mutterschaftsurlaub», «Vaterschaftszeit» anstelle von «Vaterschaftsurlaub» und «Be-
treuungszeit» anstelle von «Pflegeurlaub» bzw. von «Urlaub fur pflegende Angehérige» verwendet. Le-
diglich bei Verweisen auf die einschldagigen EWR-Richtlinien und bei Verweisen auf aktuelles liechtenstei-
nisches Gesetzesrecht kdnnen, wo zweckmassig, noch die aktuellen Begrifflichkeiten (bspw. Elternurlaub)
verwendet werden. Weitere Ausfiihrungen zur Terminologie finden sich in Kapitel 4.2.1.



Zur Umsetzung der Kernelemente der Richtlinie (EU) 2019/1158, sprich Elternzeit,
Vaterschaftszeit, Betreuungszeit und Freistellung aufgrund héherer Gewalt,
schlégt die Regierung folgendes vor:

. Pro Elternteil soll ein Anspruch auf vier Monate nicht-iibertragbarer Eltern-
zeit bestehen, welche grundsdtzlich bis zum dritten Lebensjahr des Kindes
bezogen werden muss. Zwei der vier Monate Elternzeit werden mit je 100%
des durchschnittlichen massgebenden Monatslohns, jedoch begrenzt auf das
Doppelte des Hochstbetrags der monatlichen Altersrente von CHF 2380 ge-
mdss AHVG, somit CHF 4760 monatlich, vergiitet (Elterngeld). Finanziert und
administriert werden soll das Elterngeld durch die Familienausgleichskasse
(FAK). Bei einer Inanspruchnahme der gesamten, vergliteten Elternzeit durch
alle hierzu berechtigten Personen (100% der Anspruchsberechtigten), deren
Kinder nach Inkrafttreten der Vorlage geboren werden, wird mit jahrlichen
Kosten in der H6he von maximal CHF 13.4 Mio. gerechnet. Wesentlich realis-
tischer erscheint jedoch der Bezug des Elterngeldes durch ca. 50 bis 75% der
Anspruchsberechtigten und hieraus folgend jéhrliche Kosten in der Héhe von
ca. CHF 6.7 — CHF 10 Mio. Hinzu kommen die Kosten der vergiiteten Elternzeit
fiir jene Eltern, deren Kinder vor Inkrafttreten der Vorlage geboren wurden,
das dritte Lebensjahr aber noch nicht vollendet haben.

. Viter sollen Anspruch auf zwei aufeinanderfolgende Arbeitswochen Vater-
schaftszeit haben, welche innert 8 Monaten nach der Geburt des Kindes be-
zogen werden muss. Vergiitet wird die Vaterschaftszeit mit 80% des AHV-
pflichtigen Lohnes. Diese Leistung wird (iber das Krankenversicherungsgesetz
gewdhrt. Bei einer Inanspruchnahme der gesamten Vaterschaftszeit durch
alle hierzu berechtigten Personen wird mit jéhrlichen Kosten in H6he von ma-
ximal CHF 1.92 Mio. gerechnet.

. Ist die erhebliche Betreuung von Angehdérigen oder von mit der Arbeitnehme-
rin bzw. dem Arbeitnehmer im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen
notwendig, so hat die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer Anspruch auf
Betreuungszeit im Umfang von bis zu fiinf Arbeitstagen pro Jahr. Die Betreu-

ungszeit ist nicht vergiitet.

. Gemidiss geltendem Recht hat eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer bei

Krankheit oder Unfall von in Hausgemeinschaft lebenden Familienmit-



gliedern unter Umstdnden Anspruch auf Freistellung aufgrund héherer Ge-
walt fiir bis zu drei Tagen pro Ereignis bei voller Entlohnung durch die Arbeit-
geberin bzw. den Arbeitgeber, sofern ihre bzw. seine sofortige Anwesenheit
dringend erforderlich ist und die Pflege nicht anderweitig organisiert werden
kann. Diese bereits bestehende Regelung wird neu gefasst, indem der Kreis
der Familienangehdérigen abschliessend definiert, das Kriterium der Hausge-
meinschaft gestrichen und die volle Lohnfortzahlung explizit aufgenommen

werden.

Neben der eigentlichen Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 soll neu die Mut-
terschaftszeit als Freistellungsanspruch in das ABGB aufgenommen werden. Zu-
dem sollen die FBP-Motion vom 23. September 2022 zur Ausrichtung des Mutter-
schaftstaggeldes bei lingerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt sowie
die Motion der DpL-Abgeordneten Herbert Elkuch, Erich Hasler und Thomas Rehak
vom 8. April 2019 zur Neuregelung der Taggeldversicherung bei Mutterschaft um-
gesetzt werden.

Zur Finanzierung der Elternzeit, sowie der weiteren, aus der FAK finanzierten Leis-
tungen, soll per 1. Januar 2025 eine allgemeine FAK-Beitragspflicht fiir die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (mit einem Beitragssatz von 0.1 Prozentpunkten)
eingeflihrt werden. Dadurch wird sich auch der Beitrag der Selbsténdigerwerben-
den um 0.1 Prozentpunkte und in geringfligigem Masse auch der Beitrag der Nicht-
erwerbstdtigen erhéhen.
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Vaduz, 6. Februar 2024
LNR 2024-92
P

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und An-
trag betreffend die Abanderung des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches (Ar-
beitsvertragsrecht), des Familienzulagengesetzes, des Krankenversicherungsge-

setzes sowie weiterer Gesetze zu unterbreiten.

. BERICHT DER REGIERUNG

1. AUSGANGSLAGE

1.1 Bisherige Regelung auf EWR-Ebene

Die Richtlinie 96/34/EG? hat das Ziel, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zu erreichen und die Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Mannern

und Frauen zu férdern. Durch die Folgerichtlinie 2010/18/EU3 wurden bestimmte

2 Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmen-
vereinbarung Uber Elternurlaub (ABI. L 145 vom 19/06/1996 S. 4 - 9), mit Beschluss des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses Nr. 42/1999 vom 26. Marz 1999 in das EWR-Abkommen ibernommen.

Richtlinie 2010/18/EU des Rates vom 8. Marz 2010 zur Durchfiihrung der von BUSINESSEUROPE, UE-
APME, CEEP und EGB geschlossenen Uberarbeiteten Rahmenvereinbarung tber den Elternurlaub und zur
Aufhebung der Richtlinie 96/34/EG (ABI. L 68 vom 18.3.2010, S. 13-20) mit Beschluss des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses Nr. 40/2011 vom 1. April 2011 in das EWR-Abkommen ibernommen.
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Aspekte angepasst und lUberarbeitet, um die angestrebten Ziele noch besser errei-
chen zu kénnen. Bspw. wurde die Mindestdauer der Elternzeit von drei auf vier
Monate erhoht. Von einer Vergitung der Elternzeit wurde aber weiterhin abgese-
hen. Umgesetzt wurden die genannten Richtlinien im Allgemeinen birgerlichen

Gesetzbuch (ABGB, Arbeitsvertragsrecht).*

Das Thema ,bezahlte Elternzeit” wurde bereits im Rahmen der Umsetzung der
Richtlinie 2010/18/EU kontrovers diskutiert. In der damaligen Debatte sprach sich
der Landtag kritisch gegeniiber einer bezahlten Elternzeit aus. Er beflirwortete

eine Minimalumsetzung, somit eine unbezahlte Elternzeit.

Die vorliegende Richtlinie (EU) 2019/1158° baut auf den Bestimmungen der Richt-
linie 2010/18/EU auf und erganzt diese, indem bestehende Rechte gestarkt und
neue eingefiihrt werden. Die Richtlinie 2010/18/EU wird durch die Richtlinie (EU)
2019/1158 aufgehoben.

1.2 Interpellation zur Finanzierung einer bezahlten Elternzeit

In Liechtenstein rickte die Richtlinie (EU) 2019/1158 erstmals durch die «Interpel-
lation zur Finanzierung einer bezahlten Elternzeit» vom 3. Februar 2020, einge-
reicht durch die Abgeordneten Georg Kaufmann, Thomas Lageder und Patrick
Risch und deren Beantwortung durch die Regierung vom 27. Oktober 2020 (Nr.
121/2020) in den Fokus.

Die Interpellanten stellten darin folgende Fragen an die Regierung:

. Wie viele Geburten hatten in den Jahren 2010 bis 2018 jeweils einen An-

spruch auf eine bezahlte Elternzeit ausgeldst, gabe es diese in Liechtenstein?

Allgemeines biirgerliches Gesetzbuch vom 1. Juni 1811, LGBI. 1003 Nr. 1, idgF.

Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbar-
keit von Beruf und Privatleben fir Eltern und pflegende Angehérige und zur Aufhebung der Richtlinie
2010/18/EU des Rates (ABI. L 188 vom 12.7.2019, S. 79-93).
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. Wie hoch wéaren die Kosten fiir die Jahre 2010 bis 2018 jeweils gewesen,
wenn die Elternzeit mit 80% des statistisch ermittelten Medianlohns des

Vorjahres fiir vier Monate vergiitet worden ware?

. Uber welche Kanile oder Quellen kénnte eine bezahlte Elternzeit in Liech-

tenstein finanziert werden?

Unter den von den Interpellanten vorgegebenen Rahmenbedingungen kam die
Regierung in der Interpellationsbeantwortung zum Schluss, dass im Jahr 2018 ins-
gesamt rund 1'400 Personen anspruchsberechtigt gewesen waren und bei einem
vollstandigen Bezug der Elternzeit in diesem Jahr zu den von den Interpellanten
vorgegebenen Konditionen insgesamt Kosten von rund CHF 30.5 Mio. entstanden
waren. Weitere Kosten, welche den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern durch Ab-
wesenheiten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern entstehen hatten kén-
nen, wurden in dieser Betrachtung nicht berlicksichtigt. Hinsichtlich der Frage
nach den moglichen Finanzierungsquellen fiihrte die Regierung aus, dass letztlich
nur die Arbeitgebenden, die Arbeitnehmenden oder die Steuerzahler als mogliche
Quellen in Frage kommen. Alle anderen Quellen, also insbesondere Sozialsysteme,

wurden letztlich von einer oder mehrerer dieser drei Quellen finanziert.

1.3 Petition der IG Elternzeit

Am 10. August 2021 reichten die Petitiondre Stephan Agnolazza-Hoop, Lino Na-
gele, Sarah Nagele und Orlando Wanner als Vertreter der Interessensgemein-
schaft Elternzeit (IG Elternzeit) die Petition «Elternzeit — die liechtensteinische L6-

sung» ein.

Die Petitiondre baten den Landtag, die Regierung damit zu beauftragen, bis Ende
2021 einen Vorschlag zur Einfihrung einer flexiblen, bezahlten Elternzeit in Ab-

stimmung mit der EU-Regelung (Richtlinie (EU) 2019/1158) und auf Grundlage des



14

Vorschlages «Elternzeit —eine liechtensteinische Lésung» auszuarbeiten und in die

Vernehmlassung zu schicken.

Der Vorschlag der IG Elternzeit «Elternzeit — eine liechtensteinische Losung» sieht

dabei eine Elternzeit bestehend aus zwei Phasen vor.

In der Kennenlernphase (wéhrend des ersten Lebensjahrs des Kindes) sollte ein
Anspruch der Mutter auf zehn Wochen Mutterschaftsschutz und vier Wochen
Mutterschaftszeit, ein Anspruch des Vaters auf zwei Wochen Vaterschaftszeit und
ein gemeinsamer Anspruch von Mutter und Vater auf acht Wochen (ibertragbare
und flexible Elternzeit bestehen. Vergilitet werden sollten diese Anspruchszeiten
mit 80% des AHV-pflichtigen Lohnes vor der Geburt des Kindes, was gemass Be-
rechnungen der IG Elternzeit zu effektiven Gesamtkosten von CHF 15 — 25 Mio.

pro Jahr fiir die Kennenlernphase fiihren wiirde.

In der Bindungsphase (wahrend den ersten vier Lebensjahren des Kindes) sollten
sowohl die Mutter als auch der Vater Anspruch auf acht Wochen bezahlte Mutter-
bzw. Vaterschaftszeit haben und zudem sollte ein gemeinsamer Anspruch auf 16
Wochen unbezahlte, frei (bertragbare Elternzeit bestehen. Vergitet werden sol-
len die bezahlte Mutter- bzw. Vaterschaftszeit mit 80% des AHV-pflichtigen Loh-
nes vor der Geburt des Kindes bis zu einem Maximalbetrag von CHF 4’175 brutto
pro Monat was gemadss Berechnungen der IG Elternzeit zu effektiven Gesamtkos-

ten von CHF 5 - 15 Mio. pro Jahr fir die Bindungsphase fiihren wiirde.

So wiirden unter dem Strich insgesamt 56 Wochen Elternzeit resultieren, wovon
40 Wochen bezahlt wiirden. Die Gesamtkosten beliefen sich nach Schatzung der

IG Elternzeit auf CHF 20 — 40 Mio. pro Jahr.

Eine Finanzierung der Elternzeit Gber einen gleich hohen Beitrag von Arbeitgebe-

rin bzw. Arbeitgeber und Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer sei aus Sicht der IG
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Elternzeit der logische Schritt. Hierflir wurde die Schaffung einer eigens daftir vor-

gesehenen Kasse beflirwortet.

Der Landtag behandelte die Petition «Elternzeit — die liechtensteinische Losung»
in seiner Sitzung vom 1. September 2021. Nach eingehender Diskussion wurde die
Petition mit 24 Stimmen bei 25 Anwesenden zur geeigneten Verfligung an die Re-

gierung Uberwiesen.

1.4 Positionspapier des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverbands

(LANV)

Im Positionspapier ,,Bessere Bedingungen fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben fir Eltern und pflegende Angehdrige” vom August 2021 legt der LANV
seine Vorstellungen zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 dar. Erklartes
Ziel des LANV ist es, durch gezielte Massnahmen die Eigenbetreuung des Kindes
durch die Eltern im ersten Lebensjahr zu ermdoglichen, ohne dass die Eltern

dadurch berufliche oder gravierende finanzielle Nachteile haben.

Zusammengefasst wird vom LANV im Wesentlichen folgendes gefordert bzw. vor-

geschlagen:
. Bezahlte Stillzeit (kein Bestandteil der Richtlinie (EU) 2019/1158);

. Beibehaltung der Mutterschaftskarenz von 20 Wochen; keine Kiirzung, keine

Ubertragung;

. 10-tagige, zu mindestens 80% des AHV-pflichtigen Lohns vergiitete Vater-

schaftszeit;

. Neunwochige, zu 80% des AHV-pflichtigen Lohns vergiitete Elternzeit; De-

ckelung bei Hohe des Medianlohns;

. Finanzierung der bezahlten Elternzeit und der Vaterschaftszeit tiber die FAK;
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. Kosten der bezahlten Elternzeit und der Vaterschaftszeit sollen Arbeitge-
bende und Arbeitnehmende tragen; Arbeitnehmende sollen neu einen soli-

darischen Beitrag zusteuern.

1.5 Positionierung des Liechtensteinischen Bankenverbands, der Liechtenstei-
nischen Industrie- und Handelskammer und der Wirtschaftskammer

Liechtenstein

Auch die Wirtschaftsverbdande — namentlich der Liechtensteinische Bankenver-
band, die Wirtschaftskammer Liechtenstein und die Liechtensteinische Industrie-
und Handelskammer — haben sich hinsichtlich der Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/1158 positioniert. Folgende Kernaussagen lassen sich hieraus zusammenfas-

sen:

. der Vereinbarkeit von Familie und Beruf kommt, auch mit Blick auf die

Standortattraktivitat, eine grosse Bedeutung zu;

. Uber die Mindestvorgaben der EU soll nicht hinausgegangen werden (zwei

Monate bezahlte Elternzeit, 10 Tage bezahlte Vaterschaftszeit);

. der grosse Wettbewerbsvorteil des Wirtschaftsstandortes Liechtenstein,
sprich vergleichsweise niedrige Lohnnebenkosten bei gleichzeitig hohen

Lohnen, soll erhalten bleiben;

. der bezahlte Teil von zwei Monaten muss die finanzielle Uberbriickung der

Elternzeit ermdglichen, aber die Eltern nicht 1:1 entschadigen;

. insbesondere mit Blick auf Geringverdienende wird eine Grundsicherung an-

statt eines prozentualen Anteils des Lohnes gefordert;

. fir die Finanzierung soll keine neue Kasse aufgebaut werden.
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2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

2.1 Umsetzung von EWR-Recht

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 ist EWR-relevant. Das heisst, dass sie in das EWR-
Abkommen tbernommen und von den EWR/EFTA-Staaten, somit auch von Liech-
tenstein, bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist in nationales Recht umgesetzt wer-

den muss.

Aktuell befindet sich die Richtlinie (EU) 2019/1158 noch im Ubernahmeverfahren
in das EWR-Abkommen. Sie ist somit noch nicht EWR-Rechtsbestand und fiir Liech-

tenstein noch nicht verbindlich.

Aktuell wird davon ausgegangen, dass die Richtlinie (EU) 2019/1158 Mitte 2024 in
das EWR-Abkommen (ibernommen wird und in Kraft tritt. Zu diesem Zeitpunkt

endet auch die Umsetzungsfrist fir die EWR/EFTA-Staaten.

Die Regierung hat mit Beschluss vom 22. Februar 2022 (LNR 2022-256) eine Ar-
beitsgruppe eingesetzt und mit dem Auftrag befasst, den Umsetzungsbedarf zu
ermitteln, die notwendigen Umsetzungsmassnahmen im Detail vorzubereiten und
bis spatestens Ende Februar 2023 einen entsprechenden Vernehmlassungsbericht

auszuarbeiten.

Die Arbeiten konnten frither abgeschlossen und der Vernehmlassungsbericht be-
reits am 13. Dezember 2022 mit Frist zur Stellungnahme bis 17. Marz 2023 publi-

ziert werden.
Die Ergebnisse der Vernehmlassung werden ndher in Kapitel 4 vorgestellt.
2.2 Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Fiir die Regierung ist die Férderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein

wichtiges Anliegen — sowohl aus gesellschaftlicher als auch wirtschaftlicher
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Perspektive. Sie hat sich daher im aktuellen Regierungsprogramm 2021-2025 zum
Ziel gesetzt, die Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
innerhalb der Bereiche Staat, Gemeinden und Wirtschaft zu koordinieren und zu
optimieren. Insbesondere sollen das Angebot von ausserhduslicher Kinderbetreu-
ung sowie von Tagesstrukturen und Mittagstischangeboten bedarfsgerecht ausge-
staltet werden. Eine weitere Massnahme ist die Erleichterung der Inanspruch-
nahme der Elternzeit im ersten Lebensjahr nach der Geburt des Kindes. Letzteres
ist, wie die Familienumfrage aus dem Jahr 2018 gezeigt hat, ein grosses Anliegen

der Bevolkerung.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist dabei nicht ,,nur” ein klares gesell-
schaftspolitisches Bediirfnis, sondern auch eine wirtschaftspolitische Notwendig-
keit. Denn mit Massnahmen zur besseren Vereinbarkeit kann auch das Potential
an inlandischen Arbeitskraften noch besser genutzt und ausgeschopft werden als
bislang. Mit Blick auf den zunehmenden Fachkrafte- bzw. Arbeitskraftemangel be-

steht hier auf jeden Fall Handlungsbedarf.

Die Erwerbsquote der Frauen in Liechtenstein liegt mit 71% etwa gleich hoch wie
in Osterreich (71.3%) und etwas hdher als der EWR-Durchschnitt von 67.7%. Sie
ist hingegen tiefer als in Deutschland (75.9%), der Schweiz (77.8%) und den beiden
EWR/EFTA-Staaten Island und Norwegen (jeweils 77.5%).° Hier besteht also noch
Potential und es sind geeignete Massnahmen zu (iberlegen und umzusetzen, so-

wohl von Seiten des Staates als auch der Wirtschaft.

6 https://www.statistikportal.li/de/publikation/282-erwerbstaetigkeit-dezember-2020/2021/01/v-
1/p11514 (Folie 4); zuletzt abgerufen am 19. Dezember 2023.


https://www.statistikportal.li/de/publikation/282-erwerbstaetigkeit-dezember-2020/2021/01/v-1/p11514
https://www.statistikportal.li/de/publikation/282-erwerbstaetigkeit-dezember-2020/2021/01/v-1/p11514
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3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

3.1 Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158

3.1.1 Gegenstand und Inhalt

Nach Ansicht der EU-Kommission haben unausgewogene Regelungen der Eltern-
zeit fUr Frauen und Manner, eingeschrankte Moglichkeiten zur Inanspruchnahme
flexibler Arbeitsregelungen, unzureichende Betreuungs- und Pflegedienste sowie
wirtschaftliche Negativanreize allesamt die Herausforderungen im Zusammen-

hang mit der Erwerbstatigkeit von Frauen verscharft.

Zudem bietet der derzeitige Rechtsrahmen auf EWR-Ebene Méannern nur wenig
Anreize, einen gleichwertigen Anteil an den Betreuungsaufgaben zu Gibernehmen.
So gibt es derzeit keine in das EWR-Abkommen Gbernommenen EU-Rechtsvor-
schriften lGber Vaterschaftszeit oder Betreuungszeit, mit Ausnahme des Rechts auf
Freistellung aufgrund hoherer Gewalt. Dadurch werden die geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede bei Erwerbstatigkeit und Betreuungspflichten weiter ver-

starkt.

Umgekehrt sind geméss Aussagen der EU-Kommission positive Auswirkungen fest-
zustellen, wenn Vater die Regelungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familienle-
ben, etwa Freistellungen aus familidgren Griinden, in Anspruch nehmen. Diese Va-
ter beteiligten sich auch spater starker an der Kindererziehung, der Anteil der un-
bezahlten Arbeit, die Frauen im Vergleich zu Mannern leisteten, verringere sich

und den Frauen bleibe mehr Zeit, eine bezahlte Beschaftigung auszuliben.

Die EU-Kommission hat daher den Vorschlag fiir eine neue «Work-Life-Balance»-

Richtlinie vorgelegt. Als Richtlinie (EU) 2019/1158 ist diese am 1. August 2019 in
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Kraft getreten. Sie war von den EU-Mitgliedstaaten innerhalb einer Frist von drei

Jahren, konkret bis zum 2. August 2022, umzusetzen.’

Fur die EWR/EFTA-Staaten endet die Frist zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/1158, wie oben dargelegt, mit dem Datum des Inkrafttretens des entspre-

chenden EWR-Ubernahmebeschlusses.

Um eine Gleichstellung von Méannern und Frauen im Hinblick auf deren Arbeits-
marktchancen herzustellen und die Vereinbarkeit von Beruf und Familienleben zu
erleichtern sieht die Richtlinie (EU) 2019/1158 individuelle Rechte, insbesondere
in Bezug auf Vaterschaftszeit, Elternzeit, Betreuungszeit, Freistellung aufgrund ho-

herer Gewalt und flexible Arbeitsregelungen, vor.
Diese Rechte bilden den Kerngehalt der Richtlinie (EU) 2019/1158.

3.1.2 Einfihrung einer bezahlten Elternzeit

Bisherige Regelung

In Umsetzung der Vorgangerrichtlinie 2010/18/EU besteht derzeit auf nationaler
Ebene ein Anspruch auf unbezahlte Elternzeit im Umfang von jeweils vier Monaten
pro Elternteil, sofern als Eltern- bzw. Pflegeelternteil mit dem Kind gemeinsam im
Haushalt gelebt und dieses lGberwiegend selbst betreut wird (§ 1173a Art. 34a ff.
ABGB).

Die Frist fur die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 endete fiir die EU-Staaten am 2. August 2022.
Am 19. April 2023 informierte die EU-Kommission, dass die Richtlinie in 11 EU-Mitgliedstaaten noch im-
mer nicht vollstandig umgesetzt wurde. Sie ibermittelte daher eine mit Griinden versehene Stellung-
nahme an Belgien, Frankreich, Irland, Griechenland, Kroatien, Luxemburg, Osterreich, Spanien, Slowe-
nien, Tschechien und Zypern. Diesen Mitgliedstaaten wurde eine Frist von zwei Monaten gegeben, um
der mit Griinden versehenen Stellungnahme nachzukommen. Andernfalls kann die EU-Kommission beim
Gerichtshof der Europdischen Union Klage gegen diese Staaten einreichen. (https://ec.europa.eu/com-
mission/presscorner/detail/de/ip_23_2112).


https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_2112
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_2112
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Anspruch auf Elternzeit besteht, wenn das Arbeitsverhaltnis mehr als ein Jahr ge-

dauert hat oder es auf mehr als ein Jahr eingegangen wurde.

Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer ist berechtigt, die Elternzeit in Vollzeit,
in Teilzeit, in Teilen oder stundenweise zu beziehen. Dabei ist auf die berechtigten
Interessen der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers und der Arbeitnehmerin bzw.

des Arbeitnehmers Ricksicht zu nehmen.

Neuregelung gemdss der Richtlinie (EU) 2019/1158

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 bringt einige Anderungen beziiglich der Ausgestal-

tung der Elternzeit mit sich.

Die EU-Kommission hat festgestellt, dass bisher die meisten Vater ihr Recht auf
Elternzeit nicht in Anspruch nehmen oder einen betrachtlichen Teil ihres Eltern-
zeitanspruchs auf die Mutter Ubertragen, soweit dies im jeweiligen Staat zuldssig
ist. Die Richtlinie (EU) 2019/1158 dehnt daher den Mindestzeitraum der Elternzeit,
der nicht von einem Elternteil auf den anderen lbertragen werden kann, von ei-
nem auf zwei Monate aus. Dies soll Vater zur Inanspruchnahme von Elternzeit er-
mutigen. Mit anderen Worten, die Richtlinie (EU) 2019/1158 sieht vor, dass zu-
mindest zwei Monate der (mindestens vier Monate zu dauernden) Elternzeit nicht
Ubertragbar sind. Sie l3sst aber auch die Option zu, Giberhaupt keine Ubertragbar-

keit zwischen Mutter und Vater vorzusehen.

Die Mitgliedstaaten sollen die Frist, innerhalb welcher eine Arbeitnehmerin bzw.
ein Arbeitnehmer der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber melden muss, dass El-
ternzeit beantragt wird, selbst festlegen. Sie sollen auch entscheiden kénnen, ob
der Anspruch auf Elternzeit an eine bestimmte Betriebszugehorigkeitsdauer ge-

bunden sein soll.
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Um die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und jene der Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber ausgewogen zu berlicksichtigen, sollen die Mitglied-
staaten weiter entscheiden kénnen, ob es der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitge-
ber unter bestimmten Bedingungen erlaubt sein soll, die Gewahrung einer Eltern-

zeit aufzuschieben.

Der Zeitraum, innerhalb dessen Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer Anspruch
auf Elternzeit haben, soll an das Alter des Kindes geknlipft sein. Dieses Alter soll so
festgelegt werden, dass beide Elternteile ihren Anspruch auf Elternzeit tatsachlich

in vollem Umfang geltend machen kdnnen.

Gemass der Richtlinie (EU) 2019/1158 sind mindestens zwei Monate Elternzeit zu
bezahlen oder zu vergiten. Die Bezahlung oder Vergiitung ist von den EWR-Staa-
ten oder den Sozialpartnern so festzulegen, dass die Inanspruchnahme von Eltern-

zeit durch beide Elternteile erleichtert wird.

Umsetzungsvorschlag

Die Elternzeit ist aktuell unter dem Begriff ,Elternurlaub®in drei Bestimmungen (§
1173a Art. 34a bis Art. 34c ABGB) geregelt. Neu soll der Kernregelungsgehalt der
Elternzeit in § 1173a Art. 34c ABGB Uberfihrt werden.

Wie bereits nach geltendem Recht besteht — rein arbeitsrechtlich — ein Anspruch
auf vier Monate Elternzeit pro Elternteil. Dies entspricht der Mindestanforderung
von Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158. Ebenso soll der Anspruch auf El-
ternzeit wie bislang nicht Gibertragbar sein. Damit kann nach Ansicht der Regierung
das Ziel der Richtlinie (EU) 2019/1158, die Chancengleichheit von Mann und Frau
im Erwerbsleben zu férdern und die Diskriminierung von Mdttern im Arbeitsleben

zu mindern, am besten erreicht werden.
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Entstehungszeitpunkt des Anspruchs auf Elternzeit (Lebendgeburt des Kindes bzw.
Annahme an Kindesstatt oder Pflegekindschaftsverhaltnis) und Ende der Rahmen-
frist flir deren Bezug (bis zum dritten Lebensjahr des Kindes bzw. bis zum fiinften
Lebensjahr bei einer Adoption oder einem Pflegekindschaftsverhaltnis) werden

beibehalten.
In einigen Punkten wird der Gehalt des bestehenden Rechts allerdings abgedndert:

Die Formel «hat das Arbeitsverhéltnis mehr als ein Jahr gedauert oder ist es auf
mehr als ein Jahr eingegangen» wird verkiirzt, sodass kiinftig nur noch bezugsbe-
rechtigt sein soll, wer tatsachlich seit mehr als einem Jahr im selben Betrieb be-

schaftigt ist.

Auf das Kriterium, dass die Elternzeit nur von einer Person bezogen werden kann,
die mit dem Kind im selben Haushalt lebt, soll aufgrund der Vielfalt heutiger Le-

bensmodelle kiinftig verzichtet werden.

Neu zu regeln ist zudem die Vergitung der Elternzeit. Entsprechend sind Anpas-
sungen im Familienzulagengesetz (FZG)® vorgesehen. Konkret schligt die Regie-
rung vor, dass zwei der vier Monate Elternzeit je Elternteil vergiitet werden. Die
Verglitung soll 100% des durchschnittlichen massgebenden Monatslohns betra-
gen, jedoch begrenzt auf das Doppelte des Hochstbetrags der monatlichen Alters-
rente im Sinne von Art. 68 des Gesetzes Uber die Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung (AHVG)® bei liickenloser Beitragsdauer. Eine solche Monatsrente betrigt
momentan CHF 2'380. Die maximale Vergltung der Elternzeit betragt somit CHF
4'760 pro Monat. Finanziert und administriert wird die verglitete Elternzeit durch

die Familienausgleichskasse (FAK).

Gesetz vom 18. Dezember 1985 Uber die Familienzulagen (Familienzulagengesetz; FZG), LGBI. 1986 Nr.
28, idgF.

Gesetz vom 14. Dezember 1952 (iber die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG), LGBI. 1952 Nr.
29, idgF.
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Zu bedenken gilt hierbei, dass die Vergitung der Elternzeit nicht die einzige finan-
zielle Leistung im Zusammenhang mit Kindern ist. Es bestehen daneben die ein-
malige Geburtszulage/Adoptionszulage in Hohe von CHF 2’300 bei Geburt/Adop-
tion eines Kindes (CHF 2’800 pro Kind bei Mehrlingsgeburten) und die anschlies-
send laufenden Kinderzulagen in Hohe von CHF 280 monatlich pro Kind, erhoht
auf CHF 330 monatlich pro Kind ab dem dritten Kind bzw. ab dem 10. Altersjahr

des Kindes.

Zu erwahnen ist hier zudem, dass die Fortschrittliche Blrgerpartei (FBP) mit ihrer
«Initiative zur Erhéhung der Familienzulagen der Familienausgleichskasse FAK»
vom 4. September 2023 einen konkreten Vorschlag zur Erh6hung der Kinderzula-
gen von CHF 280 monatlich (respektive CHF 330 monatlich) auf CHF 310 monatlich
(respektive CHF 360 monatlich), der Geburtszulage von CHF 2’300 (respektive
CHF 2’800) auf CHF 2'500 (respektive CHF 3’050) sowie der Alleinerziehendenzu-
lage von CHF 110 monatlich auf CHF 120 monatlich eingebracht hat.

Weitere Ausfihrungen zur Finanzierung der Elternzeit finden sich in Kapitel 3.5.

3.1.3 Einflihrung einer bezahlten Vaterschaftszeit

Bisherige Regelung

Das aktuelle nationale Recht sieht keine Vaterschaftszeit im Sinne der Richtlinie

(EU) 2019/1158 vor.

Neuregelung gemdss der Richtlinie (EU) 2019/1158

Um eine gleichmadssigere Aufteilung von Betreuungsaufgaben zwischen Frauen
und Mannern zu férdern und den friihzeitigen Aufbau einer engen Bindung zwi-
schen Vatern und Kindern zu ermoglichen, wird mit der Richtlinie (EU) 2019/1158

eine verbindliche Vaterschaftszeit eingefiihrt. Diese Vaterschaftszeit sollte um den
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Zeitpunkt der Geburt des Kindes herum genommen werden und eindeutig mit der
Geburt — zum Zweck der Erbringung von Betreuungsleistungen — zusammenhan-

gen.

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 sieht einen Anspruch auf zehn Arbeitstage Vater-
schaftszeit vor. Dieser darf nicht an eine vorherige Beschéaftigungs- oder Betriebs-

zugehorigkeitsdauer geknipft werden.

Die Bezahlung/Vergiitung der Vaterschaftszeit muss mindestens der Bezah-
lung/Vergutung entsprechen, die der betreffende Arbeitnehmer im Falle einer Un-
terbrechung seiner Tatigkeit aus Griinden im Zusammenhang mit seinem Gesund-
heitszustand erhalten wiirde. Der Anspruch auf eine Bezahlung/Vergitung der Va-
terschaftszeit kann von einer vorherigen Beschaftigungsdauer abhangig gemacht
werden. Diese darf jedoch maximal sechs Monate unmittelbar vor dem errechne-

ten Geburtstermin des Kindes betragen.

Die EWR-Staaten sind frei darin zu bestimmen, ob die Vaterschaftszeit auch teil-
weise vor der Geburt des Kindes, ausschliesslich danach oder ob sie in flexibler

Form genommen werden kann.

Umsetzungsvorschlag

Die Vaterschaftszeit wird neu in § 1173a Art. 34b ABGB geregelt. Es ist vorgesehen,
dass der rechtliche Vater zum Zweck der Betreuung des Kindes einen Anspruch auf
eine Freistellung von zwei aufeinanderfolgenden Arbeitswochen hat. Die Vater-
schaftszeit ist innert acht Monaten ab Geburt des Kindes zu beziehen und wird,
gestltzt auf den neu eingeflihrten Art. 15a KVG, mit 80% des AHV-pflichtigen Loh-

nes vergitet.
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3.1.4 Einfihrung einer Betreuungszeit

Bisherige Regelung

Das aktuelle nationale Recht sieht keine Betreuungszeit im Sinne der Richtlinie

(EU) 2019/1158 vor.

Neuregelung gemdss der Richtlinie (EU) 2019/1158

Um Mannern und Frauen, die Betreuungsaufgaben wahrnehmen, mehr Méglich-
keiten zu bieten, berufstatig zu bleiben und somit Beruf und Familienleben besser
vereinbaren zu kénnen, sieht die Richtlinie (EU) 2019/1158 neu fiir jede Arbeit-
nehmerin und jeden Arbeitnehmer einen Anspruch auf mindestens fiinf Arbeits-
tage Betreuungszeit pro Jahr vor. Die EWR-Staaten kénnen weitere Einzelheiten,
wie beispielsweise die Vorlage eines geeigneten Nachweises, festlegen. Zudem
steht es den EWR-Staaten frei zu entscheiden, ob sie bei einer Betreuungszeit eine

Bezahlung/Verglitung gewahren.

Umsetzungsvorschlag

Die Betreuungszeit soll neu in § 1173a Art. 34d ABGB geregelt werden. Es ist vor-
gesehen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einen Anspruch auf Freistellung
im Umfang von bis zu funf Arbeitstagen zu gewdhren, um Angehdérige (Kind, El-
ternteil, Ehe- oder eingetragener Partner bzw. eingetragene Partnerin) oder im
gemeinsamen Haushalt lebende Personen zu betreuen, soweit diese aufgrund ei-
ner gesundheitlichen Beeintrdchtigung auf Betreuung angewiesen sind. Eine Ver-
gutung der Betreuungszeit ist nicht vorgesehen. Es gilt aber zu bedenken, dass be-

reits nach geltendem Recht die Betreuung von Angehdrigen, wenn die Betreuung
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langfristig ist, durch Hilflosenentschadigung bis zu CHF 952 monatlich und Pflege-

geld bis zu CHF 180 taglich finanziell unterstiitzt werden kann.

3.1.5 Freistellung aufgrund héherer Gewalt

Bisherige Regelung

In Umsetzung der Richtlinie 2010/18/EU besteht bereits heute auf nationaler
Ebene ein Anspruch von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf Freistellung
bei Krankheit oder Unfall von in Hausgemeinschaft lebenden Familienmitgliedern,
sofern ihre sofortige Anwesenheit dringend erforderlich ist und die Betreuung

nicht anderweitig organisiert werden kann.

Neuregelung gemadss der Richtlinie (EU) 2019/1158

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 sieht hinsichtlich des Anspruchs auf Freistellung auf-

grund héherer Gewalt keine Neuerungen vor.

Umsetzungsvorschlag

Die Freistellung aufgrund hoherer Gewalt ist aktuell in § 1173a Art. 29 Abs. 5 ABGB
geregelt. Diese Bestimmung soll aufgehoben und der Regelungsgehalt in § 1173a
Art. 34e ABGB (iberfiihrt werden. Dabei wird der Kreis der Familienangehorigen,
fir welche eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer den Anspruch auf Freistel-
lung aufgrund hoherer Gewalt geltend machen kann, neu abschliessend definiert,
das Kriterium der Hausgemeinschaft gestrichen und die bereits heute geltende,

volle Lohnfortzahlung explizit aufgenommen.



28

3.1.6 Flexible Arbeitsregelungen aus familidgren Griinden

Bisherige Regelung

In der Richtlinie 2010/18/EU wird ausgefiihrt, dass es erwerbstatigen Eltern durch
flexible Arbeitsregelungen ermdoglicht werden soll, ihre beruflichen und elterlichen
Pflichten besser miteinander in Einklang zu bringen. Konkret vorgeschrieben wird
durch das aktuelle EWR-Recht jedoch lediglich ein Anspruch auf reduzierte und
flexible Arbeitszeiten nach der Riickkehr aus der Elternzeit. Umgesetzt wurde

diese Verpflichtung im geltenden § 1173a Art. 34c Abs. 2 ABGB.

Neuregelung gemdss der Richtlinie (EU) 2019/1158

Damit Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, die Eltern oder betreuende Ange-
horige sind, angeregt werden, erwerbstatig zu bleiben, sollten sie ihre Arbeits-

plane an ihre personlichen Bedurfnisse und Praferenzen anpassen kdnnen.

Neu haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Kindern bis zu einem be-
stimmten Alter, mindestens jedoch bis zum Alter von acht Jahren, sowie betreu-
ende Angehdorige daher das Recht, flexible Arbeitsregelungen fiir Betreuungszwe-
cke zu beantragen. Fiir solche flexiblen Arbeitsregelungen kann eine angemessene
zeitliche Begrenzung gelten. Die Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber prifen diese
Antrage auf flexible Arbeitsregelungen innerhalb eines angemessenen Zeitraumes,
wobei sie sowohl die eigenen Beddrfnisse als auch jene der Arbeitnehmerin bzw.
des Arbeitnehmers beriicksichtigen. Jede Ablehnung und jede Aufschiebung muss

begriindet werden.
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Nationale Umsetzung

Die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2019/1158 betreffend flexible Arbeitsregelungen
aus familidren Griinden werden neu in einer spezifischen Bestimmung, konkret

§ 1173a Art. 36b ABGB, umgesetzt.

Zu erwdhnen ist, dass die Dauer der flexiblen Arbeitsregelungen nicht beschrankt
werden soll. Hingegen soll eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer einen An-
trag auf flexible Arbeitsregelung erst stellen kdnnen, wenn sie bzw. er seit mindes-
tens sechs Monaten in einem Arbeitsverhaltnis zur selben Arbeitgeberin bzw. zum

selben Arbeitgeber steht.

3.2 FBP-Motion vom 23. September 2022 zur , Ausrichtung des Mutterschafts-

taggeldes bei langerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt”

Am 23. September 2022 reichten die FBP-Abgeordneten Albert Frick, Sebastian
Gassner, Thomas Hasler, Franziska Hoop, Johannes Kaiser, Elke Kindle, Wendelin
Lampert, Daniel Oehry, Bettina Petzold-Mahr, Sascha Quaderer, Daniel Seger, Na-
dine Vogelsang und Karin Zech-Hoop eine Motion zur Ausrichtung des Mutter-
schaftstaggeldes bei ldangerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt ein.
Die Motion wurde vom Landtag am 2. November 2022 lGberwiesen. Die Regierung
wurde beauftragt, dem Landtag eine Gesetzesdnderung vorzulegen, um berufsta-
tigen Muttern, deren Kindern aufgrund schwerer Komplikationen bei oder nach
der Geburt fir eine ldngere Zeit im Spital verbleiben miissen, den Bezug des Mut-

terschaftstaggeldes nach der Heimkehr des Kindes zu ermdglichen.

Die Regierung unterstltzt dieses Anliegen ausdriicklich. Die Umsetzung erfolgt, in-
dem in solchen Fallen der Anspruch auf Mutterschaftstaggeld um bis zu acht Wo-

chen verlangert werden kann (vgl. unten, Kapitel 5.10, Erlduterungen zu Art. 15
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Abs. 3a und 3b Krankenversicherungsgesetz, KVG?). Parallel dazu sind arbeits-
rechtliche Bestimmungen zur Dauer der Mutterschaftszeit und zum Kiindigungs-

schutz anzupassen (vgl. unten, Kapitel 5.1).

3.3 DpL-Motion vom 8. April 2019 zur , Neuregelung der Taggeldversicherung

bei Mutterschaft”

Mit der Motion vom 8. April 2019 zum Thema Neuregelung der Taggeldversiche-
rung bei Mutterschaft, welche vom Landtag am 8. Mai 2019 (iberwiesen wurde,
regen die DpL-Abgeordneten Herbert Elkuch, Erich Hasler und Thomas Rehak-ein
gedndertes Finanzierungsmodell fir das Krankengeld bei Mutterschaft im KVG an.
Sie schlagen vor, das Mutterschaftsrisiko aus der Krankengeldpramie herauszul6-
sen. Fir die Finanzierung sollen zudem nur jene Betriebe aufkommen, die in der
Krankengeldversicherung Wartefristen von weniger als flinf Monaten gewahlt ha-
ben. Die Regierung hat vorliegend eine rechtliche Umsetzung des von den Motio-
naren vorgeschlagenen Modells ausgearbeitet, wenngleich Bedenken hinsichtlich
der Erforderlichkeit und der Geeignetheit der Motion bestehen (vgl. unten, Kapitel

5.10, Allgemeines, sowie Erlduterungen zu Art. 22 Abs. 1 Bst. c® und 7a KVG).
3.4 Mutter- und Vaterschaftszeit im Falle des Todes eines Elternteils

Uber die Materie der Richtlinie (EU) 2019/1158 hinaus schligt die Regierung zu-
dem eine Losung fir jene Falle vor, in denen ein Elternteil kurz nach der Geburt

eines Kindes verstirbt.

Wenn die Mutter bei der Geburt oder in den 20 Wochen danach stirbt, soll der
Vater einen Anspruch auf eine zusatzliche, nach KVG vergitete und 20 Wochen
dauernde Freistellung haben, um sich um sein Kind zu kimmern. Fiir den umge-

kehrten Fall, dem Todesfall des Vaters wahrend der acht Monate nach der Geburt,

10 Gesetz vom 24. November 1971 Uber die Krankenversicherung (KVG), LGBI. 1971 Nr. 50, idgF.
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soll die hinterbliebene Mutter eine zusatzliche und wie die Mutterschaftszeit ver-

gltete Freistellung von zwei Wochen erhalten.

Ergdnzend wird auf die Kapitel 4.2.2.3 und 4.2.3.12 und die Erlduterungen zu den

darin genannten Gesetzesbestimmungen verwiesen.

3.5 Finanzierung, Kostenschitzung und Prognose iiber die finanziellen Aus-

wirkungen

In Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 werden zwei neue Leistungen einge-
fihrt. Zum einen handelt es sich um eine Leistung bei Inanspruchnahme der Va-
terschaftszeit und zum anderen um das Elterngeld im Sinne des Familienzulagen-

gesetzes.

Im Folgenden soll dargestellt werden, wie diese beiden Leistungen finanziert wer-
den sollen und mit welchen Kosten zu rechnen sein wird. Zudem wird jeweils eine
Prognose Uber die finanziellen Auswirkungen der Ausrichtung dieser Leistungen

aufgestellt.

Leistungen bei Inanspruchnahme der Vaterschaftszeit

Finanzierung

Die Bezahlung/Verglitung der Vaterschaftszeit muss gemdss der Richtlinie (EU)
2019/1158 mindestens der Bezahlung/Vergitung entsprechen, die der betref-
fende Arbeitnehmer im Fall einer Unterbrechung seiner Tatigkeit aus Griinden im
Zusammenhang mit seinem Gesundheitszustand erhalten wiirde. In Liechtenstein
sind dies 80% des AHV-pflichtigen Lohnes. Entsprechend soll ein neuer Art. 15a in
das KVG eingefiihrt werden, welcher die Leistung bei Inanspruchnahme der Vater-

schaftszeit regelt.
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Kostenschdtzung

Ausgehend von rund 700 Anspruchsberechtigten!! und basierend auf dem Medi-
anlohn von CHF 6‘852 (2020) ergeben sich bei vollumfanglichem Bezug (Quote der
Inanspruchnahme: 100%) in etwa folgende Kosten fiir die 10-tdgige Vaterschafts-

zeit pro Jahr:

700 (Personen) x % (Bezugsdauer 10 Arbeitstage = % Monat) x 5482 (80% von
CHF 6852 = Hochstbetrag) = CHF 1.92 Mio. pro Jahr.

Es handelt sich bei dieser Berechnung um eine grobe Kostenabschatzung. Mit ei-
nem Anteil von 50% an den 1400 Personen, die Anspruch auf Elternzeit haben,
wird der Anteil der Manner wohl unterschitzt!?. Mit dem Medianlohn (uber alle
Altersklassen) wird das Einkommen der eher jiingeren Personen, die als Vater

wahrscheinlicher in Frage kommen, hingegen eher tUberschatzt.

Prognose iiber die finanziellen Auswirkungen

Aus praktischen Uberlegungen wird vorgeschlagen, die Leistung bei Vaterschafts-
zeit analog dem Taggeld bei Mutterschaft im KVG zu regeln (vgl. unten Kapitel
5.10, Erlauterungen zu Art. 15a KVG). Die geschatzten Kosten von ca. CHF 1.92
Mio. pro Jahr entsprechen in Relation zum jahrlichen Pramienvolumen in der Kran-

kengeldversicherung von CHF 42.8 Mio. (Basis: 2022) einem Prozentsatz von 4.5%.

n Die Interpellationsbeantwortung Nr. 121/2020 geht fur die Elternzeit von gut 1'400 Anspruchsberechtig-

ten (beide Elternteile) pro Jahr aus. Auf Grundlage dieser Zahl kann von ca. 700 Vitern ausgegangen wer-
den, die zusatzlich Anspruch auf die Vaterschaftszeit haben.

12 pje Gesamtzahl von rund 1400 Anspruchsberechtigten (flr die Elternzeit) leitet sich aus der Anzahl aus-

bezahlter Geburtszulagen ab. Diese Zulage wurde 2018 (Referenzjahr) fur 378 Geburten im Inland und
753 Geburten im Ausland (Grenzganger) ausbezahlt. Anspruch auf Elternzeit besteht dabei nur, wenn die
Arbeitnehmereigenschaft gegeben ist. Bei den Geburten im Inland wurde von einer Erwerbstatigkeits-
quote der Mitter nach der Geburt von 78% und der Véter von 100% ausgegangen — somit von 295 be-
zugsberechtigten Muttern (378 Geburten x 78%) und 378 bezugsberechtigten Vatern. Bei den relevanten
Geburten im Ausland wurde angenommen, dass 100% der Bezugsberechtigten nach der Geburt ihre Ar-
beitnehmereigenschaft beibehalten, somit 753 Anspruchsberechtigte. Da bei den in Liechtenstein Be-
schaftigten mit auslandischem Wohnsitz der Anteil der Frauen lediglich ca. 36% betragt, ist anzunehmen,
dass unter diesen 753 «ausldandischen» Anspruchsberechtigten ebenfalls mehr Manner als Frauen zu fin-
den sind.
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In diesem Umfang missten die Taggeldpramien im Durchschnitt steigen, um die
zusatzliche Leistung zu finanzieren. Es ist allerdings festzuhalten, dass viele Unter-
nehmen beim Krankengeld einen sogenannten Aufschub vereinbart haben, d.h.
die Leistungen der Krankengeldversicherung setzen entsprechend spater ein,
wenn die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber fir die Zeit des Aufschubs die Lohn-
fortzahlung gewahrleistet. Bei allen Unternehmen, die sich fiir einen Aufschub von
mehr als 10 Tagen entschieden haben, tragt die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitge-

ber folglich die Kosten der Vaterschaftszeit.

Elterngeld (Leistung bei Bezug der bezahlten Elternzeit)

Finanzierung

Das Elterngeld soll durch die Familienausgleichskasse (FAK) finanziert und admi-

nistriert werden.

Dabei ist zu bedenken, dass die Beitragseinnahmen der FAK zu rund 97% aus Bei-
tragen der Arbeitgebenden bestehen. Der Beitragssatz an die FAK betragt fir Ar-
beitgebende derzeit 1.9%. Im Jahr 2022 resultierten daraus Beitragseinnahmen

von rund CHF 64 Mio.

Die Selbstandigerwerbenden erbringen aktuell rund 3% aller Beitragseinnahmen
der FAK. Der Beitrag der Nichterwerbstatigen ist mit ca. 0.45% verschwindend

klein.

Bei der Arbeitnehmerin bzw. beim Arbeitnehmer eines beitragspflichtigen Arbeit-
gebers bzw. einer beitragspflichtigen Arbeitgeberin werden derzeit fiir die FAK
keine Abzlige vom Bruttolohn gemacht. Dies soll sich nach dem vorliegenden Vor-
schlag der Regierung dndern und kiinftig zur Finanzierung der Elternzeit, sowie der
weiteren, aus der FAK finanzierten Leistungen, per 1. Januar 2025 ein Beitragssatz
fur die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an die FAK in Hohe von 0.1 Prozent-

punkten eingefiuhrt werden.
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Die Neueinfuhrung eines Arbeitnehmerbeitrages in Héhe von 0.1 Prozentpunkten
auf Basis der entsprechenden Zahlen aus dem Jahr 2022 fiihrt zu rund CHF 3.4 Mio.
Mehreinnahmen pro Jahr zugunsten der FAK. Die Einfihrung eines Arbeitnehmer-
beitrages ist auch mit Blick auf die durch die parlamentarische Initiative der Fort-
schrittliche Biirgerpartei (FBP) vom 4. September 2023 angestossene Diskussion
betreffend die Erhéhung der Familienzulagen, welche ebenfalls iber die FAK fi-

nanziert werden, angezeigt.

Zu beachten gilt, dass sich durch die Einfihrung eines Beitragssatzes fir die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer an die FAK in Hohe von 0.1 Prozentpunkten
auch der Beitrag der Selbstandigerwerbenden um 0.1 Prozentpunkte und in ge-

ringfligigem Masse auch der Beitrag der Nichterwerbstatigen erhohen wird.

Zusatzlich zu diesen Beitragen finanziert sich die FAK durch Ertrage aus der Bewirt-

schaftung des Vermaogens.

Nachdem der Staatsbeitrag im Jahr 1992 abgeschafft wurde (LGBI. 1992 Nr. 10)
leistet der Staat selbst keine Beitrage mehr an die FAK. Er hatte jedoch ein Defizit
zu tragen. Sofern das Vermogen der FAK auf Ende eines Kalenderjahres unter eine
Jahresausgabe in Reserve fallt, hat das Land der FAK den entsprechenden Diffe-

renzbetrag zu ersetzen (Art. 47 FZG).

Kostenschdtzung

Ausgehend von den Annahmen in der Interpellationsbeantwortung Nr. 121/2020
hatten rund 1'400 Personen Anspruch auf bezahlte Elternzeit. Gemass der gegen-
standlichen Regierungsvorlage sollen zwei der vier Monate Elternzeit je Elternteil
vergltet werden. Die Verglitung soll 100% des durchschnittlichen massgebenden
Monatslohns betragen, jedoch begrenzt auf das Doppelte des Hochstbetrags der
monatlichen Altersrente im Sinne von Art. 68 AHVG. Dieser Hochstbetrag liegt mo-

mentan bei CHF 2380, der doppelte Betrag somit bei CHF 4°760.
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Wenn das Elterngeld tatsachlich von rund 1'400 Personen vollumfanglich (Quote
der Inanspruchnahme: 100%) bezogen wiirde und wenn diese ausserdem alle ei-
nen Jahreslohn von mindestens CHF 57‘000 hatten (CHF 4760 x 12), ware also mit
maximalen Kosten von 1'400 (Personen) x 2 (Bezugsdauer in Monaten) x CHF 4760

(monatlicher Hochstbetrag) zu rechnen: somit mit rund CHF 13.4 Mio. pro Jahr.

Wesentlich realistischer erscheint jedoch der Bezug von Elterngeld durch ca. 50 —
75% der Anspruchsberechtigten. Die jahrlichen Kosten wiirden sich — wiederum
unter der Voraussetzung, dass alle Bezligerinnen und Bezliger einen Jahreslohn
von mindestens CHF 57000 hatten — dann auf ca. CHF 6.7 — CHF 10 Mio. pro Jahr

belaufen.

Prognosen liber die finanziellen Auswirkungen

In den folgenden schematischen Darstellungen wird aufgezeigt, wie sich die FAK-
Jahresausgaben in Reserve bei verschiedenen Konstellationen bis ins Jahr 2040

entwickeln wirden.

Der Regierung ist es wichtig zu betonen, dass es sich um reine Modellrechnungen
handelt. Diese kénnen lediglich aufzeigen, welche ungefahren Auswirkungen der

eine oder andere gesetzgeberische Entscheid hat.

Séamtlichen Berechnungen wurden folgende Faktoren zu Grunde gelegt:

Das jahrliche Beitragswachstum wurde mit 2.5%, die Vermdgensertrdage auf dem
Eigenkapital des Vorjahres mit 2.5% und das erwartete jahrliche Ausgabenwachs-

tum mit 3% kalkuliert.

Angenommen wurde ausserdem, dass das Elterngeld per 1. Juli 2024 in Kraft tritt.
Dieses Datum wurde in den Modellrechnungen auch fir die Erhéhung der Famili-
enzulagen (parlamentarische Initiative der FPB vom 4. September 2023) angenom-

men.
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Flir das Datum des Inkrafttretens der Erhohung des Beitragssatzes von 1.9% auf

2.0% wurde der 1. Januar 2025 simuliert.

Weiter ist zu bedenken, dass auch Eltern, deren Kinder am Tag des Inkrafttretens
der Vorlage das dritte Lebensjahr bzw. im Falle der Annahme an Kindesstatt oder
eines auf Dauer begriindeten Pflegekindschaftsverhéltnisses das flinfte Lebens-
jahrnoch nicht vollendet haben, den Anspruch auf Elternzeit nach den neuen Best-

immungen geltend machen kénnen.

Eine Ubergangsbestimmung, welche an das Geburtsdatum des Kindes ankniipfen
und den Anspruch auf Elternzeit auf Kinder, die nach dem Inkrafttreten der Vor-
lage geboren sind, beschranken wiirde, wiirde gegen EWR-Recht verstossen'3. Vor
diesem Hintergrund wurde in den folgenden Berechnungen jeweils die Annahme
getroffen, dass die Bezugsquote der "Geburten vor Inkrafttreten" 75% der Bezugs-

guote der "Geburten nach Inkrafttreten" betragt.

Zudem ist zu berlicksichtigen, dass in den dargestellten Rechenmodellen simuliert
wird, dass das Elterngeld bereits ab dem Tag der Einfihrung (in den Modellrech-
nungen angenommen: per 1. Juli 2024) voll zum Tragen kommt. Wahrscheinlicher
ist hingegen, dass in den Anfangsjahren die Inanspruchnahme weniger ausgepragt

ist und dass diese neue Leistung erst nach und nach zum Tragen kommt.

Es ist aber wichtig, dass zumindest in den ersten Jahren nicht ohne Not grundsatz-
liche Anderungen der Leistungshéhe beim Elterngeld vorgenommen werden, da
sonst die eine Gruppe (welche die Leistung sofort bezieht) gegentiber der anderen

Gruppe (welche zuwartet) ungleich behandelt wird.

13 siehe Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 25. Februar 2021 in der Rechtssache C-129/20, XI ge-
gen Caisse pour I'avenir des enfants, Randziffer 45, [ECLI:EU:C:2021:140], und das hierin genannte Urteil
des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 14. April 2005 in der Rechtssache C-519/03, Kommission der Euro-
paischen Gemeinschaften gegen GroRBherzogtum Luxemburg, Randziffer 47, [E-CLI:EU:C:2005:234].
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a) Einfuhrung von Elterngeld ohne Beitragsdnderungen und ohne Erhdhung der

Familienleistungen

In den folgenden drei Grafiken wird aufgezeigt, wie sich die FAK-Jahresausgaben
in Reserve bei verschiedenen Bezugsquoten der Elternzeit (100%, 75% und 50%
der , Geburten nach Inkrafttreten” bzw. dazu korrelierend 75%, 56.25% und 37.5%
der ,Geburten vor Inkrafttreten”) bei gleichbleibenden Beitragen und ohne Be-
riicksichtigung einer allfalligen Erhohung der Familienleistungen wie in der parla-
mentarischen Initiative der FBP vom 4. September 2023 vorgeschlagen, bei wel-
cher von Mehrkosten in Hohe von rund CHF 6.5 Mio. jahrlich ausgegangen wird,

bis ins Jahr 2040 prognostisch entwickeln wiirden.

Dabei wird davon ausgegangen, dass die Bezliger der Elternzeit diese wahrend der
maximal moglichen Bezugsdauer (2 Monate) und zur maximal moglichen Hohe
(100% von CHF 4‘760) beziehen.

FAK-Jahresausgaben in Reserve

Bezugsquote Elterngeld 100% ab 1. Juli 2024

[ohne Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025]
[ohne Erhohung Familienzulagen ab 1. Juli 2024]
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FAK-Jahresausgaben in Reserve

Bezugsquote Elterngeld 75% ab 1. Juli 2024

[ohne Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025]
[ohne Erhéhung Familienzulagen ab 1. Juli 2024]

2022;4.77
e —
2040; 3.85
2024;3.11
O M~ O A N < W OO d N M < U O~ O
FIFIFIFINNNNNNNNNNMMMMMMMMMME
o 0O 0 O 0O 0 00 0 0 000000000 oo o oo
NN N NSNS NN SN eSS NN NN NN NN
FAK-Jahresausgaben in Reserve
Bezugsquote Elterngeld 50% ab 1. Juli 2024
[ohne Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025]
[ohne Erhohung Familienzulagen ab 1. Juli 2024]
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b) Einfuhrung von Elterngeld mit Beitragsdnderungen aber ohne Erh6hung der Fa-

milienleistungen

Im Vergleich zu den Modellrechnungen unter Punkt a) gehen die folgenden Mo-
dellrechnungen von einer Erh6hung des Beitragssatzes auf 2.0% aus. Das heisst:
unverandert 1.9% fir Arbeitgeber, neu 0.1% fiir Arbeitnehmer und 2.0% fur die
Ubrigen Beitragspflichtigen (Selbstdandigerwerbende, Arbeitnehmer ohne bei-

tragspflichtigen Arbeitgeber, Nichterwerbstatige). Die (ibrigen Parameter bleiben

sich gleich.
FAK-Jahresausgaben in Reserve
Bezugsquote Elterngeld 100% ab 1. Juli 2024
Erh6hung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025
[ohne Erhohung Familienzulagen ab 1. Juli 2024]
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c) Einfihrung von Elterngeld und Erhéhung der Familienleistungen ohne Beitrags-

anderungen

Im Vergleich zu den Modellrechnungen unter Punkt a) gehen die folgenden Mo-
dellrechnungen von einer Erhéhung der Familienleistungen (einmalige Geburtszu-
lage, monatliche Kinderzulage, monatliche Alleinerziehendenzulage) im Sinne der
erwdhnten parlamentarischen Initiative der FBP im Gesamtumfang von rund CHF

6.5 Mio. jahrlich aus. Die Gbrigen Parameter bleiben sich gleich.

FAK-Jahresausgaben in Reserve

Bezugsquote Elterngeld 100% ab 1. Juli 2024
Erhéhung Familienzulagen ab 1. Juli 2024

[ohne Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025]
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FAK-Jahresausgaben in Reserve

Bezugsquote Elterngeld 75% ab 1. Juli 2024
Erh6hung Familienzulagen ab 1. Juli 2024

[ohne Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025]

2022;4.77
2024;2.66
2040;1.91
W O~ GO =N MS W OO0 OTOD = N M < WD O~ Y O
S 5225885335388 83883328828383333
NN NN SN SN AN NSNS NSNS NSNS NSNS NN
FAK-Jahresausgaben in Reserve
Bezugsquote Elterngeld 50% ab 1. Juli 2024
Erh6hung Familienzulagen ab 1. Juli 2024
[ohne Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025]
2022;4.77
2024;3.08 2040;2.35
N O M~ DO = N st i O~ O = NmMm st i O~ O
2582z 8833388853383838333883338
N SN A AN AN N N AN N NN SN SN AN AN NN NN SN NN



43

d) Einfihrung von Elterngeld und Erhdhung der Familienleistungen mit Beitrags-

anderungen

Im Vergleich zu den Modellrechnungen unter Punkt a) gehen die folgenden Mo-
dellrechnungen zum einen von einer Erhéhung der Familienleistungen (einmalige
Geburtszulage, monatliche Kinderzulage, monatliche Alleinerziehendenzulage) im
Sinne der erwdhnten parlamentarischen Initiative der FBP im Gesamtumfang von
rund CHF 6.5 Mio. jahrlich und zum anderen von einer Erh6hung des Beitragssat-
zes auf 2.0% aus. Das heisst: unverandert 1.9% fiir Arbeitgeber, neu 0.1% fiir Ar-
beitnehmer und 2.0% fir die Gibrigen Beitragspflichtigen (Selbstandigerwerbende,
Arbeitnehmer ohne beitragspflichtigen Arbeitgeber, Nichterwerbstatige). Die tb-

rigen Parameter bleiben sich gleich.

FAK-Jahresausgaben in Reserve

Bezugsquote Elterngeld 100% ab 1. Juli 2024
Erhohung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025
Erhéhung Familienzulagen ab 1. Juli 2024

6.00
2022;4.77
5.00
4.00
3.00
2.00
2024;2.32
2040; 1.67
1.00
0.00
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FAK-Jahresausgaben in Reserve

Bezugsquote Elterngeld 75% ab 1. Juli 2024
Erh6hung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025
Erh6hung Familienzulagen ab 1. Juli 2024

2040

2022;4.77
2040; 2.65
2024;2.66
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FAK-Jahresausgaben in Reserve
Bezugsquote Elterngeld 50% ab 1. Juli 2024
Erh6hung Beitragssatz an FAK um 0.1% ab 1. Januar 2025
Erhéhung Familienzulagen ab 1. Juli 2024]
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e) Evaluierung

Die dargestellten Modellrechnungen kénnen eine Einschatzung der Entwicklung
der FAK-Jahresausgaben in Reserve bis ins Jahr 2040 geben. Je nach Konstellation
kdonnen sich diese positiv oder negativ entwickeln. Es ist aber nochmals dezidiert

darauf hinzuweisen, dass es sich um ungesicherte Prognoseannahmen handelt.

Da die tatsachlichen finanziellen Auswirkungen — unabhangig davon, welche der
oben dargestellten Varianten schliesslich eingefiihrt wird — nicht konkret absehbar
sind, schlagt die Regierung in den Ubergangsbestimmungen zum Familienzulagen-
gesetz (FZG) eine Evaluierungsverpflichtung vor. Gemadss dieser muss die Regie-
rung spatestens innerhalb von finf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine
Evaluierung der langfristigen finanziellen Sicherheit der Familienausgleichskasse
vornehmen und dem Landtag einen Bericht vorlegen. Zeigt sich dabei, dass ein
dauerhaftes jahrliches Defizit zu erwarten ist, hat sie dem Landtag Vorschlage zur

finanziellen Konsolidierung der Anstalt zu unterbreiten.
3.6 Einfiihrung eines Lohnabzuges bei Arbeitnehmenden an die FAK

Nach geltendem Recht haben Arbeitnehmende, die in Liechtenstein erwerbstétig
sind, keine Beitrage an die FAK zu entrichten. Dennoch kdnnen sie als Anspruchs-
berechtigte Familienzulagen beziehen. Mit der Einflihrung der Elternzeit werden
Arbeitnehmende fiir den Bezug der Elternzeit Elterngeld beziehen (als Ersatz flr
den Wegfall des Lohnes). Die meisten Sozialversicherungen (z.B. Invaliden- oder
Arbeitslosenversicherung) werden von Arbeitgeber und Arbeitnehmer paritatisch
bezahlt. Abweichend von diesem Grundsatz haben bislang praktisch ausschliess-
lich die Arbeitgebenden in die Familienausgleichkasse eingezahlt bzw. die Fami-
lienleistungen wie einmalige Geburtszulagen, monatlich Kinderzulagen und mo-
natliche Alleinerziehendenzulagen finanziert. Mit der Ausweitung der Leistungen

(Verglitung der Elternzeit) fur Arbeitnehmende sollen zukinftig auch die
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Arbeitnehmenden in geringem Masse zur Finanzierung der Familienleistungen

beitragen. Die Regierung schlagt einen minimalen Beitragssatz von 0.1% vor.

3.7 Sicherstellung des Versicherungsschutzes bei Bezug der Elternzeit

In der gegenstandlichen Gesetzesvorlage schlagt die Regierung vor, dass pro El-
ternteil ein Anspruch auf vier Monate nicht-Gbertragbarer Elternzeit bestehen soll.

Zwei der vier Monate Elternzeit werden mit Elterngeld vergiitet.

Dieses Elterngeld belduft sich auf 100% des durchschnittlichen massgebenden
Monatslohns, begrenzt auf das Doppelte des Hochstbetrags der monatlichen Al-

tersrente von CHF 2380 gemaéss AHVG, somit CHF 4760 monatlich.

Die Regierung ist der Ansicht, dass Elternzeitbezligerinnen bzw. Elternzeitbezliger
zumindest wahrend des Bezugs des Elterngeldes, somit wahrend des Bezugs der
verglteten Elternzeit, weiterhin sozialversichert sein sollen (AHV, IV, FAK, Pensi-
onskasse, Krankenkasse, Unfallversicherung). Dies wird als wesentliche Vorausset-

zung fir den effektiven Bezug gesehen.

Die Sicherstellung eines solchen Versicherungsschutzes bedingt verschiedene An-

passungen in den entsprechenden Gesetzen.

AHV/IV

Mit dem neuen Art. 34 Abs. 3 AHVG (vgl. unten, Kapitel 5.8) soll sichergestellt wer-
den, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Elternzeit beziehen, unab-
hangig ob wahrend zweier Monate mit Anspruch auf Elterngeld oder (zeitlich) dar-

Uber hinaus unbezahlt, wahrend der gesamten Dauer weiter bei der AHV
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versichert bleiben. Dadurch erleiden sie keinen Verlust an rentenbildenden Bei-

tragsmonaten und kdnnen Familienzulagen beziehen.

Besonders wichtig erscheint der Regierung dieser Versicherungsschutz vor allem
bei den Risikoversicherungen. Wenn jemand bei langerer, aber voriibergehender
Elternzeit wahrend der Zeit der "Nichtversicherung" invalid wird oder stirbt, soll
garantiert sein, dass Anspruch auf Invaliditatsleistungen oder Todesfallleistungen
besteht. Fir diese Falle soll eine Versicherungszeit bzw. Beitragszeit "simuliert"

werden, ohne dass die Pflicht zur Leistung von Versicherungsbeitragen gilt.

Betriebliche Personalvorsorge

Mit der Anpassung der Art. 3 Abs. 1b, Art. 6 Abs. 8 und Art. 7 Abs. 8 des Gesetzes
Uber die betriebliche Personalvorsorge (BPVG)# soll sichergestellt werden, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wahrend des Bezugs von Elterngeld wei-

terhin gegen die Risiken Invaliditdt und Tod abgesichert sind. Fiir Beitrdge und Leis-

tungen massgebend soll dabei der vor dem Beginn der Elternzeit versicherte Jah-

reslohn sein.

Eine Pflicht zur Weiterfliihrung der Versicherung fiir die Altersleistungen wahrend

des Bezugs von Elterngeld und der unbezahlten Elternzeit wird einerseits aufgrund
der anfallenden Kosten und andererseits wegen der geringen Auswirkung auf das
Altersguthaben im Rentenalter nicht eingefiihrt. Die Weiterfliihrung der Versiche-
rung der Altersleistungen sollte der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer un-
ter voller Kostentragung maglich sein. Der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber
steht es dabei selbstverstandlich frei, sich an den Beitrdgen fir eine Weiterfiihrung
der Altersleistungen wahrend des Bezugs von Elterngeld sowie der unbezahlten

Elternzeit finanziell zu beteiligen. Die Vorsorgeeinrichtungen mussen dies in ihren

14 Gesetz vom 20. Oktober 1987 tiber die betriebliche Personalvorsorge (BPVG), LGBI. 1988 Nr. 12, idgF.
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Reglementen vorsehen, so wie dies bereits jetzt bei unbezahltem Urlaub gangige

Praxis ist.

Im BPVG wird der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber die Pflicht zur Durchfih-
rung der betrieblichen Personalvorsorge fiir seine Arbeitnehmerinnen bzw. Ar-
beitnehmer wahrend der Dauer des Arbeitsverhaltnisses auferlegt. Die betriebli-
che Personalvorsorge orientiert sich somit stets an einem Arbeitsverhaltnis und
an der Ausrichtung eines beitragspflichtigen Lohnes. Durch die Weiterflihrung der
Risikoversicherung wahrend der Dauer des Bezugs von Elterngeld wird die Charak-
teristik der betrieblichen Vorsorge verdandert. Mit der Ausdehnung der Versiche-
rungspflicht auf eine Zeit, in welcher kein beitragspflichtiger Lohn bezahlt, sondern
nur fingiert wird und eine Leistung der FAK bezogen wird, entsteht eine Situation,

welche so vom Gesetzgeber bislang nicht vorgesehen war.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in Kapitel 5.12 verwiesen.

Unfallversicherung

Im Unfallversicherungsgesetz (UVersG)* sind Art. 1 Abs. 1, Art. 7 Abs. 1 Bst. ¢, Art.
15 Abs. 2a und Art. 79 Abs. 3 anzupassen, damit Bezligerinnen und Bezliger von
Elterngeld nicht benachteiligt werden. Sie sollen wahrend der Dauer des Bezugs
von Elterngeld weiterhin obligatorisch fir Unfall versichert sein, im Falle eines Un-

falls einen Leistungsanspruch haben und dafiir auch Pramien anteilig entrichten.

15 Gesetz vom 28. November 1989 iiber die obligatorische Unfallversicherung (Unfallversicherungsgesetz;
UVersG), LGBI. 1990 Nr. 46, idgF.
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Flr Leistungen und Pramien massgebend soll der vor dem Unfall bezogene Lohn

sein.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in Kapitel 5.11 verwiesen.

Krankenversicherung

Mittels Anpassung der Art. 7 Abs. 1 Bst. b, Art. 14 Abs. 3 sowie Art. 22 Abs. 8 und
Abs. 8a KVG soll sichergestellt werden, dass Bezligerinnen und Beziiger von Eltern-
geld gleichgestellt sind, als ob sie weiterhin fir ihre Arbeitgeberin bzw. ihren Ar-
beitgeber tatig waren. Sie sollen wahrend des Bezugs von Elterngeld weiterhin ob-
ligatorisch fir Krankengeld versichert sein, im Krankheitsfall einen Leistungsan-
spruch haben und dafiir auch Pramien anteilig entrichten. Fir Leistungen und Pra-

mien massgebend soll der vor Eintritt der Krankheit bezogene Lohn sein.

Ausserdem sollen Bezligerinnen und Bezliger von Elterngeld wahrend der Bezugs-
dauer weiterhin Anspruch auf den Beitrag der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitge-

bers zur Krankenpflegeversicherung haben.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen zu den genannten Artikeln in Kapitel 5.10

verwiesen.

Arbeitslosenversicherung

Mit den Anpassungen im Arbeitslosenversicherungsgesetz (ALVG)® wird erreicht,
dass durch den Bezug von Elternzeit keine Nachteile bei Eintritt der Arbeitslosig-
keit entstehen. Es entsteht keine Liicke bei der Berechnung der Beitragszeiten,

ebenso entsteht keine Verringerung des versicherten Verdiensts. Wird eine

16 Gesetz vom 24. November 2010 iiber die Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschadigung (Ar-
beitslosenversicherungsgesetz; ALVG), LGBI. 2010 Nr. 452, idgF.
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Person nach Bezug der Elternzeit arbeitslos, so kann sie die Elternzeit als Beitrags-

zeit anrechnen lassen. Als versicherter Verdienst wird der Lohn herangezogen, den

sie Ublicherweise verdient hat, das ist der Lohn vor Antritt der Elternzeit.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen zu Art. 15 ALVG in Kapitel 5.6 verwiesen.

Ubersicht

Versicherungsschutz wihrend des Bezugs von Elterngeld (vergiitete Elternzeit)’

geeinrichtung

AHV / IV Betriebliche Unfallversiche- Kran-
Personalvor- rung ken(tag)geld-
sorge versicherung
Versicherungs- Ja Ja (Tod und In- Ja Ja
schutz validitat)
Nein (Altersleis-
tungen)
Beitragspflicht Nein Ja Ja (Nichtbe- Ja
Arbeitnehmer triebsunfall,
NBU)
Beitragshohe - je nach Vorsor- Beitragshohe 50%

NBU 11.94 Pro-

mille

Grundlage fiir

Jahreslohn vor

Versicherter

Versicherter

die Bemessung Bezug von EI- Verdienst vor Verdienst vor

der Beitrage terngeld Eintritt des Un- Eintritt der
falls Krankheit

Leistungsminde- | In Ausnahmefil- | Keine Leis- Nein Nein

rung len bei tungsminde-

17 Die Arbeitslosenversicherung wurde nicht in die Tabelle aufgenommen, da sich Elterngeldbezug und Ar-
beitslosigkeit gegenseitig ausschliessen. Es kann somit wahrend des Bezugs von Elterngeld im Sinne des
Familienzulagengesetzes kein entsprechender «Versicherungsschutz» zum Tragen kommen.
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Rentenversiche-
rung moglich
(siehe Erlaute-
rungen zu Art.

34 Abs. 3 AHVG)

rung in der Risi-
koversicherung
(Tod und Invali-

ditat)

Beitragspflicht
Arbeitgeber

Nein

Ja (mindestens

50%)

Ja (Betriebsun-

fall)

Ja (50%)

Berechnungsbeispiele:

Beispiel 1:

Eine in Liechtenstein wohnhafte Arbeitnehmerin ist zu 100% bei einem liechten-

steinischen Arbeitgeber angestellt und verdient seit mehr als einem Jahr regelmas-

sig CHF 6'852 monatlich (Medianlohn, 2020).

Der fiir die Berechnung des Elterngeldes massgebende Monatslohn belduft sich

gemass Art. 34b Abs. 2 FZG (neu) auf (12 x CHF 6‘852) : 12, somit auf CHF 6‘852.

Aufgrund der Deckelung des Elterngeldes auf den doppelten Hochstbetrag der
monatlichen AHV-Altersrente gemass Art. 34b Abs. 4 FZG (neu) stehen dieser Ar-
beitnehmerin wadhrend den beiden bezahlten Monaten Elternzeit jeweils

CHF 47760 brutto pro Monat zu.

Von diesem Betrag sind folgende Versicherungsbeitrage abzuziehen:

Bruttobetrag Elterngeld pro Monat

Kranken(tag)geldbeitrag Arbeitnehmerin

18 Der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin tragen 50% der Kranken(tag)geldpramie. Diese variiert je nach
Kasse und gewahltem Leistungsaufschub. Basierend auf einer mittleren Einzelkranken(tag)geldpramie
und einem Leistungsaufschub von 30 Tagen wurde ein Arbeitnehmerbeitrag von 1.75% angenommen.

CHF 4760

CHF 83.3018
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Pensionskassenbeitrag Arbeitnehmerin CHF 47.60 (Schatzwert)*®
Nichtbetriebsunfall CHF 56.83%0
Nettobetrag Elterngeld pro Monat CHF 4‘572.27

Im Ergebnis steht der Arbeitnehmerin wahrend der beiden bezahlten Monate El-
ternzeit jeweils Elterngeld in Hohe von rund CHF 4‘570 monatlich zur Verfligung.

Dieser Betrag gilt gemdss Steuergesetz als steuerbefreit.

Beispiel 2:

Ein in Liechtenstein wohnhafter Arbeitnehmer ist zu 50% bei einem liechtenstei-
nischen Arbeitgeber angestellt und verdient seit 3 Monaten CHF 2700. Zuvor lag
sein Lohn beim selben Arbeitgeber wahrend mehrerer Jahre bei CHF 2500 monat-

lich.

Der fiir die Berechnung des Elterngeldes massgebende Monatslohn belauft sich
gemass Art. 34b Abs. 2 FZG (neu) auf (3 x CHF 2700 + 9 x CHF 2‘500) : 12, somit
auf CHF 2‘550.

Dieser Betrag liegt unterhalb der Deckelung des Elterngeldes auf den doppelten
Hochstbetrag der monatlichen AHV-Altersrente. Somit belduft sich das Elterngeld
gemass Art. 34b Abs. 1 FZG brutto auf CHF 2‘550 (entspricht 100% des durch-

schnittlichen massgebenden Monatslohns).

Von diesem Betrag sind folgende Versicherungsbeitrdage abzuziehen:

19 Fir die betriebliche Personalvorsorge wurde ein Arbeitnehmerbeitrag fir die Risikoversicherung von 1%

angenommen. Der tatsachliche Arbeitnehmerbeitrag wird von jeder Vorsorgeeinrichtung selbst festge-
legt, da das BPVG lediglich die von der Vorsorgeeinrichtung zu erbringenden Mindestleistungen festlegt
(Art. 8a Abs. 1 BPVG) und es der Vorsorgeeinrichtung Gbertragt, die dazu notwendigen Beitrdge zu be-
stimmen (Art. 7 Abs. 1 BPVG). Die Beitragshohe fur die Risikoversicherung hangt nicht nur von der Vor-
sorgeeinrichtung ab, bei welcher der Arbeitnehmer versichert ist, sondern auch von den im Rahmen sei-
nes Anschlusses versicherten Leistungen und Konditionen.

20" Ap 8 Wochenstunden besteht NBU-Pflicht. Diese variiert nach Gefahrenstufe und Verwaltungskostenzu-

schlag. Vorliegend wurde 1.194% angenommen.
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Bruttobetrag Elterngeld pro Monat CHF 2550

Kranken(tag)geldbeitrag Arbeitnehmer CHF 44.6521
Pensionskassenbeitrag Arbeitnehmer CHF 25.50 (Schéitzwert)22
Nichtbetriebsunfall CHF 30.4523

Nettobetrag Elterngeld pro Monat CHF 2‘449.40

Im Ergebnis steht dem Arbeitnehmer wahrend der beiden bezahlten Monate El-
ternzeit jeweils Elterngeld in Hohe von rund CHF 2‘450 monatlich zur Verfligung.

Dieser Betrag gilt gemdss Steuergesetz als steuerbefreit.

Versicherungsschutz wihrend des Bezugs von unvergiiteter Elternzeit?*

AHV / IV Betriebliche Unfallversiche- Kran-
Personalvor- rung ken(tag)geld-
sorge versicherung
Versicherungs- Ja Nein freiwillig; Ab- Nein

schutz redeversiche-
rung bis zu 180

Tage

Arbeitnehmer

Beitragspflicht Nein

Ja, bei freiwilli-

ger Abredeversi-

cherung
Beitragshohe ca. CHF 50 pro
Monat
21 sjehe Fussnote 18.
22 sjehe Fussnote 19.
23 sjehe Fussnote 20.
24

Die Arbeitslosenversicherung wurde nicht in die Tabelle aufgenommen, da sich der Bezug von unvergite-
ter Elternzeit und Arbeitslosigkeit gegenseitig ausschliessen. Es kann somit wahrend des Bezugs von un-
vergiteter Elternzeit kein entsprechender «Versicherungsschutz» zum Tragen kommen.
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Grundlage fiir
die Bemessung

der Beitrage

versicherter Ver-
dienst vor An-

tritt der Eltern-

zeit
Leistungsminde- | Wenn Uber- Nein
rung haupt, dann ge-
ring25.
Beitragspflicht Nein Nein

Arbeitgeber

3.8 Zusammenfassung

Unter Berticksichtigung der bestehenden Rechtslage, der dargelegten Verpflich-
tungen und Ziele der Richtlinie (EU) 2019/1158 und im Lichte einer gesellschafts-,
sozial- und wirtschaftspolitischen Gesamtschau schlagt die Regierung folgende

wesentlichen Regelungen vor:

Elternzeit:

. Anspruch pro Elternteil auf vier Monate Elternzeit, davon 2 Monate bezahlt;

. grundsatzlich bis zum dritten Lebensjahr des Kindes zu beziehen;

. Anspruch auf Elternzeit nicht Gbertragbar;

. vergltet mit 100% des durchschnittlichen massgebenden Monatslohns, je-
doch begrenzt auf das Doppelte des Hochstbetrags der monatlichen Alters-

rente im Sinne von Art. 68 AHVG;

finanziert und administriert durch die Familienausgleichskasse (FAK).

In vielen Fallen wird das geringere Jahreseinkommen zu keiner Leistungsminderung fiihren. Aufgrund der
Erziehungsgutschriften wird zudem das geringere Jahreseinkommen kompensiert und es erfolgt keine
Leistungsminderung.
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Vaterschaftszeit:
. Anspruch auf zwei aufeinanderfolgende Arbeitswochen;

. innert 8 Monaten ab Geburt des Kindes zu beziehen;
. vergitet mit 80% des AHV-pflichtigen Lohnes;
. gewadhrt Gber das Krankenversicherungsgesetz;

. finanziert durch Pramien an die obligatorische Krankengeldversicherung, ad-

ministriert durch die in Liechtenstein anerkannten Krankenkassen.
Betreuungszeit:
. Anspruch auf Freistellung im Umfang von bis zu fiinf Arbeitstagen pro Jahr;

. Betreuung von Angehorigen oder von mit der Arbeitnehmerin bzw. dem Ar-

beitnehmer im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen;
. wie bislang keine Lohnfortzahlungspflicht.

Dariber hinaus werden Bestimmungen zu flexiblen Arbeitsregelungen aus famili-
aren Griinden und der bereits bestehenden Freistellung aufgrund héherer Gewalt
eingefiihrt bzw. konkretisiert. Weiter werden gemeinsame Regelungen betreffend
die Wahrung von Beschaftigungsanspriichen, dem Verbot von Benachteiligungen
und dem Kiindigungsschutz beim Bezug von Freistellungen aus familidaren Griin-
den festgelegt. Die Mutterschaftszeit als solche wird erstmal als eine solche Frei-
stellung aus familidaren Griinden in das Arbeitsvertragsrecht aufgenommen. Durch
Abdnderung der relevanten Bestimmungen wird der Versicherungsschutz wah-

rend des Bezugs von Elterngeld sichergestellt.

Neben den bisherigen Beitragszahlern (Arbeitgeber/Arbeitgeberin, Selbstdndiger-

werbende, Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin ohne beitragspflichtigen Arbeitgeber
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bzw. ohne beitragspflichtige Arbeitgeberin, Nichterwerbstatige und der Rentner-
steuer unterstehende Personen) sollen neu per 1. Januar 2025 auch die bei der
AHV versicherten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beitragspflichtig werden.
Konkret wird zur Finanzierung der Elternzeit, sowie der weiteren, aus der FAK fi-
nanzierten Leistungen, die Einflihrung eines Beitragssatzes fir die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer an die FAK in Hohe von 0.1 Prozentpunkten vorgeschla-
gen. Auf Basis der entsprechenden Zahlen aus dem Jahr 2022 wiirde die Neuein-
fihrung eines Arbeitnehmerbeitrages in Hohe von 0.1 Prozentpunkten zu rund

CHF 3.4 Mio. Mehreinnahmen pro Jahr zugunsten der FAK fiihren.

Mit den vorgeschlagenen Regelungen wird nach Ansicht der Regierung der besse-
ren Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie der besseren Gleichstellung von
Mannern und Frauen im Hinblick auf Arbeitsmarktchancen und die Behandlung
am Arbeitsplatz, unter angemessener Bericksichtigung gesellschaftlicher und

wirtschaftlicher Uberlegungen, adiquat Rechnung getragen.



57

4. VERNEHMLASSUNG

4.1 Allgemeines

Mit Beschluss vom 14. Dezember 2022 hat die Regierung den Vernehmlassungs-
bericht der Regierung betreffend die Abanderung des Allgemeinen biirgerlichen
Gesetzbuches (Arbeitsvertragsrecht), des Familienzulagengesetzes (FZG), des
Krankenversicherungsgesetzes sowie weiterer Gesetze genehmigt und an nachfol-
gende Organisationen und Verbdnde zur Stellungnahme bis spatestens 17. Mérz

2023 Ubermittelt:

- alle Gemeinden

- Finanzmarktaufsicht Liechtenstein

- Liechtensteinischer Pensionskassenverband

- Liechtensteinischer Krankenkassenverband

- |G Elternzeit

- Liechtensteinischer Arbeitnehmerinnenverband

- Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer

- Wirtschaftskammer Liechtenstein

- Liechtensteinischer Bankenverband

- Liechtensteinische AHV-IV-FAK

- Personalverband offentlicher Verwaltungen Liechtensteins
- CONCORDIA Schweizerische Kranken- und Unfallversicherung AG
- FKB - Die Liechtensteinische Gesundheitskasse

- SWICA Gesundheitsorganisation

- Zurich Versicherungs-Gesellschaft AG

- Verein fir Menschenrechte
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- Ombudsstelle fur Kinder- und Jugendliche

- infra — Informations- und Beratungsstelle fir Frauen
- Verein fir Mannerfragen

- Verein Frauennetz Liechtenstein

- Sophie von Liechtenstein Stiftung

Zudem wurde der Vernehmlassungsbericht an folgende Stellen zur internen Stel-

lungnahme versandt:

- Amt fur Gesundheit

- Amt fir Soziale Dienste

- Amt fur Volkswirtschaft

- Stabsstelle EWR

- Furstliches Landgericht

- Liechtensteinische Staatsanwaltschaft
- Schulamt

- Amt fur Personal und Organisation

Insgesamt sind 45 Stellungnahmen eingegangen.

Folgende Vernehmlassungsteilnehmende haben auf eine inhaltliche Stellung-

nahme verzichtet:

- Gemeinde Eschen/Nendeln

- Amt flr Gesundheit

- Gemeinde Triesen

- Liechtensteinische Staatsanwaltschaft

- Gemeinde Schaan
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- CONCORDIAZ®

- Gemeinde Gamprin

- Gemeinde Triesenberg
- Gemeinde Vaduz

- Gemeinde Mauren

- Gemeinde Planken

- Flrstliches Landgericht

Gemeinde Ruggell

Folgende Vernehmlassungsteilnehmende haben die Moéglichkeit zur inhaltlichen

Stellungnahme genutzt:

- NTi Audio AG

- Sophie von Liechtenstein Stiftung

- Liechtensteinischer Arbeitnehmerinnenverband
- Liechtensteinische AHV-IV-FAK

- Liechtensteinischer Pensionskassenverband

- Gemeinde Balzers

- Verein fiir Menschenrechte und Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche
- Komitee fiir UNICEF Schweiz und Liechtenstein
- Finanzmarktaufsicht Liechtenstein

- Kinder- und Jugendbeirat Liechtenstein

- Liechtensteinischer Krankenkassenverband

26 pie CONCORDIA hat gemeinsam mit allen in Liechtenstein tatigen Krankenversicherern tiber den Liech-
tensteinischen Krankenkassenverband (LKV) eine gemeinschaftliche Stellungnahme abgegeben. Aus die-
sem Grund hat die CONCORDIA auf eine separate Stellungnahme verzichtet.
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infra — Informations- und Beratungsstelle fir Frauen
Personalverband offentlicher Verwaltungen Liechtensteins
Amt fur Soziale Dienste

|G Elternzeit

Stabsstelle EWR

Liechtensteinischer Dachverband von Gesundheitsberufen
Frau Anna Ospelt

Freie Liste

Verein fiir Mannerfragen

Frau Cornelia Wolf

Verein Frauennetz Liechtenstein, unterstiitzt von Frauen in guter Verfas-
sung, Eltern Kind Forum, infra, Frauenunion Vaterlandische Union, aha

Liechtenstein und Freie Liste

Liechtensteinische Zahnarzte Gesellschaft
Datenschutzstelle

Frau Nora Zenhdusern und Frau Sara Meier
Amnesty International Liechtenstein
Wirtschaftskammer Liechtenstein

Demokraten pro Liechtenstein (DpL)
Liechtensteinischer Bankenverband

Amt fur Volkswirtschaft

Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer

Stufenvereine der Lehrpersonen
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4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung
Die Riickmeldungen auf die Vorlage sind sehr heterogen.

Insbesondere hinsichtlich der Hohe der Vergitung und der Finanzierung der be-
zahlten Elternzeit, sprich des Elterngeldes, gehen die Meinungen teilweise stark

auseinander.

Breiten Zuspruch der Vernehmlassungsteilnehmenden finden hingegen die Ein-
fihrung einer bezahlten Vaterschaftszeit (die Detailregelungen waren dann aller-
dings wieder umstrittener), die Umsetzung der FBP-Motion zur Ausrichtung des
Mutterschaftstaggeldes bei langerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt
und die Sicherstellung des Versicherungsschutzes wahrend des Bezugs von Eltern-

geld.

Zahlreiche Riickmeldungen in der Vernehmlassung kritisieren die von der Richtli-
nie (EU) 2019/1158 ubernommenen Begrifflichkeiten wie «Elternurlaub», «Vater-
schaftsurlaub» u.a. Diese seien den jeweiligen Umstanden in keiner Weise ange-

messen. Eine Anderung der Terminologie wird gefordert.

Mehrere Vernehmlassungsteilnehmende teilen die Bedenken der Regierung hin-
sichtlich der vorgeschlagenen Umsetzung der DpL-Motion zur Neuregelung der

Taggeldversicherung bei Mutterschaft.

Einige Vernehmlassungsteilnehmende bringen konkrete Anpassungsvorschlage

beziglich einzelner Gesetzesbestimmungen ein.

Andere wiederum machen Anregungen, die Uber die Umsetzung der Richtlinie
(EU) 2019/1158 bzw. Uber die Vernehmlassungsvorlage hinausgehen, wie bei-
spielsweise die EinfUhrung einer bezahlten Stillzeit, einer Betreuungszeit fir Eltern
von schwer beeintrachtigten Kindern oder eines gesetzlichen Anspruchs auf Teil-

zeit.
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Auf all diese zustimmenden als auch kritischen Riickmeldungen sowie auf weitere

Punkte wird in den folgenden Kapiteln eingegangen.

4.2.1 Terminologie

Im aktuellen liechtensteinischen Recht werden bereits die Begrifflichkeiten ,,El-

ternurlaub” und , Mutterschaftsurlaub” verwendet.

Die umzusetzende Richtlinie (EU) 2019/1158 sieht ebenfalls, wie bereits die Vor-
gangerrichtlinien 2010/18/EU und 96/34/EG, den Begriff ,Elternurlaub” vor. Zu-
dem fuhrt die Richtlinie (EU) 2019/1158 neu einen , Vaterschaftsurlaub“ und einen

,Urlaub fir pflegende Angehorige” ein.

Um die bisherige Terminologie im liechtensteinischen Recht beizubehalten und
gleichzeitig jene der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu libernehmen, sieht der Ver-
nehmlassungsbericht die Begrifflichkeiten ,Elternurlaub®, ,Vaterschaftsurlaub®,
,Pflegeurlaub” (entspricht ,Urlaub fiir pflegende Angehérige”) und ,Mutter-

schaftsurlaub” vor.

Diese Terminologie stdsst jedoch bei mehreren Vernehmlassungsteilnehmenden
auf Kritik. Der Verein fir Menschenrechte und die Ombudsstelle fiir Kinder und
Jugendliche sind der Ansicht, dass der Begriff ,,Urlaub” den Umstanden nicht an-
gemessen ist. Diese Ansicht wird von der Gemeinde Balzers, der infra, der IG El-

ternzeit, der Freien Liste und der Stufenvereine der Lehrpersonen geteilt.

Auch die Sophie von Liechtenstein Stiftung, die Liechtensteinische AHV-IV-FAK
und Frau Cornelia Wolf sprechen sich fiir die Umbenennung aller oder einiger der

genannten Begrifflichkeiten aus.

Die Regierung kann die Uberlegungen und Argumentation der erwdhnten Ver-
nehmlassungsteilnehmenden nachvollziehen und schlégt daher vor, die Begrifflich-

keiten wie folgt zu ersetzen:
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. ,Mutterschaftszeit” anstelle von ,Mutterschaftsurlaub”
. ,Vaterschaftszeit” anstelle von ,,Vaterschaftsurlaub”

. ,Elternzeit” anstelle von , Elternurlaub”

Zudem schldgt die Regierung ihrerseits eine weitere Abédnderung vor: Der Begriff
»Pflege”, der von der Richtlinie zum Teil synonym und zum Teil zusammen mit dem
Begriff ,Betreuung“ verwendet wird, soll nach Méglichkeit vermieden werden, da
»Pflege” oft fiir eine medizinisch indizierte Tétigkeit verwendet wird. Vielmehr soll
einzig der Begriff , Betreuung” verwendet werden. Anstelle des im Vernehmlas-
sungsbericht verwendeten Begriffs ,, Pflegeurlaub” wird daher in der gegenstdndli-

chen Regierungsvorlage der Begriff ,,Betreuungszeit” verwendet.

Aufgrund dieser Anderung der Begrifflichkeiten sind zusdtzlich die Staatspersonal-

verordnung?’ und die Lehrerdienstverordnung?® anzupassen.

4.2.2 Mutterschaftszeit

4.2.2.1 Dauer des Leistungs- und Freistellungsanspruches

Gemass aktuellem Art. 15 KVG sind bei Mutterschaft «wahrend 20 Wochen, wo-
von mindestens 16 Wochen nach der Niederkunft liegen missen» Krankengeld-
leistungen, zu erbringen. Der analoge Anspruch, dass die Wochnerin in dieser Zeit
von der Arbeit freigestellt ist, wird bisher nicht geregelt. Der Vernehmlassungsbe-
richt sieht entsprechend vor, die Mutterschaftszeit erstmals als eine Freistellung
aus familidaren Griinden in das Arbeitsvertragsrecht aufzunehmen. Die Dauer des
Freistellungsanspruches wird dabei, analog zur Dauer des Leistungsanspruches

nach KVG, auf 20 Wochen festgelegt.

27 Verordnung vom 2. Dezember 2008 tiber das Dienstverhaltnis des Staatspersonals (Staatspersonalverord-

nung; StPV), LR 174.111.

28 Verordnung vom 6. April 2004 zum Lehrerdienstgesetz (Lehrerdienstverordnung, LdV), LR 411.311.
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Die Dauer des Freistellungs- und Leistungsanspruches bei Mutterschaft liegt mit
20 Wochen deutlich iber dem EWR-rechtlich vorgeschriebenen Minimum von 14
Wochen. Theoretisch kdnnte diese Dauer auch in Liechtenstein auf die EWR-recht-
liche Mindestdauer von 14 Wochen gekiirzt und die ,Uberzahligen” 6 Wochen auf
die Elternzeit der Mutter angerechnet werden. Dies wird in Art. 20 Abs. 6 der
Richtlinie (EU) 2019/1158 auch ausdricklich erwahnt. Hiervon wird in der Ver-
nehmlassungsvorlage aber bewusst abgesehen. Sie spricht sich dezidiert gegen
eine Kirzung des aktuell 20 Wochen dauernden Anspruchs auf Geldleistungen bei
Mutterschaft aus. Entsprechend ist auch ein Freistellungsanspruch von dieser

Dauer vorgesehen.

Dieses Vorgehen findet die ausdriickliche Unterstitzung des Vereins fiir Mensch-
rechte, der Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche, des Kinder- und Jugend-
beirats Liechtenstein und des Personalverbands offentlicher Verwaltungen

Liechtensteins.

Auch der Verein fiir Mannerfragen spricht sich fir 20 zusammenhangende Wo-

chen Mutterschaftszeit aus.

Die Regierung sieht sich in ihrem Vorgehen bestétigt und schlégt in der Vorlage
den Beibehalt des aktuellen Anspruchs auf Geldleistungen bei Mutterschaft wéh-
rend 20 Wochen und die Einfiihrung eines Freistellungsanspruchs von gleicher

Dauer vor.

4.2.2.2 Regelung der Geldleistungen bei Mutterschaft im Krankenversiche-

rungsgesetz (KVG)

Der Vernehmlassungsbericht sieht vor, dass die Geldleistungen bei Bezug der Va-

terschaft analog der Mutterschaft Gber das KVG geregelt werden sollen.
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Der Verein fiir Menschenrechte und die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche
kritisieren diese Vorgehensweise und fordern, dass das Mutterschaftsrisiko aus
der Krankengeldpramie herausgelost und liber die FAK beglichen wird. Somit

werde die Mutterschaft nicht als Risiko fiir Arbeitgebende bewertet.

Der Liechtensteinische Dachverband von Gesundheitsberufen und die Liechten-
steinische Zahnarzte Gesellschaft fordern ebenfalls, die Finanzierung des Kran-
kengeldes bei Mutterschaft aus dem Krankenversicherungsbereich herauszul6sen.

Am einfachsten ware eine Finanzierung aus der ersten Saule.

Auch Frau Cornelia Wolf ist der Ansicht, dass ein Unternehmen durch Geburten
der angestellten Arbeitnehmerinnen nicht durch Erhéhung der Taggeldpramie
»abgestraft” werden dirfe und dass das Wort ,Schadenfille” in diesem Zusam-

menhang dringend gestrichen werden sollte.

Der Verein fiir Mannerfragen spricht sich auch fiir eine Finanzierung tber die FAK

aus.

Die Demokraten pro Liechtenstein (DpL) sind ebenfalls der Ansicht, dass die Aus-
richtung des Mutterschafts- und Vaterschaftsgelds nicht (mehr) tiber die Kranken-

taggeldversicherung erfolgen soll.

Schliesslich weist auch der Liechtensteinische Krankenkassenverband darauf hin,
dass die Finanzierung des Mutterschaftsgeldes und der neu geplanten Vater-
schaftszeit aus dem KVG entfallen bzw. nicht in das KVG aufgenommen werden
sollten. Der Krankenkassenverband pladiert fiir eine Finanzierung und Abwicklung
dieser Familienleistungen Uber die FAK. Als Mischform ware auch eine Finanzie-
rung durch die FAK oder den Staat und eine Abwicklung liber die Krankenversiche-

rer denkbar.
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Aus Sicht der Regierung wiirde eine Anderung dieses Systems die Vorlage (iber-
frachten. Durch die analoge Regelung der Vaterschaftszeit ergibt sich zudem eine

gewisse Angleichung des Ausfallrisikos bei beiden Geschlechtern.

4.2.2.3  Ubertragbarkeit der Mutterschaftszeit

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband und die Freie Liste fiihren in
ihren Stellungnahmen aus, dass in der Schweiz Vater beim Tod der Mutter kurz
nach der Geburt die gesamte Mutterschaftskarenz zugesprochen bekommen sol-
len. Sie empfehlen, eine solche Regelung auch in die liechtensteinische Gesetzge-
bung aufzunehmen. Auch die Stufenvereine der Lehrpersonen sprechen sich da-
fiir aus, dass beim Tod der Mutter, dem Vater die gesamte Mutterschaftskarenz

zugesprochen wird.

Aus Sicht des Vereins fiir Mannerfragen ware es ebenfalls wiinschenswert, die
Vaterschaftszeit bis zum Umfang der Mutterschaftszeit (16 Wochen nach Nieder-

kunft) auszuweiten, wenn die Mutter im zeitlichen Nahbereich zur Geburt stirbt.

Der oben angefiihrten Empfehlung der genannten Vernehmlassungsteilnehmen-
den méchte die Regierung im Grundsatz folgen und schlégt entsprechende Rege-

lungen in § 1173a Art. 34b Abs. 2 ABGB in Verbindung mit Art. 15a Abs. 2 KVG vor.

Demnach soll im Fall des Todes der Kindsmutter am Tag der Niederkunft oder wéih-
rend der 20 Wochen danach, der Vater Anspruch auf eine zusdtzliche Freistellung
von 20 aufeinanderfolgenden Wochen zum Zweck der Betreuung des Kindes ha-
ben. Die allenfalls bereits durch die verstorbene Arbeitnehmerin bezogene Mutter-

schaftszeit ist dabei nicht anzurechnen bzw. nicht in Abzug zu bringen.

Korrespondierend dazu verldngert sich auch der Anspruch auf Geldleistungen (Art.
15a Abs. 2 KVG). Beim Krankengeld i.e.S. ist eine maximale Bezugsdauer von 720

Tagen innerhalb von 900 aufeinanderfolgenden Tagen vorgesehen (Art. 14 Abs. 1
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Bst. b KVG). Das Taggeld bei Vaterschaftszeit im Sinne von § 1173a Art. 34b Abs. 2
ABGB darf gemdss Art. 15a Abs. 3 KVG auf diese Bezugsdauer nicht angerechnet
werden. Es stellt, wie auch die entsprechende Leistung bei Mutterschaft, eine da-

von unabhdngige, eigensténdige Leistung dar.

Die Regierung verweist ergéinzend auf die Erlduterungen zu § 1173a Art. 34b Abs.

2 und Abs. 8 Bst. b ABGB sowie Art. 15a KVG.

4.2.3 Vaterschaftszeit

4.2.3.1 Allgemeines

Die Einfihrung einer bezahlten Vaterschaftszeit wird von allen Vernehmlassungs-
teilnehmenden, die sich diesbezliglich dussern, begriisst. Insbesondere wird die
Moglichkeit fur Vater, friihzeitig eine enge Bindung zu ihren Kindern aufzubauen,
und die Mdoglichkeit, die Mutter des Kindes nach der Geburt zu entlasten, positiv

hervorgehoben.

4.2.3.2 Dauer

Die Sophie von Liechtenstein Stiftung, die infra, der Verein Frauennetz Liechten-
stein, die IG Elternzeit, der Verein fiir Menschenrechte, die Ombudsstelle fiir Kin-
der und Jugendliche, die Wirtschaftskammer Liechtenstein, der Liechtensteini-
sche Bankenverband und die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer
stimmen der in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehenen Dauer der Vater-

schaftszeit von 10 Tagen zu.

Einzig das Komitee fiir UNICEF Schweiz und Liechtenstein (zusatzliche Wochen)
und der Verein fiir Mdnnerfragen (vier zusammenhadngende Wochen) sprechen

sich fiir eine langere Vaterschaftszeit aus.
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Aufgrund der breiten Zustimmung der Vernehmlassungsteilnehmenden hdlt die
Regierung an der Dauer der Vaterschaftszeit von zwei aufeinanderfolgenden Ar-
beitswochen (entspricht bei einer 100%-Anstellung in der Regel 10 Arbeitstagen)

fest.

4.2.3.3 Hohe der Vergiitung

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 gibt vor, dass die Bezahlung/Vergtitung der Vater-
schaftszeit mindestens der Bezahlung/Verglitung entsprechen muss, die der be-
treffende Arbeitnehmer/die betreffende Arbeitnehmerin im Fall einer Unterbre-
chung seiner/ihrer Tatigkeit aus Griinden, die im Zusammenhang mit seinem/ih-

rem Gesundheitszustand stehen, erhalten wiirde.

Entsprechend sieht der Vernehmlassungsbericht eine Vergiitung in Hohe von 80%

des AHV-pflichtigen Lohnes vor.

Dieser Vorschlag wird von den Vernehmlassungsteilnehmenden, die sich diesbe-

zlglich dussern, gutgeheissen.

Die Regierung halt entsprechend an dieser Vergltung fest.

4.2.3.4 Bezug

Gemass der Richtlinie (EU) 2019/1158 sind die EWR-Staaten frei darin zu bestim-
men, ob die Vaterschaftszeit auch teilweise vor der Geburt des Kindes, ausschliess-

lich danach oder in flexibler Form genommen werden kann.

Im Vernehmlassungsbericht wird vorgeschlagen, dass die Vaterschaftszeit nicht in
flexibler Form, sondern in zwei aufeinanderfolgenden Wochen zu beziehen ist und
dass sie ausschliesslich nach der Geburt des Kindes und dann innerhalb von acht

Monaten bezogen werden muss.
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Der Bezugszeitrahmen von acht Monaten nach der Geburt des Kindes wird von
den wenigen Vernehmlassungsteilnehmenden, die sich diesbezliglich dussern,

gutgeheissen.

Die Regierung hdlt entsprechend an diesem Bezugszeitrahmen fest.

Betreffend die Vorgabe in der Vernehmlassungsvorlage, dass der Bezug in Form
von zwei aufeinanderfolgenden Wochen erfolgen muss, dussern sich einige Ver-

nehmlassungsteilnehmende.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenver-
band unterstitzen den Vorschlag der Regierung, da so dem Grundgedanken der

Vater-Kind-Bindung Rechnung getragen werde.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband und die Stufenvereine der
Lehrpersonen sprechen sich fiir einen flexibleren Bezug aus. Auch die Demokra-
ten pro Liechtenstein (DpL) wollen die Entscheidung, ob der Bezug zusammen-
hdangend oder als einzelne Tage erfolgt, den Arbeitnehmenden und Arbeitgeben-

den Uberlassen.

Die Regierung vertritt die Ansicht, dass das in Erwdgungsgrund 19 ausgefiihrte Ziel
der Richtlinie (EU) 2019/1158, die , gleichmdssige Aufteilung von Betreuungs- und
Pflegeaufgaben zwischen Frauen und Mdnnern zu férdern und den friihzeitigen
Aufbau einer engen Bindung zwischen Vitern und Kindern zu erméglichen” am
besten durch einen zusammenhdngenden Bezug der Vaterschaftszeit nahe am
Zeitpunkt der Geburt des Kindes erreicht werden kann. Es soll daher an dieser Vor-

gabe festgehalten werden.
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4.2.3.5 Finanzierung / Regelung im Krankenversicherungsgesetz (KVG)

Nach Ansicht der Gemeinde Balzers erscheint das von der Regierung vorgeschla-
gene Vorgehen zur Finanzierung der Vaterschaftszeit respektive dessen Bezah-
lung/Vergutung Uber die Krankenversicherung gemass KVG, analog zur Handha-
bung des Taggeldes bei Mutterschaft, administrativ sowie finanzierungstechnisch
sinnvoll. Zum einen wird die Nutzung bestehender Versicherungen und Kassen
und zum anderen die hélftige Finanzierung durch Arbeitgebende und Arbeitneh-

mende begrusst.

Die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer kann sich ebenfalls mit der
Finanzierung der Vaterschaftszeit analog des Mutterschaftstaggeldes einverstan-

den erklaren.

Der Verein fiir Menschenrechte, die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche
sowie der Verein fiir Mannerfragen sprechen sich hingegen fiir eine Finanzierung

der Vaterschaftszeit Gber die FAK aus.

Auch der Liechtensteinische Dachverband von Gesundheitsberufen, die Liech-
tensteinische Zahnarzte Gesellschaft und der Liechtensteinische Krankenkassen-
verband fordern bzw. schlagen vor, die Finanzierung der Vaterschaftszeit aus dem
Krankenversicherungsbereich herauszulosen. Am einfachsten ware eine Finanzie-

rung aus der ersten Saule.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenver-
band erachten den Vorschlag, die Vaterschaftszeit analog dem Taggeld bei Mut-
terschaft im KVG zu regeln ebenfalls nicht als ideale Losung. Falls hieran festgehal-
ten werden sollte, wird eine Deckelung bei CHF 148200 Lohnobergrenze gefor-
dert. Zu beachten sei zudem, dass die meisten Gewerbebetriebe eine héhere War-
tefrist vereinbart haben und somit die Vaterschaftszeit vollumfanglich selbst be-

zahlen mussten. Es wird die Abwicklung der Verglitung der Vaterschaftszeit Gber
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die FAK sowie die paritatische Finanzierung durch Arbeitgebende und Arbeitneh-

mende zur Diskussion gestellt.

Die Demokraten pro Liechtenstein (DplL) vertreten die Ansicht, dass Mutter-
schafts- und Vaterschaftsgeld sowie die Verglitung der Elternzeit auf jeden Fall aus
demselben , Topf” finanziert werden soll, der durch Arbeitgebende und Arbeitneh-

mende gedufnet wird. Grundsatzlich konnte dieser , Topf” die FAK sein.

Nach Ansicht der Regierung ist, wie oben ausgefiihrt, die aktuelle Vorlage kein An-
lass zur Neuregelung des Taggeldes bei Mutterschaft. Es erscheint administrativ
sowie finanzierungstechnisch sinnvoll und konsequent, die Leistung bei Bezug der
Vaterschaftszeit analog zum Taggeld bei Mutterschaft liber die Krankenversiche-
rung zu finanzieren. Eine komplette Systemdnderung wiirde die Vorlage tiberfrach-

ten.

4.2.3.6  Anspruch bei Totgeburten

In Erwagungsgrund 19 der Richtlinie (EU) 2019/1158 wird ausgefiihrt, dass die Va-
terschaftszeit auch bei einer Totgeburt gewdhrt werden kann. Im Vernehmlas-
sungsbericht wird hiervon Abstand genommen und vorgeschlagen, dass ein An-
spruch auf Vaterschaftszeit, welche das Ziel der Betreuung des Kindes verfolgt, nur

bei Lebendgeburten bestehen soll.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband spricht sich fiir einen An-
spruch auf Vaterschaftszeit auch bei einer Totgeburt aus, damit sich der Vater im
Moment dieses grossen Schicksalsschlags um seine Partnerin kimmern bzw. sein
eigenes Trauma bewaltigen kann. Auch die Freie Liste wiirde den Anspruch auf
Vaterschaftszeit auf den Fall einer Totgeburt ausweiten, weil ein Kindsverlust fir

Eltern ein einschneidendes, traumatisches Erlebnis bedeutet.



72

Der Verein Frauennetz Liechtenstein, die Stufenvereine der Lehrpersonen und
die infra sprechen sich ebenfalls fiir einen Anspruch auf Vaterschaftszeit bei einer

Totgeburt aus.

Die Regierung teilt die Ansicht des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenver-
bands und der Freien Liste, dass die Totgeburt eines Kindes fiir die Eltern ein gros-
ser Schicksalsschlag ist. Dennoch sieht die Regierung in der Vaterschaftszeit, wie
dies auch in der Richtlinie (EU) 2019/1158 ausgefiihrt wird, eine Freistellung von
der Arbeit zum Zweck der Betreuung des Kindes. Aus diesem Grunde schlégt die
Regierung vor, an dem bereits im Vernehmlassungsbericht ausgefiihrten Vorschlag

festzuhalten und die Vaterschaftszeit nur dann zu gewéhren, wenn das Kind lebt.

4.2.3.7 Vorherige Beschaftigungsdauer

Der Anspruch auf Vaterschaftszeit darf gemass der Richtlinie (EU) 2019/1158 nicht
an eine vorherigen Beschaftigungs- oder Betriebszugehorigkeitsdauer gekntipft

werden.

Hingegen erlaubt es die Richtlinie, die Verglitung der Vaterschaftszeit von einer
vorherigen Beschaftigungsdauer abhangig zu machen, die jedoch maximal sechs

Monate unmittelbar vor dem errechneten Geburtstermin betragen darf.

Die IG Elternzeit hebt positiv hervor, dass der Anspruch auf Vaterschaftszeit nicht
an eine vorherige Beschaftigungs- oder Betriebszugehorigkeitsdauer gekntipft

wird.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenver-
band hingegen hinterfragen den Verzicht auf die vorherige Beschaftigungsdauer

bei der Bezahlung bzw. Verglitung der Vaterschaftszeit kritisch.
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Es ist zwischen «Beschdiftigungsdauer» und «Betriebszugehdérigkeitsdauer» zu un-

terscheiden.

Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2019/1158 verlangt, dass der Anspruch auf Vater-
schaftszeit nicht an eine vorherige Beschdiftigungs- oder Betriebszugehdérigkeits-
dauer geknlipft ist. Entsprechend ist die Freistellung als Anspruch gegentiiber der

Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber frei von diesen Bedingungen.

Davon zu unterscheiden ist die Bezahlung/Verglitung der Vaterschaftszeit. Diese
darf, gemdiss Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2019/1158 von einer Beschdftigungs-
dauer von maximal sechs Monaten, nicht jedoch von einer Betriebszugehérigkeits-

dauer abhdngig gemacht werden.

Gemdss Art. 15a Abs. 1 KVG (neu) soll Arbeitnehmern eine Bezahlung/Vergiitung
der Vaterschaftszeit zustehen, wenn sie bis zum errechneten Geburtstermin des
Kindes wéhrend wenigstens 180 Tagen Kassen angehért haben. Damit wird das
Kriterium der vorhergehenden Beschdftigungsdauer in jener Bestimmung, welche

die Bezahlung/Vergiitung der Vaterschaftszeit regelt, verankert.

4.2.3.8 Anspruch eines Wahl- oder Pflegevaters bzw. einer Wahl- oder Pflege-

mutter

Der Vernehmlassungsvorschlag, den Anspruch auf Vaterschaftszeit auch auf Wahl-
oder Pflegevater auszuweiten, wird vom Liechtensteinischen Arbeitnehmerin-
nenverband, dem Verein fiir Menschenrechte, der Ombudsstelle fiir Kinder und
Jugendliche, dem Verein fiir Mannerfragen, den Stufenvereinen der Lehrperso-
nen, dem Kinder- und Jugendbeirat Liechtenstein, der infra, der Freien Liste und

dem Verein Frauennetz Liechtenstein ausdriicklich positiv hervorgehoben.

Nach Ansicht des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverbands, der Stufen-

vereine der Lehrpersonen, der infra, der Freien Liste und des Vereins Frauennetz
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Liechtenstein sollten aber —analog zu Wahl- oder Pflegevatern —auch Wahl- oder

Pflegemiitter eine zweiwochige Betreuungszeit erhalten.

Der vorgeschlagene Anspruch auf Vaterschaftszeit fiir Wahl- oder Pflegevdter ist

unbestritten. Entsprechend wird hieran festgehalten.

Insbesondere mit Blick auf die Gleichbehandlung kann die Regierung dem Vor-
schlag, auch fiir Wahl- oder Pflegemiitter eine der Vaterschaftszeit bezliglich
Dauer und Voraussetzungen gleichgestellte Freistellung vorzusehen, viel abgewin-

nen.

Die Regierung verweist ergdnzend auf die Erlduterungen zu § 1173a Art. 34b Abs. 8

Bst. a ABGB.

4.2.3.9 Gemeinsamer Haushalt

Analog zur angedachten neuen Regelung bei der Elternzeit sieht die Vernehmlas-
sungsvorlage vor, auch beim Anspruch auf Vaterschaftszeit vom Kriterium ,ge-

meinsamer Haushalt”“ abzusehen.

Die Gemeinde Balzers, der Verein fiir Menschenrechte, die Ombudsstelle fiir Kin-
der und Jugendliche sowie der Kinder- und Jugendbeirat Liechtenstein begriissen

diese Regelung ausdriicklich.

Kritisch dussert sich die Wirtschaftskammer Liechtenstein. Sie unterstreicht, dass
der Sinn und Zweck der Vaterschaftszeit in der Betreuung des Kindes liegt und hin-
terfragt, ob ein Vater, der nicht im gleichen Haushalt lebt wie das Kind, dem ge-

recht werden kann.

Die Regierung ist der Ansicht, dass auch ein Vater, der nicht im selben Haushalt wie
sein Kind lebt, dieses betreuen kénnen soll und kann. Der Anspruch auf Vater-

schaftszeit soll daher nicht an das Kriterium ,,gemeinsamer Haushalt” gekniipft
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werden. Dies kommt letztlich dem Kind zugute und nimmt Riicksicht auf die heuti-

gen Lebensmodelle bzw. gelebten flexiblen Familienmodelle.

4.2.3.10 Verldngerung bei Feiertagen oder Verhinderungsgrinden nach §

1173a Art. 18 Abs. 1 ABGB

Im Vernehmlassungsbericht wird vorgeschlagen, dass sich die Vaterschaftszeit,
analog zu Ferien, entsprechend verlangern soll, wenn Feiertage?® auf Werktage in

der Bezugszeit fallen.

Weiter ist vorgesehen, dass sich in den Fallen, in denen bezliglich der Arbeitsleis-
tung ein Verhinderungsgrund nach § 1173a Art. 18 Abs. 1 ABGB vorliegen wiirde
—etwa Unfall oder Krankheit — die Vaterschaftszeit ebenso um die entsprechende

Anzahl Tage verldangern soll.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein, der Liechtensteinische Bankenverband
und die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer konnen das Vorhaben,
dass sich die Vaterschaftszeit bei Feiertagen oder Griinden nach § 1173a Art. 18
Abs. 1 ABGB (Krankheit, Unfall, etc.) um die entsprechende Anzahl Tage verlan-
gert, nicht unterstiitzen und schlagen vor, dass eine Verlangerung nur in Ausnah-
mefallen (z.B. bei schwerer Krankheit/Unfall mit Krankenhausaufenthalt) bei der
Arbeitgeberin bzw. beim Arbeitgeber beantragt werden kann. Insbesondere ist fiir
die Wirtschaftskammer Liechtenstein eine Verlangerung aufgrund eines Feierta-
ges nicht verstandlich, da der Sinn und Zweck der Vaterschaftszeit (Zeit mit dem

Kind) durch einen Feiertag nicht verhindert wird.

29 Gemadss Art. 18 Abs. 2 des Arbeitsgesetzes (Gesetz vom 29. Dezember 1966 Uber die Arbeit in Industrie,
Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz); LR 822.10) gelten als gesetzliche Feiertage, die den Sonntagen
gleichzustellen sind: Neujahr, HI. Drei Konige, Ostermontag, 1. Mai, Christi Himmelfahrt (Auffahrt),
Pfingstmontag, Fronleichnam, Maria Himmelfahrt, Maria Geburt, Allerheiligen, Maria Empfangnis, Weih-
nacht, St. Stephanstag.
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Dem Vorbringen der genannten Vernehmlassungsteilnehmenden kann die Regie-
rung nicht beipflichten und bleibt bei ihrem Vorschlag, die Vaterschaftszeit bei Fei-
ertagen oder Verhinderungsgriinden nach § 1173a Art. 18 Abs. 1 ABGB entspre-

chend zu verléngern.

Zur Begriindung wird auf die Ausfiihrungen zu § 1173a Art. 34b Abs. 7 ABGB ver-

wiesen.

4.2.3.11 Kumulierung von Anspriichen auf Vaterschaftszeit

In einzelnen Gesamtarbeitsvertragen (GAV) und Reglementen einiger Unterneh-
men ist bereits eine bezahlte Vaterschaftszeit (unter dem Begriff ,Vaterschaftsur-
laub”) von unterschiedlicher Dauer vorgesehen. Nach Ansicht der Wirtschafts-
kammer Liechtenstein und der Liechtensteinischen Industrie- und Handelskam-
mer darf die Festlegung einer gesetzlichen Vaterschaftszeit nicht dazu fihren, die
bereits freiwillig mittels GAV oder Reglement festgelegte bezahlte Vaterschafts-
zeit automatisch um die Dauer der gesetzlichen zwei Wochen zu erhéhen. Eine

Kumulierung der Anspruchszeiten ist auszuschliessen.

Nach Ansicht der Regierung muss nicht zwingend ausgeschlossen werden, dass ne-
ben dem neuen gesetzlichen Anspruch auf Vaterschaftszeit eine dariiberhinausge-
hende Regelung je nach Unternehmen bzw. nach Branche zur Anwendung kommt.
Der Vaterschaftsurlaub gemdss GAV sieht zudem eine 100%-Lohnfortzahlung
vor3%, wéhrend die gesetzliche Vaterschaftszeit eine Entschédigung in Héhe und
Form des Krankengeldes vorsieht. Es obliegt dem Unternehmen bzw. den Sozial-

partnern die entsprechenden Anspriiche aufeinander abzustimmen.

30 50 zumindest in den allgemeinverbindlich erklarten GAV.
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4.2.3.12 Ubertragbarkeit der Vaterschaftszeit

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband und die Freie Liste fiihren in
ihren Stellungnahmen aus, dass in der Schweiz Mitter beim Tod des Vaters die
zwei Wochen bezahlte Vaterschaftszeit zusatzlich zur Mutterschaftskarenz erhal-
ten sollen. Sie empfehlen, eine solche Regelung auch in die liechtensteinische Ge-
setzgebung aufzunehmen. Auch die Stufenvereine der Lehrpersonen sprechen

sich fuir die Ubertragbarkeit der Vaterschaftszeit aus.

Der oben angefiihrten Empfehlung méchte die Regierung im Grundsatz folgen und
schldgt entsprechende Regelungen in § 1173a Art. 34a Abs. 3 ABGB in Verbindung
mit Art. 15 Abs. 3c KVG vor. Demnach soll im Fall des Todes des anderen Elternteils
wdhrend der acht Monate nach der Geburt des Kindes die Kindsmutter Anspruch
auf eine zusdtzliche Freistellung von zwei aufeinanderfolgenden Wochen zum
Zweck der Betreuung des Kindes haben. Die allenfalls bereits durch den verstorbe-
nen Arbeitnehmer bezogene Vaterschaftszeit ist dabei nicht anzurechnen bzw.

nicht in Abzug zu bringen.

Korrespondierend dazu verldngert sich auch der Anspruch auf Geldleistungen
(Art. 15 Abs. 3c KVG). Beim Krankengeld i.e.S. ist eine maximale Bezugsdauer von
720 Tagen innerhalb von 900 aufeinanderfolgenden Tagen vorgesehen (Art. 14
Abs. 1 Bst. b KVG). Das Taggeld bei Vaterschaftszeit darf auf diese Bezugsdauer
nicht angerechnet werden, sondern stellt, wie auch die entsprechende Leistung bei

Mutterschaft eine davon unabhdingige, eigenstindige Leistung dar.

Die Regierung verweist ergéinzend auf die Erléuterungen zu § 1173a Art. 34a Abs. 3

ABGB und Art. 15 Abs. 3¢ KVG.
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4.2.3.13 Ubergangsbestimmung

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenver-
band sind der Auffassung, dass ausschliesslich Arbeitnehmer einen Anspruch auf
Vaterschaftszeit erhalten sollen, deren Kinder nach Inkrafttreten des vorliegenden

Gesetzes geboren worden sind.

Eine Ubergangsbestimmung, welche an das Geburtsdatum des Kindes ankniipfen
und den Anspruch auf die Vaterschaftszeit nach dieser Vorlage auf Kinder, die nach
deren Inkrafttreten geboren sind, beschrénken wiirde, wiirde gegen EWR-Recht
verstossen3!, Vielmehr miissen sowohl Arbeitnehmer als auch Wahlviter und
WahiImdiitter sowie Pflegevdiiter und Pflegemilitter, deren Kinder am Tag des Inkraft-
tretens der Vorlage den achten Lebensmonat noch nicht vollendet haben den An-
spruch auf Vaterschaftszeit im Sinne von § 1173a Art. 34b ABGB geltend machen

kénnen.

Ndéhere Ausfiihrungen, insbesondere zur analogen Regelung bei der Elternzeit, fin-

den sich in den Erlduterungen zu Titel Ill ,Ubergangsbestimmungen” ABGB.

4.2.4 Elternzeit

42.4.1 Dauer der Elternzeit

In der Vernehmlassungsvorlage wird ein Anspruch auf vier Monate Elternzeit vor-
geschlagen. Dies entspricht der Anspruchsdauer nach geltendem Recht und der

Mindestanforderung nach Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158.

Eine langere Anspruchsdauer wird explizit nur von wenigen Vernehmlassungsteil-
nehmenden gefordert. Nach Ansicht des Personalverbands 6ffentlicher Verwal-

tungen Liechtensteins (PvL) sollte eine Verlangerung des Anspruchs auf Elternzeit

31 sjehe Fussnote 13.



79

auf bis zu einem Jahr gepriift werden. Der PvL flhrt nicht ndher aus, ob diese zeit-
liche Ausdehnung pro Elternteil oder fir beide Elternteile zusammengerechnet
(somit sechs Monate pro Elternteil) gelten soll. Die Freie Liste und die Stufenver-
eine der Lehrpersonen fordern ein Minimum von sechs Monaten Elternzeit je El-
ternteil. Auch Frau Cornelia Wolf schlagt eine insgesamt mindestens 12-monatige
Elternzeit vor, wobei der Mutter des Kindes neun Monate und dem Vater drei Mo-

nate zukommen sollen.

Der Verein fiir Menschenrechte und die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche
fordern eine geniigend lange Elternzeit pro Elternteil, sodass eine Eigenbetreuung

im ersten Jahr moglich ist.

Aufgrund der Riickmeldungen in der Vernehmlassung ist die Regierung der Ansicht,
dass die vorgeschlagene Dauer der Elternzeit von je vier Monaten pro Elternteil
grossmehrheitlich gutgeheissen wird. Aus zeitlicher Perspektive erméglicht die vor-
geschlagene Dauer der Elternzeit — zusammen mit der 20-wéchigen Mutterschafts-

zeit—eine Eigenbetreuung des Kindes im ersten Lebensjahr durch die jungen Eltern.

4.2.4.2  Dauer der Verglitung

Die Vernehmlassungsvorlage sieht eine Vergltung von zwei Monaten der insge-

samt vier Monate Elternzeit vor.

Von einigen Vernehmlassungsteilnehmenden wird eine Ausdehnung der Dauer
der Vergiitung der Elternzeit gefordert. Amnesty International Liechtenstein

schldgt vor, mindestens vier Monate Elternzeit je Elternteil zu vergiiten.

Auch der Kinder- und Jugendbeirat Liechtenstein, der Verein Frauennetz Liech-
tenstein, die Sophie von Liechtenstein Stiftung und die Freie Liste sprechen sich

fir eine Verglitung der gesamten vier Monate aus.
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Den Vorschlag der Regierung, zwei der vier Monate Elternzeit zu vergiiten findet
die Zustimmung des Liechtensteinischen Bankenverbands, der Liechtensteini-
schen Industrie- und Handelskammer, der Wirtschaftskammer Liechtenstein und

der Liechtensteinischen AHV-IV-FAK.

Nach Ansicht der Regierung sind die Hohe der Vergiitung der Elternzeit und die
Dauer der Vergiitung der Elternzeit gemeinsam zu betrachten. Massgebend sind
die finanziellen Mittel, welche fiir die Vergiitung der Elternzeit zur Verfiigung ge-
stellt werden kénnen. Mit diesen Mitteln kénnen entweder zwei Monate der El-
ternzeit mit einem héheren Betrag oder die gesamten vier Monate der Elternzeit
mit einem halb so hohen Betrag vergiitet werden. Nach Ansicht der Regierung soll
die Verglitung der Elternzeit in erster Linie jenen Personen, welche ein tiefes Ein-

kommen haben, zumindest den Bezug der ,,bezahlten Elternzeit” erméglichen.

Bei einer héheren Vergiitung wéhrend zwei Monaten kénnen Eltern mit einem
Lohn bis zu CHF 4760 die bezahlte Elternzeit beziehen, ohne finanzielle Einbussen
zu erleiden. Die Chance, dass tatsdchlich Elternzeit bezogen wird, ist nach Ansicht
der Regierung somit wesentlich héher, wenn nur zwei der vier Monate Elternzeit
verglitet werden, dafiir mit einem entsprechend héheren Betrag. Die Regierung
schldgt daher vor, die Dauer der Vergiitung bei zwei von vier Monaten Elternzeit

festzulegen.

Der Verein Frauennetz Liechtenstein, der Verein fiir Menschenrechte, die Om-
budsstelle fiir Kinder und Jugendliche, die infra und die Freie Liste fiihren in ihren
Stellungnahmen aus, dass gemass Erwagungsgrund 31 der Richtlinie (EU)
2019/1158 eine angemessene Bezahlung der Elternzeit wahrend des gesamten
nicht Gbertragbaren Mindestzeitraums der Elternzeit zu gewahren ist. Mit Blick auf
die Tatsache, dass gemdss Vernehmlassungsbericht der Anspruch auf Elternzeit
nicht Gbertragbar sein soll, folgern sie, dass eine angemessene Bezahlung samtli-

cher vier und nicht nur von zwei Monaten Elternzeit vorzusehen ware.
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Dieser Argumentation kann die Regierung nicht folgen. Erwdgungsgrund 31 der
Richtlinie (EU) 2019/1158 fiihrt folgendes aus: ,,Die Mitgliedstaaten sollten die Be-
zahlung oder Vergiitung wéhrend des nicht iibertragbaren Mindestzeitraums des
Elternurlaubs nach dieser Richtlinie in einer angemessenen Héhe festsetzen” (Her-
vorhebungen durch die Regierung). Die Richtlinie legt in Art. 5 Abs. 2 diesen nicht
tibertragbaren Mindestzeitraum der Elternzeit auf zwei Monate fest. Das heisst,
dass zumindest zwei Monate in angemessener Héhe bezahlt oder vergiitet werden
miissen. Dies wird in Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie durch die Riickverweisung auf Art. 5

Abs. 2 der Richtlinie bestditigt.

Die Tatsache, dass gemdss dem Vorschlag der Regierung liber die Mindestanfor-
derung der Richtlinie hinaus die gesamte Dauer der Elternzeit nicht (ibertragbar
sein soll und dadurch die Gleichstellung von Mann und Frau geférdert werden soll,

dndert nichts am Zeitraum der Vergiitung.

4.2.4.3 Hohe der Vergiitung

Zahlreiche Reaktionen der Vernehmlassungsteilnehmenden |6st die Verglitung
der Elternzeit aus. Im Vernehmlassungsbericht vorgesehen ist eine Vergltung in
Hohe von 50% des durchschnittlichen massgebenden Monatslohns, begrenzt auf
den Hochstbetrag der monatlichen Altersrente im Sinne von Art. 68 AHVG bei |-

ckenloser Beitragsdauer, was CHF 2'380 entspricht.

Diese Beschrankung auf 50% findet Unterstiitzung beim Liechtensteinischen Ban-
kenverband, der Liechtensteinischen Industrie- und Handelskammer und der

Wirtschaftskammer Liechtenstein.

Die NTi Audio AG spricht sich fiir eine angemessene Verglitung der Elternzeit aus

und sieht diese z.B. bei 80% des durchschnittlichen massgeblichen Lohnes. Ziel der
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Vergitung soll es sein, dass sich auch Arbeitnehmende mit tiefen Lohnen die El-

ternzeit leisten kdnnen.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband spricht sich fiir eine Bezah-
lung von jeweils zwei Monaten mit 80% des durchschnittlichen Lohnes mit einer
Deckelung beim Medianlohn aus. Dies sei zum einen notig, damit es sich ,Normal-
verdiener” leisten kdnnen, die Elternzeit in Anspruch zu nehmen und zum anderen
fur die Forderung der Geschlechtergleichstellung, die Erhéhung der Frauener-

werbsquote, die Chancengleichheit und die Erhéhung der Standortattraktivitat.

Das vom Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverband vorgeschlagene Finan-
zierungsmodell (80% des durchschnittlichen Lohnes mit einer Deckelung beim Me-
dianlohn) findet die Unterstlitzung der infra, des Vereins fiir Menschenrechte und

der Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche.

Nach Ansicht der Sophie von Liechtenstein Stiftung werde der Vorschlag der Re-
gierung dazu fiihren, dass der Staat unterschiedlich hohe Unterstiitzungen pro
Kind, teilweise deutlich weniger als CHF 2380, leisten wird. Sie hinterfragt, ob dem
Staat beim Elterngeld nicht jedes Kind gleich viel wert sein sollte und schlagt einen

wertgesicherten Fixbetrag in Hohe der genannten CHF 2380 vor.

Amnesty International Liechtenstein und der Kinder- und Jugendbeirat Liechten-
stein teilen die Ansicht, dass die im Vernehmlassungsbericht vorgeschlagene Ver-
gltung der Elternzeit zu einer Diskriminierung von einkommensschwachen gegen-
Uber einkommensstarken Familien fihrt und fordern eine mindestens viermona-
tige bezahlte Elternzeit je Elternteil mit einer Verglitung in der Héhe von 80% des
AHV-pflichtigen Lohns mit einer Deckelung beim Medianlohn. Dies ist auch die

Forderung des Vereins fiir Mannerfragen.
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Die Stufenvereine der Lehrpersonen pladieren ebenfalls fiir eine Vergiitung in der
Hohe von 80% des AHV-pflichtigen Lohns mit einer Deckelung beim Medianlohn,

wobei die bezahlte Dauer der Elternzeit mehr als zwei Monate betragen miisse.

Das Komitee fiir UNICEF Schweiz und Liechtenstein spricht sich fiir eine Erhéhung
der Verglitung der Elternzeit aus, so dass sie von allen Eltern auch tatsachlich ge-

nutzt werden kann.

Die IG Elternzeit pladiert fiir Vergiitung in der Hohe von 80% des AHV-pflichtigen

Lohns mit einem Maximalbetrag in Hohe von CHF 4°175.

Der Verein Frauennetz Liechtenstein vertritt die Ansicht, dass die vorgeschlagene
Vergiltung den Anforderungen einer wirksamen Elternzeit ganzlich zuwiderlauft.
Sie nimmt ebenfalls Bezug auf die Vergltung mit 80% des durchschnittlichen Loh-

nes mit einer Deckelung beim Medianlohn.

Auch fir Frau Nora Zenhdusern und Frau Sara Meier ist die vorgeschlagene Ver-

gltung zu tief.

Nach Ansicht der Gemeinde Balzers konnte die in der Vernehmlassungsvorlage
vorgeschlagene Hohe der Vergitung zu empfindlichen Lohneinbussen fihren, was

wiederum die gewlinschte Wirkung der Vorlage verhindern wiirde.

Der Personalverband offentlicher Verwaltungen Liechtensteins fordert, dass die
Elternzeit im unteren Quartil der Lohne mit 100% und bis zur Hohe des Median-

lohns mit 80% vergitet wird.

Auch nach Ansicht der Demokraten pro Liechtenstein (DpL) ist die Entschddigung
zu tief angesetzt. Um Familien mit einem tiefen Einkommen nicht zu benachteili-
gen, soll die Vergitung auf 80% des durchschnittlichen Lohnes mit einer Decke-

lung bei CHF 220 pro Tag (entspricht der schweizerischen Erwerbsersatzordnung)



84

liegen. Als Maximalvariante wird eine Vergutung der Elternzeit mit 80% des bishe-

rigen Lohnes genannt.

Die Freie Liste vertritt die Meinung, dass die Elternzeit angemessen vergiitet wer-
den muss, damit der Bezug auch fiir Eltern aus den unteren Lohnsegmenten rea-
listisch ist. Sie spricht sich flr eine bezahlte Elternzeit von vier Monaten zu 80%
des AHV-pflichtigen Lohnes aus, wobei eine Deckelung ab dem Medianlohn vor-

genommen werden kann.

Die Liechtensteinische AHV-IV-FAK, aus deren Kasse (finanziert durch die Wirt-
schaft) die Elternzeit bezahlt werden soll, hidlt fest, dass der FAK-Fonds derzeit
Uberdotiert ist und rein finanziell sehr wohl in der Lage ist, die im Vernehmlas-
sungsbericht genannte Zahl von CHF 6,7 Mio. zu stemmen. Massiv hOhere Ausga-
ben, bspw. in H6he von ,,80% des versicherten Lohnes ohne Obergrenze” wiirden
den Rahmen des Machbaren jedoch sprengen. Dies kdnne zum nicht erstrebens-

werten Ergebnis einer Defizittragung durch den Staat gemass Art. 47 FZG fihren.

Die Regierung ist sich bewusst, dass je héher die Vergiitung der Elternzeit ausfdillt,
desto héher der Anreiz (gerade auch fiir Viter) sein wird, sie zu beziehen. Die Re-
gierung mdchte aber auch klar festhalten, dass es nicht das Ziel der Verglitung der
Elternzeit ist, den bisherigen Lebensstandard der Familie in jedem Falle beizube-
halten. Vielmehr soll gemdss der Richtlinie (EU) 2019/1158 die Bezahlung oder Ver-
glitung der Elternzeit so festgelegt werden, dass deren Inanspruchnahme durch
beide Elternteile erleichtert wird. Der Bezug der Elternzeit kann nach Ansicht der
Regierung bei besserverdienenden Eltern daher durchaus mit einer — zeitlich be-
grenzten — Einkommenseinbusse einhergehen. Man muss zudem beriicksichtigen,
dass Arbeitslohn steuer- und sozialversicherungspflichtig ist, Elterngeld hingegen

nicht. Beim Elterngeld bleibt also mehr "Netto" vom "Brutto" als beim Lohn.
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Bei geringverdienenden Familien stellt sich die Situation anders dar. Eine Einkom-
menseinbusse wdhrend des Bezuges der Elternzeit wdire in vielen Fillen nicht trag-
bar und die Eltern kénnten sich den Wunsch nach Bezug der Elternzeit aufgrund
wirtschaftlicher Uberlegungen nicht erfiillen. Die Regierung ist der Ansicht, dass es
daher insbesondere das Ziel der Vergiitung sein soll, dass sich geringverdienende
Familien die Elternzeit leisten kénnen sollen, ohne hierfiir Uberbriickungshilfen,
wie beispielsweise die riickzahlungspflichtige wirtschaftliche Sozialhilfe, in An-
spruch nehmen zu miissen. Es kann aus Sicht der Regierung nicht Sinn und Zweck
sein, dass die Inanspruchnahme der Elternzeit fiir Geringverdienende iiber die So-

zialhilfe finanziert wird.

Die Inanspruchnahme des Elternurlaubs insbesondere fiir Geringverdienende soll
daher durch zwei Anderungen gegeniiber der Vernehmlassungsvorlage erleichtert
werden: Einerseits soll die Vergiitung von 50% auf 100% des bisherigen Lohns an-
gehoben werden; andererseits soll die maximale Vergiitung auf das Doppelte der

maximalen AHV-Rente, also auf CHF 4°760, erhéht werden.

Gemidiss Lohnstatistik 2020 (siehe Schema 1 unten) verdienen 34.7% der Arbeitneh-
menden (Vollzeit- und Teilzeitangestellte) in Liechtenstein CHF 5000 oder weniger

(Jahreslohn geteilt durch 12).

Mit der vorgeschlagenen Regelung wiirden somit die Arbeitnehmenden im unteren
Einkommensdrittel keine finanziellen Einbussen beim Bezug des Elterngeldes in

Kauf nehmen miissen und sich diese leisten kénnen.

Bei den Teilzeitangestellten wdren es gar gut 70% der Arbeitnehmenden, die keine

solchen finanziellen Einbussen hdtten (Schema 2).
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Verteilung in % Verteilung kumuliert in %
Gesamt Frauen Maénner Gesamt Frauen Maénner

Gesamt 100.0 100.0 100.0

0-1'000 1.8 3.2 0.9 1.8 3.2 0.9
1'001 - 2'000 4.8 9.0 2.1 6.6 12.2 2.9
2'001 - 3'000 6.6 11.7 3.1 13.2 23.9 6.0
3'001 - 4'000 8.4 13.7 4.9 21.6 37.6 10.9
4'001 - 5'000 13.1 17.1 10.5 34.7 54.7 21.4
5'001 - 6'000 14.6 13.8 15.1 49.3 68.6 36.5
6'001 - 7'000 12.8 9.9 14.8 62.2 78.5 51.3
7'001 - 8'000 9.3 7.0 10.7 71.4 85.5 62.0
8'001 - 9'000 6.7 4.7 8.0 78.1 90.2 70.1
9'001 - 1'00'00 5.1 3.0 6.4 83.2 93.3 76.5
1'0001 - 11'000 3.8 1.9 5.0 86.9 95.1 81.5
11'001 - 12'000 2.7 13 3.6 89.6 96.4 85.1
12'001 - 13'000 2.2 0.9 3.1 91.8 97.3 88.2
13'001 - 14'000 1.5 0.6 2.0 93.3 97.9 90.2
14'001 - 15'000 1.3 0.4 1.8 94.5 98.3 92.0
15'001 - 16'000 0.9 0.3 1.3 95.4 98.6 93.3
16'001 - 17'000 0.8 0.2 1.2 96.2 98.8 94.5
17'001 - 18'000 0.5 0.1 0.8 96.8 99.0 95.3
18'001 - 19'000 0.5 0.2 0.7 97.2 99.1 96.0
19'001 - 20'000 04 0.1 0.5 97.6 99.2 96.5
20'000+ 24 0.8 3.5 100.0 100.0 100.0

Tabelle 1: Haufigkeitsverteilung der effektiven Bruttomonatsl6hne nach Lohnhéhenklassen und
Geschlecht 2020 - Voll- und Teilzeitbeschiftigte 32

32 Amt fir Statistik. 31.05.2022. Lohne 2020. Publikations-ID: 291.2020.01.1 (zu finden unter:
https://www.statistikportal.li/de/themen/arbeit-und-erwerb/loehne (Daten, Tabellen, Tabelle 13.1)).
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Vollzeitbeschaftigte Teilzeitbeschiftigte
Verteilung in % Verteilung in %
Gesamt Frauen Manner Gesamt Frauen Manner
Gesamt 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0
0-1'000 0.0 0.0 0.0 6.3 6.2 6.6
1'001 - 2'000 0.0 0.0 0.0 16.9 17.4 15.7
2'001 - 3'000 1.9 2.7 1.5 18.4 20.0 14.0
3'001 - 4'000 4.8 7.8 3.6 17.6 19.3 13.3
4'001 - 5'000 131 21.0 10.2 13.2 135 12.2
5'001 - 6'000 16.4 18.1 15.8 10.1 9.9 10.8
6'001 - 7'000 15.3 14.2 15.6 6.7 5.9 8.9
7'001 - 8'000 11.5 11.3 11.6 3.6 3.1 5.0
8'001 - 9'000 8.5 7.8 8.7 23 1.8 3.6
9'001 - 1'00'00 6.5 5.1 7.0 1.5 1.2 24
1'0001 - 11'000 4.8 3.2 5.4 1.1 0.7 23
11'001 - 12'000 35 24 3.9 0.6 0.3 1.4
12'001 - 13'000 3.0 1.6 34 0.3 0.2 0.7
13'001 - 14'000 1.9 1.0 2.3 0.3 0.2 0.6
14'001 - 15'000 1.7 0.8 2.0 0.2 0.1 04
15'001 - 16'000 1.2 0.5 1.4 0.1 0.1 0.3
16'001 - 17'000 1.1 0.4 1.3 0.2 0.0 0.5
17'001 - 18'000 0.7 0.2 0.9 0.1 0.0 0.3
18'001 - 19'000 0.6 0.3 0.7 0.1 0.0 0.2
19'001 - 20'000 0.5 0.2 0.6 0.0 0.0 0.1
20'000+ 33 1.4 3.9 04 0.2 0.9

Tabelle 2: Haufigkeitsverteilung der effektiven Bruttomonatsléhne nach Lohnhéhenklassen und
Geschlecht 2020 — Vollzeitbeschiftigte/Teilzeitbeschéftigte

In seiner Stellungnahme fiihrte der Verein fiir Mdnnerfragen aus, dass die Betreu-
ungs- und Erziehungsarbeit nach der Geburt eines Kindes in der Regel bei der Mut-

ter bleibt, wenn der Vater wesentlich mehr verdient.

Durch die nun vorgeschlagene Lésung (Verglitung von 100% des bisherigen Lohns
gedeckelt auf das Doppelte der maximalen AHV-Rente) werden die Geringverdie-
nende (oftmals Miitter in Teilzeitpensen) finanziell schadlos gehalten. Das heisst,

sie verdienen wdhrend des Bezuges von Elterngeld gleichviel als wenn sie ihrer
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reguldren Tdtigkeit nachgehen, faktisch gar mehr, da das Elterngeld, wie oben er-
wdhnt, nicht steuer- und sozialversicherungspflichtig ist. Zugleich wird auch vom
mehrverdienenden Elternteil ein guter Teil des Lohnes vergiitet, sodass ein Anreiz
gesetzt wird, dass beide Elternteile ihren Anspruch auf Elternzeit tatscchlich gel-

tend machen.

Ausserdem besteht weiterhin die Médglichkeit, die Elternzeit in Teilzeit oder stun-

denweise zu beziehen.

Ebenfalls zu beriicksichtigen gilt es, dass Eltern neben dem Elterngeld auch An-
spruch auf die einmalige Geburtszulage/Adoptionszulage in Héhe von CHF 2300
bei Geburt/Adoption eines Kindes (CHF 2°800 pro Kind bei Mehrlingsgeburten) und
die anschliessend laufenden Kinderzulagen in Héhe von monatlich CHF 280 pro
Kind, erhéht auf monatlich CHF 330 pro Kind ab dem dritten Kind bzw. ab dem 10.
Altersjahr des Kindes haben. Diese Anspriiche, sowie der Anspruch auf Alleinerzie-
hendenzulage, kénnten sich, sollte der parlamentarischen Initiative der Fortschritt-
lichen Biirgerpartei (FBP) vom 4. September 2023 zur Erh6hung der Familienzula-

gen der Familienausgleichskasse gefolgt werden, kiinftig noch erhéhen.

4.2.4.4  Ubertragbarkeit

Mit Ubertragbarkeit ist die Méglichkeit gemeint, die Elternzeit oder einen Teil der-
selben von einem Elternteil auf den anderen zu Ubertragen. Die Richtlinie (EU)
2019/1158 gibt diesbezliglich vor, dass zumindest zwei Monate der Elternzeit un-
Ubertragbar sein mussen. Sie lasst aber auch die Option offen, (iberhaupt keine

Ubertragbarkeit zwischen Mutter und Vater vorzusehen.

Diese Option wird in der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagen. Damit kann
nach Ansicht der Regierung das Ziel der Richtlinie (EU) 2019/1158, die Chancen-

gleichheit von Mann und Frau im Erwerbsleben zu férdern und die Diskriminierung
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von Muttern im Arbeitsleben zu mindern, am besten erreicht werden. Zudem sol-
len dadurch, wie dies auch in Erwagungsgrund 20 der Richtlinie (EU) 2019/1158

ausgefuhrt wird, Vater zur Inanspruchnahme von Elternzeit ermutigt werden.

Der Vorschlag, dass die gesamte Elternzeit nicht Gbertragbar sein soll, findet die
explizite Zustimmung des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverbands, der
Liechtensteinischen AHV-IV-FAK, der infra, der Freien Liste, des Vereins fiir Man-
nerfragen, Frau Anna Ospelt, des Vereins Frauennetz Liechtenstein, Amnesty In-
ternational Liechtenstein, der Wirtschaftskammer Liechtenstein, des Liechten-
steinischen Bankenverbands und der Liechtensteinischen Industrie- und Han-

delskammer.

Amnesty International Liechtenstein sieht in der Tatsache, dass die Elternzeit fiir
Manner wie auch Frauen gleich lang und uniibertragbar ist, eine zentrale Voraus-
setzung dafiir, dass Manner und Frauen in der Arbeitswelt Giberhaupt gleichbe-
handelt werden kénnen. Auch nach Ansicht der Freien Liste und des Vereins Frau-
ennetz Liechtenstein fihrt die Unlbertragbarkeit zu einem Abbau von ge-
schlechtsspezifischen Unterschieden. Frau Anna Ospelt sieht einen Schritt zur Auf-
weichung stereotyper Rollenbilder im Fiirsorgebereich. Fir die Liechtensteinische
AHV-IV-FAK steht fest, dass es bei einer Ubertragbarkeit meist wiederum die Frau
ware, die ,,zu Hause” bleibt. Ihre Attraktivitat auf dem Arbeitsmarkt wiirde einge-

schrankt und der Zweck der Vorlage (Chancengleichheit) geradezu unterminiert.

Demgegeniiber zeigen sich die NTi Audio AG, die Sophie von Liechtenstein Stif-
tung, die Gemeinde Balzers und die I1G Elternzeit mit dem Vorschlag der Regierung
nicht einverstanden und pladieren fiir die zumindest teilweise Ubertragbarkeit der
Elternzeit. Hierbei wird insbesondere das Argument der Flexibilitat bzw. der Ge-

staltungsfreiheit beim Bezug der Elternzeit angefihrt.
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Vor dem Hintergrund der klaren Zielsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158, im
Sinne der Gleichberechtigung der Geschlechter auch die Beteiligung der Viiter bei
den familidren Aufgaben zu férdern und der Tatsache, dass wesentlich mehr Ver-
nehmlassungsteilnehmende sich fiir die Nicht-Ubertragbarkeit aussprechen, denn
gegen dieselbe, hilt die Regierung an ihrem Vorschlag fest. Es soll somit die ge-

samte Dauer der Elternzeit nicht-iibertragbar sein.

4.2.4.5 Finanzierung

Nach Ansicht des Vereins fiir Menschenrechte und der Ombudsstelle fiir Kinder
und Jugendliche soll die Finanzierung der Elternzeit nicht alleine durch die FAK-
Beitrage der Arbeitgebenden, sondern durch einen neu einzufihrenden Lohnab-
zug bei Arbeitnehmenden oder aus einer Form der Steuerabgabe generiert wer-
den. Auch der Verein fiir Mannerfragen spricht sich fiir einen Arbeitnehmerbei-

trag aus und beziffert diesen auf 0,1-0,2 Lohnprozent.

Ebenso sollte nach Ansicht des Liechtensteinischen Bankenverbandes, der Liech-
tensteinischen Industrie- und Handelskammer und der Wirtschaftskammer
Liechtenstein die Anspruchsgruppe , Arbeitnehmer” paritatisch an der Finanzie-
rung der Elternzeit beteiligt werden. Fiir die Liechtensteinische Industrie- und
Handelskammer stellt dies eine Grundvoraussetzung fiir einen Konsens dar. Alle
drei Interessensvertretungen unterstitzen es, dass keine zuséatzlichen Lohnneben-
kosten fiir Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber eingefiihrt werden und keine neue
Kasse aufgebaut werden soll. Die Wirtschaftskammer Liechtenstein stellt zudem
die Rolle des Staates hinsichtlich der Finanzierung von der Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf in den Raum.

Die Demokraten pro Liechtenstein (DpL) sind auch der Ansicht, dass die Finanzie-
rung der Elternzeit je halftig durch alle Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden er-

folgen sollte, damit die Erkenntnis, dass ,soziale Errungenschaften” etwas kosten,
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nicht verloren gehe. Sie stellen zudem die Schaffung einer neuen Kasse analog der

schweizerischen Erwerbsersatzordnung zur Diskussion.

Die Gemeinde Balzers sieht eine Vergilitung der Elternzeit ausschliesslich Gber Bei-
trage der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber als fragwiirdig oder zumindest tber-
prifenswert an und schldgt eine mogliche Mitfinanzierung durch Beitrage der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder auch Staatsbeitrdge vor. Die Finanzie-

rung Uber ein bestehendes Gefass wird begriisst.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband spricht sich fiir eine Finanzie-
rung Uber die FAK aus. Sollten die Reserven der FAK wider Erwarten unter eine
Jahresausgabe sinken, so sollen nicht die Abgaben der Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber erhoht werden oder die Defizitgarantie des Staates zum Tragen kom-
men, sondern die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen Beitrag von 0,1-

0,2 Lohnprozent in die FAK leisten.

Die Regierung sieht sich durch die Vernehmlassungsergebnisse in ihrem Vorschlag
bestiditigt, das Elterngeld liber ein bestehendes Gefdss, konkret die FAK, auszurich-
ten und keine neuen Strukturen bzw. keine neue Kasse hierfiir aufzubauen. Ent-
sprechend wird an diesem Vorschlag auch in der gegenstéindlichen Regierungsvor-

lage festgehalten.

Aufgrund der Riickmeldungen aus der Vernehmlassung schldgt die Regierung neu
vor, neben den Arbeitgebenden auch die Arbeitnehmenden in die Finanzierung der
Elternzeit miteinzubeziehen. Entsprechend soll ein solidarischer Beitrag der Arbeit-
nehmenden an die FAK in Héhe von 0.1 Prozentpunkte Lohnabzug eingefiihrt wer-
den. Basierend auf den FAK-Beitragseinnahmen aus dem Jahr 2022 in Héhe von
64 Mio. wiirden durch die Einfiihrung eines Lohnabzuges von 0.1 Prozentpunkten
bei den Arbeitnehmenden Mehreinnahmen in Héhe von 3.4 Mio. zugunsten der

FAK generiert werden. Bei einem Medianlohn von rund CHF 6°850 (Lohnstatistik
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2020) entsprechen 0.1 Prozentpunkte Beitragssatz CHF 6.85 pro Monat bzw.
CHF 82.20 pro Jahr.

Es ist darauf hinzuweisen, dass eine allfdllige Anderung von Beitragssitzen an die
FAK, wie die angedachte Einfiihrung von Arbeitnehmerinnen- bzw. Arbeitnehmer-
Lohnabziigen zur Finanzierung der FAK zwingend auf den 1. Januar eines Jahres

erfolgen muss.

Die Regierung verweist ergénzend auf die Ausfiihrungen in den Kapiteln 3.5 und

3.6 sowie die Erlduterungen zu Art. 44 FZG.

Die Regierung soll zudem den Auftrag erhalten (siehe vorgeschlagene Ubergangs-
bestimmung im Familienzulagengesetz), spdtestens innerhalb von fiinf Jahren
nach Inkrafttreten der vorgeschlagenen Gesetzesabdnderung eine Evaluierung der
langfristigen finanziellen Sicherheit der Anstalt vorzunehmen und dem Landtag ei-
nen Bericht vorzulegen. Sollte sich dabei zeigen, dass ein dauerhaftes jdhrliches
Defizit zu erwarten ist, hat die Regierung dem Landtag Vorschldge zur finanziellen
Konsolidierung der Anstalt zu unterbreiten. Auch vor dem Hintergrund der von der
Fortschrittlichen Biirgerpartei (FBP) eingereichten «Initiative zur Erhéhung der Fa-
milienzulagen der Familienausgleichskasse FAK» vom 4. September 2023 ist eine

solche Evaluierung angezeigt.

42.4.6 Bezugsdauer

Im Vernehmlassungsbericht ist eine Bezugsdauer fiir die Elternzeit bis zum dritten
Lebensjahr des Kindes bzw. bis zum flinften Lebensjahr bei einer Adoption oder
einem Pflegekindschaftsverhdltnis vorgesehen. Dies entspricht dem aktuell gel-

tenden Recht in Liechtenstein.

Dieser Vorschlag wird von der Liechtensteinischen Industrie- und Handelskam-

mer ausdriicklich unterstitzt.
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Die IG Elternzeit schlagt in ihrer Stellungnahme — mit Blick auf das gesetzlich fest-
gelegte Mindestalter fiir den Eintritt in den Kindergarten — einen Bezug bis zum
Ende des vierten Lebensjahres vor. Dies wird auch vom Verein fiir Mannerfragen

unterstitzt.

Die Regierung ist der Ansicht, dass hinsichtlich der Bezugsdauer an der aktuellen
Regelung festgehalten werden soll. Mit der geltenden Begrenzung der Bezugs-
dauer wird insbesondere der Hauptzweck der Elternzeit, sprich der méglichst friihe
Aufbau der Eltern-Kind-Beziehung, verfolgt und auch erreicht. Weitere Argumente
sind der ebenfalls méglichst friihe Zeitpunkt des Wiedereinstiegs der Arbeitnehme-
rin in den Arbeitsprozess und die bessere Planbarkeit der Elternzeit aus Sicht der
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. Ebenso muss die Bezugsdauer nicht zwingend
an den Eintritt in den Kindergarten gebunden sein, da auch schon vorher die Mdg-
lichkeit zur ausserhduslichen Kinderbetreuung in Anspruch genommen werden

kann.

4.2.4.7  Versicherungsschutz

Der Vorschlag, den Versicherungsschutz wahrend des Bezugs des Elterngeldes auf-
recht zu erhalten, wird von der Gemeinde Balzers und der Sophie von Liechten-

stein Stiftung ausdricklich begrisst.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband moniert, dass die Arbeitneh-
menden die Versicherungsbeitrage (BVG-Risiko, NBU, Krankentaggeld) auf den
vollen Lohn abliefern missen und wiinscht sich eine fur die Arbeitnehmenden kos-
tenglinstigere Variante analog des Bezugs von Taggeldern, um das geschmalerte
Einkommen wahrend des Bezugs des Elterngeldes nicht noch weiter zu reduzie-

ren.
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Die Wirtschaftskammer Liechtenstein, der Liechtensteinische Bankenverband
und die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer erachten den Versi-
cherungsschutz wahrend des Bezugs von Elterngeld als wichtig. In Frage gestellt
wird hingegen, ob die Bezliger von Elterngeld tatsachlich weiterhin obligatorisch
auch fiir Berufsunfalle versichert sein sollen, da aus rechtlicher Sicht wéhrend des
Bezugs von Elternzeit kein Berufsunfall passieren kann. Unfdlle wahrend des Be-
zugs von Elterngeld mussen als Nichtberufsunfélle qualifiziert werden. Die Wirt-
schaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenverband unter-
stlitzen zudem ausdriicklich, dass sowohl Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
wie Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber die entsprechenden Versicherungsbeitrage

zu entrichten haben.

Der Liechtensteinische Pensionskassenverband unterstiitzt die Versicherungs-
pflicht wahrend des Bezugs von Elterngeld, gibt aber zur angedachten Revision des

BPVG mehrere Aspekte zu bedenken.

Die infra, die Freie Liste und der Verein Frauennetz Liechtenstein begriissen den
Versicherungsschutz wahrend des Bezugs von Elterngeld ebenfalls ausdricklich.
Sie sind jedoch der Auffassung, dass auch eine Weiterfiihrung der Altersversiche-
rung in der betrieblichen Vorsorge fiir Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber und Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer verpflichtend sein soll.

Auf die Kritik, dass Arbeitnehmende wdéhrend des Bezuges von Elterngeld ihre Ver-
sicherungsbeitrdge auf den vollen Lohn abliefern miissen, méchte die Regierung
ausfiihren, dass korrespondierend zu den Beitrdgen auch die Leistungen der Kran-
ken- bzw. Unfallversicherungen im Schadensfall sich nach dem zuletzt bezogenen
Verdienst vor Antritt der Elternzeit richten. Damit ist eine finanzielle Absicherung
bei Krankheit oder Unfall gewdhrleistet, als ob die Beziiger von Elternzeit weiter

berufstdtig wdren.
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Die Ausfiihrungen, wonach Unfiille wihrend des Bezugs von Elterngeld zwingend
als Nichtberufsunfille qualifiziert werden miissten, teilt die Regierung nicht. Es er-
folgt hier bewusst eine Gleichstellung der Eltern als ob sie weiterhin berufstdtig
wdren. Die Berufsunfallversicherung sieht im Schadensfall neben der Deckung der
Heilungskosten auch Taggeld- und gegebenenfalls Rentenzahlungen vor. Die

Nichtberufsunfallversicherung deckt hingegen lediglich Heilungskosten.

Auf die artikelspezifischen Ausfiihrungen des Liechtensteinischen Pensionskassen-
verbands geht die Regierung im Rahmen der Erlduterungen zu den einzelnen Arti-

keln ein und verweist auf Kapitel 5.12.

Mehrere Vernehmlassungsteilnehmende bringen vor, dass wdhrend des Bezugs
von Elterngeld auch eine Weiterfiihrung der Altersversicherung in der betrieblichen
Vorsorge fiir Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber und Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer verpflichtend sein soll. Die Regierung sieht diese Notwendigkeit beim
Sparteil, welcher tiber 40 Jahre hinweg angehduft wird, nicht. Beim Risikoteil hin-

gegen ist die Notwendigkeit entschieden grdsser.

Ergdnzend wird auf die Ausfiihrungen in Kapitel 3.7 verwiesen.

4.2.4.8 \Vorherige Betriebszugehorigkeitsdauer

Als eine der Voraussetzungen fir einen Anspruch auf Elternzeit sieht das aktuelle
Recht in § 1173a Art. 34a ABGB vor, dass das Arbeitsverhéltnis mehr als ein Jahr

gedauert hat oder auf mehr als ein Jahr eingegangen worden ist.

In der Vernehmlassungsvorlage wird eine Anpassung dieser Formulierung vorge-
schlagen, sodass kiinftig nur noch bezugsberechtigt sein soll, wer tatsachlich seit
mehr als einem Jahr im selben Betrieb beschaftigt ist. Dies ist auch das Verstandnis

der Richtlinie (EU) 2019/1158, welche in Art. 5 Abs. 4 festhalt, dass die Mitglied-
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staaten den Anspruch auf Elternzeit von einer Beschéaftigungs- oder Betriebszuge-

horigkeitsdauer abhangig machen konnen, die maximal ein Jahr betragen darf.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenver-
band unterstiitzen in ihren Stellungnahmen ausdriicklich den Vorschlag der Regie-
rung. Die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer unterstitzt den Vor-
schlag ebenfalls, kdnnte sich aber auch eine Dauer von sechs Monaten vorstellen.
Auch der Liechtensteinische Arbeitnehmerlnnenverband kann nachvollziehen,

dass die Regierung an diesem Kriterium festhalt.

Frau Nora Zenhdusern und Frau Sara Meier sehen in der Streichung der Wortfolge
»-.oder ist es auf mehr als ein Jahr eingegangen...” eine Einschrankung bestehen-
der Rechte, welche gemass Erwagungsgrund 46 der Richtlinie (EU) 2019/1158

nicht zulassig sei.

Aufgrund der Riickmeldungen in der Vernehmlassung hdlt die Regierung an ihrem
Vorschlag fest und verweist ergédnzend auf die Erlduterungen zu § 1173a Art. 34c

ABGB.

Betreffend die Ausfiihrungen von Frau Nora Zenhdusern und Frau Sara Meier ist
die Regierung der Ansicht, dass durch die Vereinheitlichung der Anforderung an die
vorherige Beschdftigungsdauer weder geltende Rechtsvorschriften der EU bzw. des
EWR verletzt, noch das allgemeine Schutzniveau der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Sinne von Art. 16 der Richtlinie (EU) 2019/1158 abgesenkt wird.
Vielmehr fiihrt die vorgeschlagene Anpassung zu einer sachlich gerechtfertigten
Gleichstellung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit befristeten und sol-
chen mit unbefristeten Arbeitsvertrdgen und erscheint auch nétig, um etwaigem

Missbrauch vorzubeugen.
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4249 Gemeinsamer Haushalt

Das aktuelle Recht sieht vor, dass Elternzeit nur von einer Person bezogen werden
kann, die mit ihrem Kind im selben Haushalt lebt. Aufgrund der Vielfalt heutiger
Lebensmodelle sieht die Vernehmlassungsvorlage vor, kiinftig auf das Kriterium

»gemeinsamer Haushalt” zu verzichten.

Die Freie Liste, die Gemeinde Balzers und die Stufenvereine der Lehrpersonen

unterstitzen in ihren Stellungnahmen ausdriicklich den Vorschlag der Regierung.

Gegenteilige Ansichten wurden im Rahmen der Vernehmlassung nicht gedussert.

Die Regierung hdlt daher an ihrem Vorschlag fest und verweist ergénzend auf die

Erlduterungen zu § 1173a Art. 34c ABGB.

4.2.4.10 Flexibler Bezug

In der Vernehmlassungsvorlage wird vorgeschlagen, dass Arbeitnehmende be-
rechtigt sein sollen, die Eltern- und Betreuungszeit in Vollzeit, in Teilzeit, in Teilen,
tage- oder stundenweise zu beziehen, wobei auf die berechtigten Interessen der
Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers und der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitneh-
mers Ricksicht zu nehmen ist. Mit Blick auf die Elternzeit wird diese Moglichkeit
des flexiblen Bezugs explizit von Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie (EU) 2019/1158 gefor-

dert.

Die Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) fiihrt diesbezlglich kritisch ins Feld,
dass die variable Bezugsmoglichkeit der Elternzeit mit Blick auf die Abrechnung
der Beitrage fur die betriebliche Personalvorsorge zu nicht unerheblichem Auf-
wand und allenfalls Durchfiihrungsschwierigkeiten bei den einzelnen Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgebern fihren konnte. Die FMA regt daher an, diese geplante

Regelung des ,Splittings“ nochmals zu Gberpriifen.
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Die Regierung kann die Ausftihrungen der FMA, wonach ein flexibler Bezug der El-
ternzeit bei den zustdndigen Stellen zu administrativen Herausforderungen fiihren
kann, nachvollziehen. Aufgrund der klaren Vorgabe der Richtlinie (EU) 2019/1158
und der Uberzeugung, dass ein flexibler Bezug der Elternzeit den jungen Eltern
bestmdglich die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erlaubt, soll jedoch am flexib-
len Bezug der Elternzeit festgehalten werden. Familien kénnen somit selbst ent-

scheiden, wann und in welcher Form der Bezug der Elternzeit fiir sie am besten ist.

Der Verein fiir Mannerfragen schlagt mit Blick auf die Elternzeit vor, dass die ers-
ten Wochen nach der Geburt (im Umfang von mindestens vier Wochen) fiir Vater

obligatorisch werden.

Die Regierung ist der Ansicht, dass eine verpflichtende Elternzeit fiir Viiter (iber das
Ziel hinaus geht. Gemdiss Richtlinie (EU) 2019/1158 sind die Mitgliedstaaten ange-
halten, Viter zur Inanspruchnahme von Elternzeit ,,anzuregen” (siehe Erwdgungs-
grund 20). Dies wird damit erfiillt, indem die Elternzeit des Vaters nicht auf die

Mutter (bertragbar ist.

4.2.4.11 Kontrolle und moglicher Missbrauch

Nach Ansicht des Liechtensteinischen Bankenverbands und der Wirtschaftskam-
mer Liechtenstein miissten die Themen ,Kontrolle” und ,,moglicher Missbrauch”
starker thematisiert werden. Insbesondere bei einem Stellenwechsel misse ge-
wahrleistet sein, dass die (bezahlte) Elternzeit nicht doppelt in Anspruch genom-
men werden kann. Zudem stelle sich die Frage wie sichergestellt werden kann,
dass die Zeit, wahrend welcher Elterngeld bezogen wird, tatsachlich fir die Kin-
derbetreuung genutzt wird, insbesondere wenn der betreffende Elternteil nicht

im gleichen Haushalt wie das Kind lebt.
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Die Regierung ist der Ansicht, dass durch Art. 39 FZG Méglichkeiten geschaffen
werden bzw. bestehen, um im Falle eines Doppelbezuges von liechtensteinischen
Leistungen, wie beispielsweise des Elterngeldes, den méglichen Schaden durch eine

Riickerstattungsforderung zu minimieren.

Nach Ansicht der Regierung liegt es in der Verantwortung der Eltern, die Elternzeit
im Sinne des mit ihr verbundenen Zwecks der Betreuung des Kindes zu nutzen. Eine
effektive Kontrolle, ob die Elternzeit tatsdchlich in diesem Sinne genutzt wird, ist

weder vorgesehen noch faktisch méglich.

4.2.4.12 Ubergangsbestimmung

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein, der Liechtensteinische Bankenverband
und die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer geben zu bedenken,
dass die Ubergangsbestimmung zu einer betréachtlichen Anzahl Elternteile fiihrt,
die gleichzeitig Elterngeld in Anspruch nehmen mdchten. Zudem stellt sich die
Frage, welche Rechte Eltern haben, die noch einen Bezug nach dem ,,alten” Modell
gemacht haben. Sie sprechen sich dafiir aus, den Anspruch auf bezahlte Eltern-
und Vaterschaftszeit auf Geburten nach Inkrafttreten der gegenstandlichen Ge-

setzesvorlage zu beschranken.

Wie bereits beim Ubergang von der ersten Elternzeit-Richtlinie 96/34/EG auf die
zweite Elternzeit-Richtlinie 2010/18/EU (siehe Bericht und Antrag Nr. 82/2012) ist
auch bei der Umsetzung der vorliegenden Richtlinie (EU) 2019/1158, welche die

Richtlinie 2010/18/EU aufhebt, eine Ubergangsbestimmung vorzusehen.

Die Regierung verweist ergénzend auf die Erléuterungen zu Titel Il ,,Ubergangsbe-

stimmungen” ABGB.
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4.2.5 Betreuungszeit

4.2.5.1 Dauer

Der Verein fiir Menschenrechte, die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche,
die infra, Frau Anna Ospelt, der Verein Frauennetz Liechtenstein, der Verein fiir
Mannerfragen, die Wirtschaftskammer Liechtenstein, der Liechtensteinische
Bankenverband und die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer stim-
men der in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehenen Dauer der Betreuungszeit

von flinf Tagen pro Jahr ausdriicklich zu.

Flir eine langere Betreuungszeit sprechen sich die Freie Liste (bis zu neun Tage pro
Jahr), Frau Nora Zenhdusern und Frau Sara Meier sowie die Stufenvereine der
Lehrpersonen (jeweils ohne konkrete Nennung einer Dauer) aus. Nach Ansicht der
Stufenvereine der Lehrpersonen sollten Alleinerziehende einen Anspruch auf

zehn Tage haben.

Aufgrund der mehrheitlich zustimmenden Riickmeldungen hdlt die Regierung an

der vorgeschlagenen Dauer der Betreuungszeit, konkret fiinf Tage pro Jahr, fest.

4.2.5.2 Vergutung

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 empfiehlt in Erwagungsgrund 32 die Einflihrung ei-
ner Vergitung fir die Betreuungszeit, (iberldsst die definitive Entscheidung hier-
Uber aber den Mitgliedstaaten. In der Vernehmlassungsvorlage wird von einer

Vergitung der Betreuungszeit abgesehen.

Dies wird von mehreren Vernehmlassungsteilnehmenden kritisiert.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband, der Verein fiir Menschen-
rechte, die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche, die infra und die Freie Liste

sind der Ansicht, dass eine Verglitung der Betreuungszeit notwendig ist, damit
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sichergestellt ist, dass betreuende Angehoérige — insbesondere Manner — diese

auch tatsachlich in Anspruch nehmen.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband empfiehlt eine Vergitung
der Betreuungszeit von mindestens 80% des AHV-pflichtigen Lohnes. Der Verein
fir Mdnnerfragen fordert eine Vergilitung von genau 80% des AHV-pflichtigen
Lohns mit Deckelung beim Medianlohn. Auch die Stufenvereine der Lehrpersonen
sprechen sich fiir eine Verglitung der Betreuungszeit aus, ohne diese jedoch wei-
ter zu konkretisieren. Der Verein Frauennetz Liechtenstein gibt zu bedenken, dass

eine unbezahlte Betreuungszeit eine ,leere Gesetzesbestimmung“ bleiben wird.

Den Vorschlag, die Betreuungszeit nicht zu verglten, unterstiitzen hingegen die
Wirtschaftskammer Liechtenstein, der Liechtensteinische Bankenverband und

die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer.

Nach Ansicht der Regierung steht bei der planbaren Betreuungszeit der rechtliche
Anspruch auf Freistellung im Vordergrund, das heisst die rechtliche Mdéglichkeit,
die Zeit nicht bei der bezahlten Arbeitsstelle, sondern fiir die Betreuung aufzuwen-
den. Eine Vergiitung der Betreuungszeit miisste mit entsprechenden Nachweisen
einhergehen. D.h. es miisste jeweils, wie dies beispielsweise auch bei der Freistel-
lung aufgrund héherer Gewalt der Fall ist, die Vorlage eines drztlichen Zeugnisses
oder einer dhnlichen Bestdtigung verlangt werden kénnen. Die Uberpriifbarkeit
wdre in jedem Falle schwierig. Zudem ist davon auszugehen, dass die Betreuungs-
zeit nicht in ganzen Tagen bezogen wird. Folglich miisste auch die Vergtitung der
Betreuungszeit in vielen Fdllen halbtagesweise oder gar stundenweise erfolgen,
dies verbunden mit einem enormen administrativen Aufwand bei allen involvierten
Stellen. Schliesslich gibt es mit der Hilflosenentschédigung sowie dem Betreuungs-
und Pflegegeld bereits gesetzliche Angebote, welche die Funktion der Vergiitung

einer Betreuungszeit (zumindest teilweise) iibernehmen.
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Aufgrund dieser Uberlegungen wird in der gegenstdndlichen Regierungsvorlage

nach wie vor von einer Verglitung der Betreuungszeit abgesehen.
4.2.5.3 Kreis der zu betreuenden Angehdérigen

Im Vernehmlassungsbericht wird der Kreis der zu betreuenden Angehdrigen im
Einklang mit Art. 3 Abs. 1 Bst. d und e Richtlinie (EU) 2019/1158 wie folgt definiert:
Kinder, Elternteile sowie der Ehe- oder eingetragene Partner des oder der an-
spruchsberechtigten Arbeitnehmenden oder eine mit dem oder der Arbeitneh-

menden im gemeinsamen Haushalt lebende Person.

Mehrere Vernehmlassungsteilnehmende schlagen eine Erweiterung des Kreises

der zu betreuenden Angehdrigen vor.

So vertreten der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband, die Freie Liste
und die Stufenvereine der Lehrpersonen die Ansicht, dass auch die Schwiegerel-
tern in diesen Kreis aufgenommen werden sollten. Die infra stimmt dem ebenfalls
zu und mochte den Kreis zudem auf die Geschwister der Arbeitnehmerin bzw. des

Arbeitnehmers ausgeweitet sehen.

Fiir den Kinder- und Jugendbeirat Liechtenstein ist der Kreis der Bezugsberechtig-
ten ebenfalls zu eng gefasst. Nach seiner Ansicht ist zudem die Voraussetzung des

Wohnens im gleichen Haushalt nicht zielfiihrend.

Der Verein fiir Menschenrechte und die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche
mochten die Liste der Bezugsberechtigten auf Geschwister, nicht eingetragene

Partner oder Partnerinnen und enge Vertraute erweitern.

Die Regierung mdchte zundichst festhalten, dass der gemeinsame Haushalt kein
Kriterium fiir den Anspruch auf Betreuungszeit ist. D.h. eine Arbeitnehmerin bzw.

ein Arbeitnehmer kann beispielsweise auch fiir ihre bzw. seine Mutter, die nicht im
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gemeinsamen Haushalt wohnt, aber aufgrund einer gesundheitlichen Beeintréich-

tigung auf Betreuung angewiesen ist, Betreuungszeit beziehen.

Eine Ausweitung des Kreises der zu betreuenden Angehérigen auf beispielswiese
die Schwiegereltern, Geschwister oder enge Vertraute sieht die Regierung als nicht
zielfiihrend an. Nach Ansicht der Regierung ist zu beachten, dass die Richtlinie (EU)
2019/1158 insbesondere bezweckt, die Stellung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt
zu verbessern. Der Einbezug der Schwiegereltern, Geschwister oder enge Vertraute
in den Kreis der zu betreuenden Angehdrigen wiirde wohl dazu fiihren, dass in al-
lererster Linie Arbeitnehmerinnen auch die Care-Verantwortung fiir diese Perso-
nengruppen lbernehmen und entsprechend vermehrt an ihrer Arbeitsstelle fehlen
wiirden. Damit wiirde die klassische Rollenverteilung perpetuiert und die Errei-
chung des erwdhnten Zwecks erschwert. Die Regierung empfiehlt daher, den Kreis
der zu betreuenden Angehérigen nicht (ber den von der der Richtlinie (EU)

2019/1158 definierten Personenkreis auszudehnen.

4.2.5.4 Voranklindigung

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband gibt zu bedenken, dass ein
Bezug von Betreuungszeit in der Regel nicht drei Monate im Voraus angekiindigt
werden kann und diese Anforderung bei der Betreuungszeit daher gestrichen bzw.
massiv verkirzt werden soll. Auch die infra, der Verein Frauennetz Liechtenstein,
der Verein fiir Mannerfragen und die Freie Liste sehen eine solche Vorankiindi-

gung bei der Betreuungszeit skeptisch.

Mit Blick auf die Bedenken der oben genannten Vernehmlassungsteilnehmenden
mdchte die Regierung zundichst betonen, dass die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeit-
nehmer eine Freistellung aus familiéren Griinden nicht zwingend, sondern ,,nach
Méglichkeit” drei Monate vor dem voraussichtlichen Bezug ankiindigen muss. Das

heisst, der Anspruch auf Freistellung verwirkt nicht, wenn es der Arbeitnehmerin
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bzw. dem Arbeitnehmer gar nicht méglich war, die Ankiindigung rechtzeitig vorzu-
bringen. Die Vorankiindigung hat zum Ziel, der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitge-
ber die notwendige Zeit zu geben, um allféllige Vorkehrungen zu treffen. Je friiher
die Ankiindigung erfolgt, desto eher kann die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber
arbeitsorganisatorische Vorkehrungen treffen und desto eher kann ein Aufschub

im Sinne von § 1173a Art. 34f Abs. 2 ABGB vermieden werden.

4.2.5.5 Abgrenzung zur Freistellung aufgrund héherer Gewalt

In mehreren Riickmeldungen zur Vernehmlassung wird festgehalten, dass die Ab-
grenzung zwischen Betreuungszeit und Freistellung aufgrund héherer Gewalt kla-

rer festzulegen sei.

Diesem Anliegen méchte die Regierung mit der folgenden Ubersicht gerne nach-

kommen.

Betreuungszeit

Freistellung aufgrund héherer Gewalt

Rechtsgrundlage

Art. 34d (neu)

Art. 29 (5) (aktuell);
Art. 34e (neu)

Aktive Anspruchsbe-
rechtigte

Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer

Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer

Passive Anspruchsbe-
rechtigte

Kinder, Elternteile, Ehepartner, einge-
tragene Partner oder im gleichen
Haushalt lebende Personen

Kinder, Elternteile, Ehepartner oder
eingetragene Partner, sofern Hausge-
meinschaft besteht (neu soll das Krite-
rium «Hausgemeinschaft» entfallen)

Anlass

Gesundheitliche Beeintrachtigung

Krankheit oder Unfall

Voraussetzungen

Betreuung notwendig

Sofortige Anwesenheit der Arbeitneh-
merin bzw. des Arbeitnehmers drin-
gend erforderlich und Betreuung nicht
anderweitig organisierbar (Dringlich-
keit!)

Planbarkeit

Ja

Nein

Arztliche Bestitigung

Darf nicht verlangt werden

Darf verlangt werden

Freistellungsanspruch

max. 5 Tage pro Jahr

max. 3 Tage pro Ereignis

Vergiitung

Nein

Volle Lohnfortzahlung
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Zentrale Elemente der Unterscheidung zwischen einer Betreuungszeit gemdiss
§ 1173a Art. 34d (neu) ABGB und einer Freistellung aufgrund héherer Gewalt ge-
mdss § 1173a Art. 34e (neu) ABGB (aktuell § 1173a Art. 29 Abs. 5 ABGB) sind die

Planbarkeit und Dringlichkeit.

Wenn beispielsweise der betagte Vater der Arbeitnehmerin nach einem Sturz eine
Physiotherapie von zweimal einer Stunde pro Woche verschrieben bekommt und
den Weg zur Physiotherapie nicht mehr alleine zuriicklegen kann, so hat die Arbeit-
nehmerin einen Rechtsanspruch auf Betreuungszeit, um den Vater (Elternteil) auf-
grund seiner gesundheitliche Beeintréichtigung (Folgen des Sturzes) zu betreuen

(Fahrt zur Physiotherapie). Diese Art der Betreuung ist planbar.

Anders sieht es beispielsweise aus, wenn die Tochter des Arbeitnehmers iiber Nacht
an einer schweren Magen-Darm-Grippe erkrankt. Die Tochter kann aufgrund die-
ser Erkrankung nicht in die Schule und braucht entsprechende Betreuung zuhause.
Diese Situation ist dringlich und war nicht planbar. Der Arbeitnehmer hat somit

Anspruch auf Freistellung aufgrund héherer Gewalt.

4.2.6 Freistellung aufgrund hoherer Gewalt

4.2.6.1 Gemeinsamer Haushalt

Das aktuelle Recht sieht in § 1173a Art. 29 Abs. 5 ABGB vor, dass der Arbeitneh-
merin bzw. dem Arbeitnehmer bei Krankheit oder Unfall von in Hausgemeinschaft
lebenden Familienmitgliedern gegen Vorlage eines arztlichen Zeugnisses Freizeit
im Umfang von bis zu drei Tagen pro Ereignis zu gewahren ist, sofern die sofortige
Anwesenheit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers dringend erforderlich

ist und die Betreuung nicht anderweitig organisiert werden kann.

Der Vernehmlassungsbericht prazisiert den Kreis der zu betreuenden Familienan-

gehorigen, wobei am Kriterium der ,,Hausgemeinschaft” festgehalten wird.
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Der Liechtensteinische Arbeitnhehmerinnenverband erkennt mit dem Beibehalt
des Kriteriums ,der Hausgemeinschaft” einen Widerspruch zur neu vorgeschlage-
nen Regelung bei der Elternzeit, gemass welcher auf Grund der aktuellen Lebens-

umstande kinftig auf den ,gemeinsamen Haushalt” verzichtet werden soll.

Die Regierung kann die Uberlegung des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnen-
verbands nachvollziehen. Entsprechend wird in der gegenstédndlichen Vorlage der

Verzicht auf das bisherige Kriterium des ,,gemeinsamen Haushalts“ vorgeschlagen.

Die Regierung verweist ergéinzend auf die Erléuterungen zu § 1173a Art. 34e ABGB.

4.2.6.2 Lohnfortzahlungspflicht

Aus den Gesetzesmaterialen zum aktuellen § 1173a Art. 29 Abs. 5 ABGB geht her-
vor, dass bei einer Freistellung aufgrund hdherer Gewalt die volle Lohnfortzah-
lungspflicht gelten soll. Entsprechend wird dies explizit in § 1173a Art. 34e Abs. 2

ABGB der Vernehmlassungsvorlage aufgenommen.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein und der Liechtensteinische Bankenver-
band teilen die Ansicht der Regierung nicht. Sie vertreten vielmehr die Auffassung,
dass eine Lohnfortzahlung von 80% durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber
geschuldetist, da § 1173a Art. 34e ABGB der Vernehmlassungsvorlage mit § 1173a
Art. 18 ABGB vergleichbar ist und ebenfalls auf Krankheit oder Unfall basiert. Um
eine gewisse Kontinuitdt beizubehalten, erachten die genannten Vernehmlas-

sungsteilnehmenden Leistungen nach Art. 14 KVG (80%) als richtig an.

Die Regierung stimmt aus folgenden Griinden nicht mit der Wirtschaftskammer
Liechtenstein und dem Liechtensteinischen Bankenverband (iberein. Erstens han-
delt es sich hier nicht um Leistungen nach Art. 14 KVG (Krankengeld). Zweitens wird
die volle Lohnfortzahlungspflicht durch die Ausfiihrungen in den einschlégigen Ma-

terialien — hier insbesondere der Bericht und Antrag Nr. 88/2003 und das
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entsprechende Landtagsprotokoll?® — bestdtigt. Drittens ist zur Lohnfortzahlungs-
pflicht nach § 1173a Art. 18 ABGB — welche nach Ansicht der Regierung im Anlass-
fall gar nicht zur Anwendung gelangt — zu sagen, dass diese immer eine 100%-
Lohnfortzahlungspflicht ist und die Reduktion auf 80% nur als Ausnahme nach
$ 1173a Art. 19 ABGB zum Tragen kommt.

Aus den genannten Griinden hdlt die Regierung an ihrem Vorschlag der vollen

Lohnfortzahlung bei Freistellung aufgrund héherer Gewalt fest.

4.2.6.3  Kreis der zu betreuenden Angehorigen

Im Vernehmlassungsbericht wird der Kreis der zu betreuenden Angehdrigen ana-
log der aktuell geltenden Regelung (§ 1173a Art. 29 Abs. 5 ABGB) wie folgt defi-
niert: Kinder, Elternteile oder der Ehe- oder eingetragene Partner des anspruchs-
berechtigten Arbeitnehmenden, die oder der mit diesem in Hausgemeinschaft

lebt.

Betreffend das Kriterium der Hausgemeinschaft wird auf die Ausfiihrungen unter
Kapitel 4.2.6.1 und die ergénzenden Erlduterungen zu § 1173a Art. 34e ABGB ver-

wiesen.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerlnnenverband vertritt die Meinung, dass

auch die Schwiegereltern in diesen Kreis aufgenommen werden sollten.

Die Regierung ist der Ansicht, dass der Kreis der zu betreuenden Angehdérigen ana-
log zur Regelung betreffend die Betreuungszeit definiert werden soll und sieht da-

her in der gegenstdindlichen Vorlage von der Aufnahme der Schwiegereltern der

33 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 88/2003, S. 10f., mit Verweisen auf Art. 36 Abs. 3 des schweizerischen Bun-
desgesetzes Uber Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz), sowie das Protokoll Giber die
offentliche Landtagssitzung vom 26./27./28. November 2003, Teil 1.
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Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers in den Kreis der zu betreuenden Angehdo-

rigen ab.

Hinsichtlich der Begriindung wird auf Kapitel 4.2.5.3 verwiesen.

4.2.7 Flexible Arbeitsregelung

4.2.7.1 Gesetzlicher Anspruch auf Teilzeit

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband fordert, einen gesetzlichen
Anspruch fir Eltern auf Teilzeit einzufiihren. Konkret sollen Eltern das Arbeitspen-
sum im ersten Jahr nach der Geburt auf 60% und im zweiten Jahr auf 80% redu-
zieren konnen. Dies wird von der infra, der Freien Liste und dem Verein Frauen-

netz Liechtenstein unterstitzt.

Auch der Verein fiir Mannerfragen spricht sich fiir einen festgeschriebenen An-

spruch auf Teilzeitarbeit, etwa im Umfang von 60%, aus.

Fir betreuende Angehdrige soll nach Ansicht des Liechtensteinische Arbeitneh-
merinnenverbands die Moglichkeit der Reduktion ihres Arbeitspensums von bis

zu 50% fiir die Dauer der Betreuung geschaffen werden.

Grundsatzliche Zustimmung zur vorgeschlagenen Regelung der flexiblen Arbeits-
zeitenregelungen aus familiaren Griinden dussern die Wirtschaftskammer Liech-

tenstein und der Liechtensteinische Bankenverband.

Ein gesetzlicher Anspruch auf Teilzeit wéire ein neuer Rechtsanspruch im liechten-
steinischen Recht. Die Regierung erachtet es als nicht zweckmdissig, im Rahmen der
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 iiber die Elternzeit einen gesetzlichen An-
spruch auf Teilzeit, welcher in der genannten Richtlinie nicht vorgesehen ist, einzu-
flihren. Die Voraussetzungen eines solchen Anspruchs auf Teilzeit miissten sorgfcil-

tig abgekldrt und im Rahmen einer Vernehmlassung diskutiert werden.
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4.2.7.2  Maoglichkeit der Ablehnung durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitge-

ber

Nach Ansicht des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverbands soll eine Ar-
beitgeberin bzw. ein Arbeitgeber eine Anfrage der Arbeitnehmerin bzw. des Ar-
beitnehmers auf flexible Arbeitszeitenregelung nur bei gravierender Betriebssto-
rung ablehnen dirfen. Diese Meinung wird von der infra, dem Verein Frauennetz

Liechtenstein und dem Verein fiir Mannerfragen geteilt.

Das Kriterium der ,gravierenden Betriebsstérung“ wird gemdss dem vorgeschlage-
nen § 1173a Art. 34f Abs. 2 ABGB im Zusammenhang mit der Aufschiebung der
Inanspruchnahme der Vaterschafts-, Eltern- und Betreuungszeit verwendet und

basiert auf Art. 5 Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2019/1158.

Hinsichtlich der Ablehnung oder Aufschiebung eines Antrages auf eine flexible Ar-
beitsregelung sieht die Richtlinie (EU) 2019/1158 das Kriterium der ,gravierenden
Betriebsstérung“ nicht vor. Vielmehr soll die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber
gemdss Erwdgungsgrund 36 entscheiden kénnen, ob sie/er den Antrag einer Ar-
beitnehmerin bzw. eines Arbeitnehmers auf flexible Arbeitsregelungen annimmt
oder ablehnt. Die Regierung hdlt daher an der bereits im Vernehmlassungsbericht
vorgeschlagenen Formulierung fest, welche die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitge-
berverpflichtet, die Verweigerung einer flexiblen Arbeitsregelung gegeniiber der

Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer zu begriinden.

4.2.7.3  Anspruchsvoraussetzungen

Die Gemeinde Balzers wirft in ihrer Stellungnahme die Frage auf, ob die Beschran-

kung auf das achte Lebensjahr des Kindes sinnvoll respektive notwendig sei.

Die genannte Beschrinkung auf das achte Lebensjahr des Kindes entspricht einer

Minimalumsetzung von Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158. Da jedoch
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bereits in Art. 36 Arbeitsgesetz3* eine besondere Riicksicht der Arbeitgeberin bzw.
des Arbeitgebers gegenliber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit Kindern
bis 15 Jahren gefordert wird, ist es nach Ansicht der Regierung gerechtfertigt und
aus Griinden der Einheitlichkeit sinnvoll, auch in § 1173a Art. 36b Abs. 1 Bst. a

ABGB die Altersgrenze auf 15 Jahre anzuheben.

4.2.8 FBP-Motion vom 23. September 2022 zur ,Ausrichtung des Mutterschafts-

taggeldes bei langerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt”

Der Vorschlag der Regierung zur Umsetzung der Motion zur Ausrichtung des Mut-
terschaftstaggeldes bei langerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt
wird vom Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverband, dem Verein fiir Men-
schenrechte, der Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche, dem Kinder- und Ju-
gendbeirat Liechtenstein, der infra, der IG Elternzeit, der Freien Liste, dem Verein
Frauennetz Liechtenstein, der Wirtschaftskammer Liechtenstein, dem Liechten-
steinischen Bankenverband und der Liechtensteinischen Industrie- und Handels-

kammer ausdriicklich begrisst.

Der Liechtensteinische Krankenkassenverband heisst die vorgeschlagene Umset-
zung der genannten Motion ebenfalls gut. Allerdings muss nach Ansicht des Ver-
bandes die Handhabung auf Verordnungsebene konkretisiert und klargestellt wer-
den, dass diese Anderung zum Anstieg der Pramien im Krankengeldbereich und

somit zu hoheren Lohnabziigen fihren wird.
Kritische Stimmen gibt es zur vorgeschlagenen Umsetzung keine.

Aufgrund der durchgehend positiven Riickmeldungen im Rahmen der Vernehmlas-

sung hdlt die Regierung an ihrem Vorschlag zur Umsetzung der Motion zur

34 Gesetz vom 29. Dezember 1966 (iber die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz), LGBI.
1967 Nr. 6, idgF.
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Ausrichtung des Mutterschaftstaggeldes bei Iiingerem Spitalaufenthalt des Kindes

nach der Geburt fest.

4.2.9 DpL-Motion vom 8. April 2019 zur ,Neuregelung der Taggeldversicherung

bei Mutterschaft”

Mit der Motion vom 8. April 2019 zum Thema Neuregelung der Taggeldversiche-
rung bei Mutterschaft regen die DpL-Abgeordneten Herbert Elkuch, Erich Hasler
und Thomas Rehak ein gedndertes Finanzierungsmodell fiir das Krankengeld bei
Mutterschaft im KVG an. Sie schlagen vor, das Mutterschaftsrisiko aus der Kran-
kengeldpramie herauszuldosen. Fir die Finanzierung sollen zudem nur jene Be-
triebe aufkommen, die in der Krankengeldversicherung Wartefristen von weniger

als fiinf Monaten gewahlt haben.

Durch die Motion ist die Regierung mit der Umsetzung dieses konkreten Modells
beauftragt. Entsprechend hat die Regierung im Vernehmlassungsbericht eine
rechtliche Umsetzung des von den Motionaren vorgeschlagenen Modells ausge-
arbeitet, obwohl seitens der Regierung Zweifel sowohl hinsichtlich der Erforder-

lichkeit als auch der Geeignetheit des vorgeschlagenen Modells bestehen.

Die Bedenken der Regierung werden auch von zahlreichen Vernehmlassungsteil-
nehmenden geteilt. So lehnen die Gemeinde Balzers, der Liechtensteinische
Krankenkassenverband und die Liechtensteinische Industrie- und Handelskam-

mer den Vorschlag zur Umsetzung der Motion ab.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband begriisst grundsatzlich die
Ideen der Motiondre. Die Finanzierung soll jedoch solidarisch auf die gesamte Ar-
beitnehmerschaft aufgeteilt werden, um Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bei
Schwangerschaften nicht abzustrafen bzw. davon abzuhalten, Frauen, die allen-
falls vor der Kinderplanung stehen, (iberhaupt einzustellen. Aufgrund der Beden-

ken der Regierung fordert der Verband diese auf, eine bessere Losung zu finden.
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Auch nach Ansicht der infra, der Freien Liste, des Vereins Frauennetz Liechten-
stein soll die Finanzierung unbedingt solidarisch auf die gesamte Arbeitnehmer-
schaft aufgeteilt werden. Die Regierung soll innerhalb des KVG eine konkrete L6-

sung ausarbeiten, die kleinere Betriebe nicht Gbermassig belastet.

Die Wirtschaftskammer Liechtenstein beflirwortet nach wie vor den Grundgedan-
ken einer Neuregelung der Taggeldversicherung bei Mutterschaft bzw. fiir die
Mutterschaft gesonderte Taggeldpramien zu berechnen und solidarisch von vielen

Versicherten tragen zu lassen.

Die Demokraten pro Liechtenstein (DplL) begriissen ausdriicklich, dass im Ver-

nehmlassungsbericht eine Umsetzung der Motion vorgeschlagen wird.

Trotz der von mehreren Vernehmlassungsteilnehmenden gedusserten Bedenken
hinsichtlich der vorgeschlagenen rechtlichen Umsetzung des von den Motiondiren
skizzierten Modells und der eigenen Zweifel der Regierung hinsichtlich der Erfor-
derlichkeit als auch der Geeignetheit dieses Modells ist die Regierung verpflichtet,
dem Landtag eine rechtliche Umsetzung der Motion vorzulegen, welche dem An-
liegen der Motiondre entspricht. Es obliegt dem Landtag, (iber diesen Umsetzungs-

vorschlag zu entscheiden.

4.2.10 Bezahlte Stillzeit

Die bezahlte Stillzeit ist kein Bestandteil der Richtlinie (EU) 2019/1158. Die Ver-
nehmlassungsvorlage sieht daher keine Bestimmung bezliglich bezahlter Stillzeit

vor. Dies wird von einigen Vernehmlassungsteilnehmenden kritisiert.

Nach Ansicht des Liechtensteinischen Arbeitnehmerinnenverbands ist jetzt der
Zeitpunkt, im Sinne einer ausgewogenen Familienpolitik sowie der Rechtssicher-
heit das Thema , bezahlte Stillzeit” in die gegenstandliche Vorlage mitaufzuneh-

men. Das Komitee fiir UNICEF Schweiz und Liechtenstein, die Freie Liste, der
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Verein Frauennetz Liechtenstein und die infra sprechen sich ebenfalls fiir eine sol-
che gesetzlich verbindliche Regelung der bezahlten Stillzeit aus, wobei letztere die
Forderung auf das erste Lebensjahr des Kindes einschrankt. Auch Frau Cornelia
Wolf unterstreicht in ihrer Stellungnahme die Wichtigkeit der Stillbeziehung zwi-

schen Mutter und Kind.

Der Anspruch auf bezahlte Stillzeit wére ein neuer Rechtsanspruch im liechtenstei-
nischen Recht. Die Regierung erachtet es als nicht zweckmdissig, im Rahmen der
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 liber die Elternzeit eine bezahlte Stillzeit,
welche in der genannten Richtlinie nicht vorgesehen ist, einzufiihren. Die Voraus-
setzungen und die Finanzierung einer solchen bezahlten Stillzeit miissen sorgfiltig

abgekldrt und im Rahmen einer Vernehmlassung diskutiert werden.

4.2.11 Betreuungszeit fir Eltern von schwer beeintrachtigten Kindern

Frau Nora Zenhausern und Frau Sara Meier sowie der Liechtensteinische Arbeit-
nehmerlnnenverband bringen die Thematik ,Betreuungszeit fur Eltern von

schwer beeintrachtigten Kindern® in ihren Stellungnahmen auf.

Der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband dussert konkret die Bitte, ei-
nen Betreuungsurlaub analog der neuen Schweizer Losung einzufiihren, um

Rechtssicherheit zu schaffen und Einzelschicksale abzufedern.

Der Anspruch auf Urlaub fiir die Betreuung von schwer beeintrdchtigten Kindern,
wie er 2021 in der Schweiz eingefiihrt worden ist, wdére ein neuer Rechtsanspruch
im liechtensteinischen Recht. Die Regierung erachtet es als nicht zweckmdissig, im
Rahmen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 (iber die Elternzeit noch eine
zusdtzliche Kategorie einer Betreuungszeit, welche in der genannten Richtlinie
nicht vorgesehen ist, einzufiihren. Die Voraussetzungen und die Finanzierung eines
solchen Leistungsanspruchs miissten sorgfdltig abgekldrt und im Rahmen einer

Vernehmlassung diskutiert werden.
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4.2.12 Sanktionen

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 verlangt wirksame, verhaltnismassige und abschre-
ckende Sanktionen fiir Verstosse gegen die verabschiedeten Rechtsvorschriften.
Diese Sanktionen kénnen verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen wie
Geldbussen oder Entschadigungszahlungen sowie andere Arten von Sanktionen

umfassen.

Sowohl der Liechtensteinische Arbeitnehmerinnenverband als auch die Freie

Liste fordern, entsprechende Sanktionen zu erlassen.

Liechtenstein steht in der Tradition des liberalen Arbeitsvertragsrechts und kennt
keine behdrdliche Sanktionierung von Verletzungen arbeitsvertragsrechtlicher
Pflichten. Vielmehr werden die Parteien des Arbeitsvertrags auf den ordentlichen
Gerichtsweg verwiesen. Eine Kiindigung wegen Beantragung oder Inanspruch-
nahme der Rechte aus der Richtlinie wird in den Katalog der missbrduchlichen Kiin-
digungen (§ 1173a Art. 46 ABGB) aufgenommen und fiihrt zu einer Sanktionierung
nach § 1173a Art. 47 ABGB (Entschddigung bis zu 6 Monatsléhnen). Die Einfiihrung
zusdtzlicher Sanktionsinstrumente ist dem bestehenden Arbeitsvertragsrecht sach-
fremd. Die Regierung schldgt deshalb vor, an der grundsdtzlichen Konzeption des

Arbeitsvertragsrechts festzuhalten.

4.2.13 Benachteiligte Eltern

Der Verein fiir Menschenrechte und die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche
fordern, dass eine rechtlich verbindliche Regelung, wonach ,benachteiligte Eltern”
(bspw. alleinerziehende Eltern, Adoptiveltern, Eltern mit Behinderungen oder El-
tern von Kindern mit Behinderungen) besonders berticksichtigt werden bzw. auf
ihre Situation abgestimmte Massnahmen hinsichtlich der Freistellungen aus fami-

lidren Griinden und den flexiblen Arbeitszeitregelungen erhalten kénnen. Auch die
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Stufenvereine der Lehrpersonen und die Freie Liste fordern eine besondere Be-

riicksichtigung.

Die Regierung hdlt fest, dass es bereits verschiedene Unterstiitzungsleistungen
gibt, beispielsweise die Alleinerziehendenzulagen der FAK, Pflegebeitrdge fiir hilf-
lose Minderjéhrige, Hilfslosenentschddigung und das Pflegegeld. Von einer recht-
lich verbindlichen Regelung, wie oben beschrieben, sieht die Regierung derzeit da-

her ab.

4.2.14 Gleichgeschlechtliche Paare

Der Verein fiir Menschenrechte, die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugendliche,
die Stufenvereine der Lehrpersonen und die Freie Liste fordern, dass alle Mass-
nahmen (,Freistellungen aus familiaren Griinden” und ,flexible Arbeitszeitrege-
lungen”) so ausgestaltet werden, dass sie gleichgeschlechtliche Paare nicht diskri-

minieren.

Die Regierung ist der Ansicht, dass die vorgeschlagene Umsetzung der Richtlinie

(EU) 2019/1158 zu keiner Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Paare fiihrt.

4.2.15 Weitere Ergebnisse aus der Vernehmlassung

Die Datenschutzstelle unterstreicht in ihrer Stellungnahme, dass die gegenstand-

lichen Vorlagen den Datenschutz nicht berthren.
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5. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN UNTER BERUCK-

SICHTIGUNG DER VERNEHMLASSUNG

5.1 Abdnderung von § 1173a des Aligemeinen biirgerlichen Gesetzbuches

(ABGB)

Allgemeines
Bereits die Richtlinie 2010/18/EU sowie deren Vorganger-Richtlinie sind im ABGB
umgesetzt worden. Die Neuerungen in der Richtlinie (EU) 2019/1158 bedingen

entsprechende Anpassungen und Erganzungen im ABGB (Arbeitsvertragsrecht).

Die Regierung beabsichtigt mit dieser Vorlage den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern den EWR-rechtlich vorgesehenen Schutz vollumfanglich zukommen zu
lassen, gleichzeitig aber die Lohnnebenkosten fir die Unternehmen in Liechten-

stein nicht zu erhéhen und auf dem aktuell tiefen Niveau zu halten.

Bei der Einfiihrung von Anspriichen auf Freistellungen stellt sich die Frage der
Lohnfortzahlungspflicht der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers. § 1173a Art. 18
ABGB regelt heute im Zusammenspiel mit § 1173a Art. 19 ABGB, in welchen Fallen
trotz Verhinderung der Arbeitsleistung durch die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeit-
nehmer die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber zur Lohnfortzahlung verpflichtet

ist.

So soll die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeithehmer weiterhin den Lohn erhalten,
wenn sie bzw. er aus personlichen Griinden und unverschuldet an der Arbeitsleis-
tung verhindert ist, und in jedem Fall auch dann, wenn die Nichtleistung auf ho-
here Gewalt im Sinne von § 1173a Art. 34e ABGB zuriickzufiihren ist. In die grund-
satzliche Systematik der Lohnfortzahlungspflicht soll mit dieser Revision nicht ein-

gegriffen werden.
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Bei der Beanspruchung einer Freistellung aus familiaren Griinden liegt in der Regel
keine unverschuldete Verhinderung vor. Vielmehr wird die Freistellung frei ge-

wahlt. Es gilt somit auch keine Lohnfortzahlungspflicht.

Einzige Ausnahme ist die Freistellung aufgrund héherer Gewalt, bei der eine Ar-
beitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer zu Hause bleiben muss, um beispielsweise
ihr bzw. sein plotzlich erkranktes Kind solange zu betreuen, bis die Betreuung an-
derweitig organisiert ist. Die diesbezliglich geltende Lohnfortzahlungspflicht wird

explizit in den neuen § 1173a Art. 34e Abs. 2 ABGB aufgenommen.

Zu Art. 8c — Gleichbehandlung von Arbeitnehmern bei Freistellung oder flexibler
Arbeitsregelung aus familiaren Griinden

Die Einflihrung dieses Artikels dient der Umsetzung von Art. 11 der Richtlinie (EU)
2019/1158. Es wird klargestellt, dass die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber eine
Arbeitnehmerin bzw. einen Arbeitnehmer nicht benachteiligen darf, wenn diese
bzw. dieser eine Freistellung oder eine flexible Arbeitsregelung aus familidren
Grinden beantragt oder in Anspruch nimmt. Der Gehalt von Art. 8c geht dabei
Uber jenen des geltenden § 1173a Art. 27 Abs. 2a ABGB hinaus, weil dieser nur vor
Repressalien der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers als Antwort auf eine Be-
schwerde oder die Einleitung eines Verfahrens schiitzt, wahrend Art. 8c (iberhaupt
jede Diskriminierung durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber im Zusammen-
hang mit den sich aus der Richtlinie (EU) 2019/1158 ergebenden Freistellungsan-
spriichen verbietet. Im Unterschied zu Art. 27 schiitzt Art. 8c die Arbeitnehmerin-
nen bzw. Arbeitnehmer nicht nur bei Beschwerden und eingeleiteten Verfahren,
sondern auch bei allen Antrdgen bzgl. und Beanspruchungen von Rechten, welche
die Richtlinie gewadhrt. Zudem schitzt Art. 8c vor jeglichen Benachteiligungen
(Lohnunterschiede, Aufstiegschancen, Zugang zu Weiterbildung etc.), dies etwa im
Unterschied zu § 1173a Art. 46 ABGB, welcher «nur» vor missbrauchlicher Kiindi-

gung schitzt.
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Uberschrift vor Art. 29 — VIII. Freizeit, Ferien und Freistellung aus familidren
Griinden

Im geltenden Recht bildet § 1173a Art. 34a ABGB den ersten Artikel des Abschnitts
«3. Elternurlaub». Neu sollen ab Art. 34a samtliche «Freistellungen aus familiaren
Grinden» gesammelt eingefligt werden. Dies bedingt Anpassungen in der Syste-

matik.

In der Umgangssprache haben sich die Begriffe «Mutterschaftsurlaub», «Vater-
schaftsurlaub» etc. zwar schon festgesetzt. Es handelt sich aber keineswegs um

«Urlaub» im umgangssprachlichen Sinne von Ferien.

Ferien (im arbeitsvertragsrechtlichen Sinne) kdnnen ohne weitere Voraussetzun-
gen bezogen werden und dienen der Erholung, die aufgrund der Arbeit notig wird.
Bei den Freistellungen aus familidgren Griinden dagegen wird Erholung gerade
nicht bezweckt>®. Vielmehr bildet der Zweck — namlich die Betreuung eines Fami-

lienmitglieds — eine Voraussetzung fur den Anspruch.

Der Oberbegriff «Freistellung aus familidaren Griinden» macht deutlich, dass be-
stimmte Griinde vorliegen missen, damit eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeit-
nehmer von der arbeitsvertraglichen Leistungspflicht befreit wird. Der Begriff der
Freistellung wird in der Richtlinie (EU) 2019/1158 bei der Definition der einzelnen
«Urlaubsformen» verwendet. Umgangssprachlich und zum Teil auch in Lehre und
Praxis wird der Begriff der Freistellung oft verwendet, wenn die Arbeitgeberin
bzw. der Arbeitgeber nach einer Kiindigung die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeit-
nehmer anweisen, nicht mehr am Arbeitsplatz zu erscheinen. Da der Begriff im
Arbeitsvertragsrecht bislang aber nicht verwendet wird, kann dieser im Sinne der

Richtlinie (EU) 2019/1158 libernommen werden.

35 Eine Ausnahme bildet die Mutterschaftszeit, die zum Teil der medizinisch notwendigen Erholung/Rickbil-
dung nach der Schwangerschaft dient.
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Zu Art. 29 - Freizeit

Abs. 5 wurde mit LGBI. 2003 Nr. 276 zur Umsetzung der Richtlinie 96/34/EG ein-
geflihrt und bei der Umsetzung der Richtlinie 2010/18/EU belassen. Er regelt die
Freistellung aufgrund hoherer Gewalt. Der Regelungsgehalt soll von Art. 29, der
dem Sachtitel entsprechend Freizeit regelt, in den neuen, spezifischen Art. 34e
verschoben werden, damit die verschiedenen Formen der Freistellung aus famili-

aren Griinden in einem gesammelten Abschnitt geregelt sind.

Zu Art. 31 - Kiirzung

Abs. 1 verwirklicht das Prinzip «ohne Arbeit keine Ferien» und erlaubt es der Ar-
beitgeberin bzw. dem Arbeitgeber, den Anspruch auf Ferien pro rata zu kiirzen,
wenn die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer an der Arbeit verhindert ist.
Abs. 2 und 3 schranken dieses Recht der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers aber

ein oder verbieten die Kiirzung teilweise bei Vorliegen bestimmter Griinde.

Abs. 2 sieht heute schon vor, dass die Ferien nicht gekiirzt werden diirfen, soweit
der Bezug der Elternzeit zusammen mit anderen in diesem Absatz genannten Ver-
hinderungen weniger als zwei Monate dauert. Diese Regelung soll beibehalten
werden. In diese Kategorie soll neu auch die Betreuungszeit aufgenommen wer-

den.

Mit Aufnahme einer Mutterschafts- und einer Vaterschaftszeit ins ABGB, deren
Ausgestaltung weitgehend jener des schweizerischen Rechts gleicht, sollen auch
hinsichtlich der Regeln zur Ferienklrzung die Regeln aus dem schweizerischen Ob-
ligationenrecht (OR) rezipiert werden. Gemass Abs. 3 Bst. a soll fiir eine Verhinde-
rung von bis zu zwei Monaten aufgrund der Schwangerschaft keine Ferienklirzung
erfolgen (vgl. Art. 329b OR). Zudem soll gemdss Abs. 3 Bst. b jegliche Kiirzung auf-
grund der Inanspruchnahme von Mutter- oder Vaterschaftszeit ausgeschlossen
sein. Dies betrifft sowohl den origindaren Anspruch auf Mutterschaftszeit im Sinne

von Art. 34a Abs. 1 als auch den Anspruch auf zuséatzliche Freistellung im Falle des
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Todes des anderen Elternteils gemadss Art. 34a Abs. 3 ebenso wie den origindren
Anspruch auf Vaterschaftszeit im Sinne von Art. 34b Abs. 1 und den Anspruch auf

zusatzliche Freistellung im Falle des Todes der Mutter gemass Art. 34b Abs. 2.

Sachiiberschrift vor Art. 34a — 3. Freistellung aus familidren Griinden

Die neue Sachiberschrift «Freistellung aus familidren Griinden» ordnet sich als
dritte Sachiiberschrift unter der Uberschrift «VIII. Freizeit, Ferien und Freistellung
aus familiaren Griinden» ein und umfasst die neu einzufiihrenden Freistellungen
(Mutterschaftszeit, Vaterschaftszeit, Elternzeit, Betreuungszeit und Freistellung
aufgrund hoherer Gewalt) sowie die gemeinsamen Bestimmungen fiir diese Frei-

stellungen.

Zu Art. 34a — Mutterschaftszeit

Die Mutterschaftszeit ist nicht Teil der Richtlinie (EU) 2019/1158, sondern war
schon nach Massgabe der Richtlinie 1992/85/EWG?3® einzufiihren. Mit LGBI. 1995
Nr. 93 wurde im KVG geregelt, dass bei Mutterschaft «wahrend 20 Wochen, wo-
von mindestens 16 Wochen nach der Niederkunft liegen missen», Krankengeld-
leistungen zu erbringen sind.3” Der analoge Anspruch, dass die Wochnerin in die-
ser Zeit von der Arbeit freigestellt ist, wurde nicht geregelt. Im aktuellen Arbeits-
vertragsrecht findet sich mit Bezug auf Mutterschaftszeit lediglich die Regel, dass
die Arbeitnehmerin bei der Riickkehr aus der Mutterschaftszeit das Recht hat, «an
ihren friheren Arbeitsplatz zuriickzukehren oder, wenn dies nicht moglich ist, ei-
ner gleichwertigen Arbeit zugewiesen zu werden» (§ 1173a Art. 36b ABGB). Die

Mutterschaftszeit als solche wird aber nicht geregelt.

36 Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 (iber die Durchfiihrung von Massnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wéchne-
rinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16
Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); ABI. L 348 vom 28.11.1992, S. 1-7.

37 Die Dauer der aktuellen Mutterschaftszeit von 20 Wochen liegt hierbei deutlich Gber dem EWR-rechtlich
vorgeschriebenen Minimum von 14 Wochen.
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Auch wenn diese Liicke in der Praxis bis jetzt nicht zu Problemen gefiihrt hat, soll
die Mutterschaftszeit als Freistellung aus familidren Griinden im Arbeitsvertrags-
recht aufgenommen werden. Die neue Norm orientiert sich dabei, wie die Schwei-
zer Rezeptionsgrundlage (Art. 329f OR), an den Anspriichen, welche in der Schweiz
gemadss Mutterschaftsversicherung bzw. in Liechtenstein gemass KVG bestehen

oder neu eingefihrt werden.

Abs. 1 bestimmt in Satz 1, dass die Mutterschaftszeit in 20 aufeinanderfolgenden
Wochen zu beziehen ist. Eine Klirzung der Mutterschaftszeit zugunsten der Eltern-
zeit, wie dies von den Petitiondren «Elternzeit — eine liechtensteinische Losung»
gefordert wurde, soll nicht erfolgen. Satz 2 tragt dem Umstand Rechnung, dass die
Leistungen nach Art. 15 KVG im Unterschied zur Schweizer Regelung schon fiir die
letzten vier Wochen vor der Geburt bezogen werden konnen und gewahrt fir
diese Zeit entsprechend auch einen Anspruch auf Freistellung. Der Entscheid,
wann die Freistellung innerhalb dieser Frist beginnen soll, liegt bei der betroffenen

Arbeitnehmerin.

Gemiss Art. 40 Abs. 1 Bst. b KVV32 entsteht der Anspruch auf Mutterschaftstag-
geld unter anderem, wenn ein Kind lebensfdhig geboren wird oder wenn die
Schwangerschaft mindestens 23 Wochen gedauert hat. Dementsprechend gilt
eine Totgeburt nach der 23. Schwangerschaftswoche als Niederkunft, welche zum
Bezug von Mutterschaftstaggeld berechtigt. Dies entspricht der schweizerischen
Regelung. Der Anspruch auf Mutterschaftstaggeld besteht 20 Wochen. Der An-
spruch erlischt nicht mit dem Tod des Kindes wahrend dieser Zeit. Analog zum An-
spruch auf Mutterschaftstaggeld gilt der Anspruch auf Freistellung. Das heisst, die
Kindsmutter hat einen Freistellungsanspruch im Sinne von Abs. 1 ab der 23.
Schwangerschaftswoche unabhangig davon, ob das Kind danach lebend oder tot

geboren wird oder nach der Geburt verstirbt.

38 Verordnung vom 14. Marz 2000 zum Gesetz Uber die Krankenversicherung (KVV), LGBI. 2000 Nr. 74, idgF.
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Abs. 2 ermoglicht es, die Mutterschaftszeit um bis zu acht Wochen zu verlangern,
wenn das Neugeborene nach der Geburt hospitalisiert werden muss. Die Dauer
der Ausrichtungen der Leistungen bei Mutterschaft im Sinne von Art. 15 KVG ver-
langert sich entsprechend. Der Anspruch auf Verlangerung besteht allerdings nur,
wenn das Neugeborene unmittelbar nach der Geburt fiir mindestens 2 Wochen
hospitalisiert werden muss und die Mutter (gegeniiber der Krankenversicherung)
nachweist, dass sie im Zeitpunkt der Niederkunft bereits beschlossen hatte, nach
Ende der Mutterschaftszeit wieder eine Erwerbstéatigkeit aufzunehmen (siehe

auch Erlauterungen zu Art. 15 KVG).

In Abs. 3 wird der Anspruch der Arbeitnehmerin auf eine zusatzliche Freistellung
von zwei aufeinanderfolgenden Wochen im Falle des Todes des anderen Eltern-
teils wahrend der acht Monate nach der Geburt normiert. Die Ausgestaltung ori-
entiert sich an den in der Schweiz eingefiihrten Bestimmungen, welche per 1. Ja-

nuar 2024 in Kraft getreten sind3°.

Stirbt der andere Elternteil — das kann der Vater sein oder die eingetragene Part-
nerin der Mutter, die das Kind adoptiert hat — wahrend der acht Monate nach der
Geburt, so soll die Mutter neben ihrer Mutterschaftszeit einen zusatzlichen An-
spruch erhalten, der denselben Umfang hat wie die Vaterschaftszeit. Es ist dabei
unerheblich, ob der verstorbene Elternteil seinerseits liberhaupt einen Anspruch
auf Vaterschaftszeit hatte, und falls ja, ob er ihn bezogen hat oder nicht. Es handelt
sich also nicht um die Ubertragung eines Anspruchs vom verstorbenen Elternteil
auf die Mutter, vielmehr entsteht bei der Mutter ein Anspruch auf eine zusatzliche
Freistellung. Entsprechend wird dieser Anspruch im Artikel zur Mutterschaftszeit

eingeordnet. Damit ist aber auch gegeben, dass nur eine leibliche Mutter einen

39 Bundesgesetz Uiber den Erwerbsersatz (Erwerbsersatzgesetz, EOG) (Taggelder flr den hinterlassenen El-
ternteil) Anderung vom 17. Marz 2023, BBl 2023 783, AS 2023 680 (abrufbar unter: https://www.fed-
lex.admin.ch/eli/oc/2023/680/de). Konkret bildete der im Anhang zu diesem Gesetz aufgefiihrte Art. 329f
Abs. 3 OR die Rezeptionsgrundlage.
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solchen Anspruch erwerben kann. Im Unterschied zur eigentlichen Mutterschafts-
zeit besteht der Anspruch nach Abs. 3 aber nur, wenn das Kind lebt und betreut
wird. Diese Voraussetzung besteht auch bei der Vaterschaftszeit. Der Anspruch
besteht wie bei der Vaterschaftszeit fiir zwei zusammenhangende Wochen, wird
aber bei Krankheit oder Feiertagen nicht verldngert. Die Rahmenfrist fir den Be-
zug beginnt mit Ablauf der Freistellung nach Abs. 1 und 2 und endet, wenn das
Kind das erste Lebensjahr vollendet hat. Stirbt der andere Elternteil in den ersten
acht Monaten nach der Geburt des Kindes, so hat die Mutter damit mindestens

vier Monate Zeit um diese Freistellung zu beziehen.

Zu Art. 34b — Vaterschaftszeit

Mit diesem Artikel wird Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158 umgesetzt. Die-
ser verlangt, dass Vater und nach nationalem Recht gleichgestellte zweite Eltern-
teile Anspruch auf zehn Arbeitstage Vaterschaftszeit haben. Die Vaterschaftszeit
ist «anlasslich der Geburt des Kindes» zu nehmen. Den Mitgliedstaaten bleibt frei-
gestellt zu entscheiden, ob die Vaterschaftszeit teilweise bereits vor der Geburt
des Kindes bezogen und ob er in flexibler Form bezogen werden kann. In Erwa-
gungsgrund 19 der Richtlinie (EU) 2019/1158 wird weiter angefiihrt, dass die Va-
terschaftszeit auch bei einer Totgeburt gewahrt werden kann und dass es den Mit-
gliedstaaten Uberlassen bleibt, den Zeitraum fir den Bezug zu definieren. Das
Thema von Mehrlingsgeburten wird in der Richtlinie (EU) 2019/1158 nur sehr all-
gemein angesprochen. Erwagungsgrund 37 sagt, die Mitgliedstaaten seien ange-
halten zu beurteilen, ob die Zugangsbedingungen und Modalitaten fur die Wahr-
nehmung des Rechts auf Vaterschaftszeit, Betreuungszeit und flexible Arbeitsre-
gelungen an den besonderen Bedarf von Eltern in einer besonderen Lage wie etwa

nach einer Mehrlingsgeburt angepasst werden sollten.
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In der Schweiz wurde die Vaterschaftszeit (dort unter der Terminologie «Vater-
schaftsurlaub») per 1. Januar 2021 eingefiihrt®°. Sie betrigt zwei Wochen und ist
binnen sechs Monaten nach der Geburt tage- oder wochenweise zu beziehen. Sie
ist bei Mehrlingsgeburten, wie auch die Mutterschaftszeit, nur einmal zu gewah-
ren. Wahrend die Mutterschaftszeit in jedem Fall bei einer Geburt nach der 23.
Schwangerschaftswoche in vollem Umfang gewahrt wird — auch dann, wenn das
Kind tot zur Welt kommt oder nach der Geburt stirbt — besteht der Anspruch auf
Vaterschaftszeit nur, solange das Kind lebt und die rechtliche Vaterschaft besteht.
Begriindet wird dieser Unterschied damit, dass die Vaterschaftszeit priméar dazu
da ist, sich in die veranderte Familiensituation mit dem Neugeborenen einzubrin-
gen. Auch in Liechtenstein soll gelten, dass Vaterschaftszeit nur gewahrt wird,

wenn das Kind lebt.

Anders als in der Schweiz — und stattdessen analog zur Mutterschaftszeit — soll in
Abs. 1 festgelegt werden, dass die Vaterschaftszeit zusammenhangend (zwei auf-
einanderfolgende Wochen) bezogen werden muss. Auf diese Weise wird das in
Erwagungsgrund 19 der Richtlinie (EU) 2019/1158 ausgefiihrte Ziel, die «gleich-
massigere Aufteilung von Betreuungs- und Pflegeaufgaben zwischen Frauen und
Maénnern zu fordern und den friihzeitigen Aufbau einer engen Bindung zwischen

Vatern und Kindern zu ermdéglichen», am besten erreicht.

Anspruchsberechtigt ist der Arbeitnehmer, der Vater des Kindes ist. Als Vater gilt
dabei nach Massgabe von § 138d ABGB der Ehemann der Mutter, der Mann, der
die Vaterschaft anerkannt hat oder der Mann, dessen Vaterschaft gerichtlich fest-
gestellt ist. Die tatsachliche Vaterschaft allein, welche keinen zivilrechtlichen Nie-

derschlag gefunden hat, geniigt damit nicht.

40 Bundesgesetz Uber die Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Angehorigenbetreuung
vom 20. Dezember 2019, in Kraft seit 1.1.2020, AS 2020 4525.
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Die eingetragene Partnerin einer Mutter ist nach geltendem Recht einem Vater
nicht gleichgestellt. Sie hat zwar der Mutter bei der «Erfiillung der Unterhalts-
pflicht und in der Ausiibung der Obsorge in angemessener Weise» beizustehen
und diese in obsorgerechtlichen Angelegenheiten erforderlichenfalls zu vertreten,
die «Elternrechte bleiben jedoch in allen Fallen gewahrt».%! Seit dem 1. Juni 2023
ist es der eingetragenen Partnerin einer leiblichen Mutter oder dem eingetrage-
nen Partner eines leiblichen Vaters aber moglich, das Kind der Partnerin bzw. des

Partners zu adoptieren*? und so zur Wahlmutter oder zum Wahlvater zu werden.

Flr die Vaterschaftszeit wird nicht verlangt, dass der Vater im selben Haushalt lebt

wie das Kind oder die Mutter des Kindes.

In Abs. 2 wird geregelt, dass der Vater einen Anspruch auf eine 20 Wochen dau-
ernde Freistellung hat, wenn die Mutter bei der Geburt oder in den 20 Wochen
danach stirbt. Wie bei der Einfihrung von Art. 34a Abs. 3 fiir den umgekehrten Fall
des Todes des Vaters bzw. des anderen Elternteils (s.0.) bildete auch hier das am
17. Marz 2023 in der Schweiz beschlossene und am 1. Januar 2024 in Kraft getre-
tene Gesetz die Rezeptionsgrundlage.*® Der Anspruch entsteht, wenn die leibliche
Mutter bei der Geburt oder in den 20 Wochen danach verstirbt. Sie muss ihrerseits
keinen Anspruch auf Mutterschaftszeit gehabt haben. Der Anspruch besteht nur,
wenn und solange das Kind lebt und vom Vater betreut wird. Wie die Mutter-
schaftszeit verlangert sich auch diese Freistellung um maximal acht Wochen bei
einer unmittelbar auf die Geburt folgende und mindestens zwei Wochen dauernde

Hospitalisierung des Neugeborenen.

4 Vgl. Art. 24 Abs. 1 und 2 des Gesetzes vom 16. Marz 2011 Uber die eingetragene Partnerschaft gleichge-

schlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz; PartG) (LR 212.41, i.d.g.F.).

. Stiefkindadoption nach Art. 24a PartG iVm § 179 Abs. 2 ABGB.

43 Bundesgesetz Uiber den Erwerbsersatz (Erwerbsersatzgesetz, EOG) (Taggelder flr den hinterlassenen El-
ternteil) Anderung vom 17. Marz 2023, BBl 2023 783, AS 2023 680 (abrufbar unter: https://www.fed-
lex.admin.ch/eli/oc/2023/680/de). Konkret bildete der im Anhang zu diesem Gesetz aufgefiihrte Art.
329gbis OR die Rezeptionsgrundlage.
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In Abs 3 wird festgehalten, dass bei Mehrlingsgeburten die Freistellungsanspriiche
nach Abs. 1 und 2 jeweils nur einmalig bestehen. Dies entspricht zudem der
Rechtslage in der Schweiz und wurde auch im Rahmen der Vernehmlassung grund-

satzlich bejaht.

In Abs. 4 wird klargestellt, dass die Freistellungsanspriiche nach Abs. 1 und 2 je-

weils mit der Begriindung der Vaterschaft entstehen.

Die schweizerische Vorlage sieht vor, dass die Vaterschaftszeit innert sechs Mona-
ten nach der Geburt des Kindes bezogen werden muss. Die Richtlinie (EU)
2019/1158 uberlasst es Mitgliedstaaten zu bestimmen, ob die Vaterschaftszeit
auch teilweise vor der Geburt des Kindes oder ausschliesslich danach genommen
werden kann. Der bezweckte Aufbau einer Beziehung wird dann am ehesten er-
reicht, wenn die Vaterschaftszeit erst nach der Geburt bezogen wird. Aus demsel-
ben Grund ist es gerechtfertigt, den Bezug der Vaterschaftszeit auf die friihe Saug-
lingsphase zu beschrdnken. In Abs. 5 Bst. a wird daher festgelegt, dass die Rah-
menfrist fir den Bezug der Freistellung nach Abs. 1 mit der Geburt des Kindes be-
ginnt und mit Vollendung des achten Lebensmonats des Kindes endet. Mit dieser
Rahmenfrist werden beispielsweise auch jene Falle bericksichtigt, in denen Ar-
beitnehmer erst in der Zeit nach der Geburt des Kindes zu dessen rechtlichem Va-
ter, Wahl- oder Pflegevater werden. In Bst. b wird die Rahmenfrist flr die Freistel-
lung gemass Abs. 2 definiert. Diese beginnt mit dem Todestag der leiblichen Mut-

ter des Kindes und endet mit Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes.

In Abs. 6 wird eine Regelung fiir den Fall definiert, dass die Freistellungsanspriiche
gemass Abs. 1 und Abs. 2 zeitlich zusammenfallen. In einem solchen Fall geht die
Freistellung nach Abs. 2 vor und allfallige Freistellungsanspriiche nach Abs. 1 kén-
nen im Anschluss daran bezogen werden. Die grundsatzlich definierte Rahmenfrist

ist einem solchen Fall nicht mehr massgeblich.
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In Abs. 7 wird klargestellt, dass fur die Freistellung gemass Abs. 1, wie fiir die Fe-
rien, gelten soll, dass sie entsprechend verlangert wird, wenn Feiertage auf Werk-
tage in der Bezugszeit fallen. Dies ist auch insoweit schliissig, als die Richtlinie (EU)
2019/1158 einen Anspruch auf mindestens zehn Arbeitstage Vaterschaftszeit im
Sinne von Abs. 1 fordert. Ein Feiertag ist jedoch kein Arbeitstag und kann nach
Ansicht der Regierung somit auch nicht an die geforderten zehn Arbeitstage ange-

rechnet werden.

Nach standiger Rechtsprechung kann etwa bei Krankheit der Erholungszweck von
Ferien nicht verwirklicht werden. Analog hierzu kann auch der Betreuungszweck
der Vaterschaftszeit bei Krankheit oder allen anderen unter §1173a Art. 18 Abs. 1
ABGB fallenden Griinden nicht erfiillt werden. Daher soll die Vaterschaftszeit auch
in jenen Fallen verlangert werden, in denen bezlglich der Arbeitsleistung ein Ver-
hinderungsgrund nach Art. 18 Abs. 1 vorliegen wiirde — etwa Unfall oder Krank-
heit. Fir den Anspruch nach Abs. 2 soll diese Regel nicht Glbernommen werden,

dies in Analogie zur «originaren» Mutterschaftszeit nach Art. 34a Abs. 1.

In Abs. 8 Bst. a wird klargestellt, dass der Anspruch auf Freistellung im Sinne von
Abs. 1 sinngemadss auch fir Wahlvater und Wahlmitter (geméass § 179ff. ABGB)
sowie fir Pflegevater und Pflegemiitter (gemass § 186f. ABGB) gilt mit der Mass-
gabe, dass der Anspruch nach Abs. 1 mit der Begriindung des Wahlkindschaftsver-
haltnisses bzw. des Pflegeverhaltnisses entsteht. Der Anspruch auf Freistellung im
Sinne von Abs. 2 hingegen ist nur bei einem Wahlkindschaftsverhaltnis, nicht je-
doch bei einem Pflegekindschaftsverhaltnis denkbar. Entsprechend ist Bst. b aus-

formuliert.

Zu Art. 34c - Elternzeit
Das geltende Recht kennt bereits eine unbezahlte Elternzeit (unter der Termino-
logie «Elternurlaub»). Diese wurde zur Umsetzung der Richtlinie 96/34/EG per 1.

Januar 2004 eingefiihrt. Vorgesehen war eine Elternzeit von je drei Monaten. Mit
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Umsetzung der Richtlinie 2010/18/EU wurde der Elternzeitanspruch per 1. Januar
2013 auf je vier Monate erhoht. Die Richtlinie 2010/18/EU wird durch die aktuell
umzusetzende Richtlinie (EU) 2019/1158 aufgehoben.

Hinsichtlich der Elternzeit ergeben sich durch die Richtlinie (EU) 2019/1158 im We-

sentlichen folgende Neuerungen:

. Die ersten zwei der je vier Monate sind so zu bezahlen/verglten, dass die

Inanspruchnahme von Elternzeit durch beide Elternteile erleichtert wird.

. Die Bedingungen fur die Riickkehr an den Arbeitsplatz werden angepasst,
ebenso die Moglichkeiten der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitgebers, ihre
bzw. seine Interessen hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung und hinsicht-

lich eines Aufschubs geltend zu machen.

Was den eigentlichen Anspruch auf Freistellung anbelangt, sieht die Richtlinie (EU)
2019/1158 aber keine wesentlichen Anderungen vor, sodass hier das geltende
Recht von Art. 34a bis Art. 34c weitgehend Gbernommen werden kann. Es wird

systematisch aber neu in Art. 34c Gberfihrt.

Abs. 1 Gbernimmt weitgehend die Regelungen des bestehenden Einleitungssatzes
von Art. 34a. Wie bereits nach geltendem Recht besteht ein Anspruch auf Freistel-
lung im Umfang von vier Monaten pro Elternteil — dies entspricht der Mindestan-
forderung von Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158. Ebenso besteht der An-
spruch weiterhin sowohl fiir leibliche Eltern als auch fiir Wahl- und Pflegeeltern
(im Sinne von § 179 ff. und § 186f. ABGB). Dass von diesen vier Monaten Elternzeit
pro Elternteil je zwei Monate verglitet werden, wird im Familienzulagengesetz ge-

regelt.

In zwei Punkten wird der Gehalt des bestehenden Rechts allerdings abgedndert:
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Es wird die Formulierung «Hat das Arbeitsverhdltnis mehr als ein Jahr gedauert
oder ist es auf mehr als ein Jahr eingegangen» verkiirzt, sodass kiinftig nur noch
bezugsberechtigt sein soll, wer tatsachlich seit mehr als einem Jahr im selben Be-
trieb beschaftigt ist. Dadurch wird eine Gleichstellung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern mit befristeten und solchen mit unbefristeten Arbeitsvertragen er-
reicht. Wiirde man an der aktuellen Formulierung «... oder ist es auf mehr als ein
Jahr eingegangen» festhalten, wiirden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
befristeten Vertragen mit einer Laufzeit von lUber einem Jahr ohne sachliche
Rechtfertigung gegeniiber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit unbefris-
teten Vertragen beglinstigt und waren bereits vom ersten Tag des Arbeitsverhalt-

nisses an berechtigt, Elternzeit zu beziehen.

Nach aktuellem Recht haben nur jene Elternteile Anspruch auf Elternzeit, die mit
dem Kind im gemeinsamen Haushalt leben und dieses tberwiegend selbst be-
treuen. Auf das Kriterium des «gemeinsamen Haushalts» wird kiinftig verzichtet,
da es nicht mehr den heutigen Lebenswirklichkeiten entspricht. Eltern kénnen
sich, auch wenn sie nicht zusammenwohnen, dennoch die Betreuung der Kinder
teilen. In einem solchen Falle sollen auch beide Eltern Anspruch auf Elternzeit ha-
ben, unabhangig davon, ob sie mit dem Kind in einem gemeinsamen Haushalt le-
ben. Weiterhin vorausgesetzt wird hingegen, dass das Kind wahrend des Bezugs

der Elternzeit iberwiegend selbst betreut wird.

In Abs. 2 wird eine gesetzliche Vermutung aufgestellt, wonach ein Elternteil, der
im selben Haushalt wie das Kind lebt, dieses auch tatsachlich tiberwiegend selbst
betreut und somit diese Anspruchsvoraussetzung erfiillt. Daneben soll dem Eltern-
teil aber auch ermoglicht werden, auf andere Weise nachzuweisen, dass er sein

Kind Uberwiegend selbst betreut.
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In Abs. 3 Bst. a und b werden die Anspruchsvoraussetzungen geregelt. Wie die
Vaterschaftszeit dient auch die Elternzeit der Betreuung des Kindes. Entsprechend

besteht der Anspruch darauf nur, wenn und solange das Kind lebt.

Bezuglich der Anspruchsdauer verlangt die Richtlinie (EU) 2019/1158, wie auch
schon die Richtlinie 2010/18/EU, dass diese Dauer maximal acht Jahre betragt. Der
Gesetzgeber hat sich bei der Umsetzung der Richtlinie 2010/18/EU dafiir entschie-
den, den Freistellungsanspruch bis zum dritten Lebensjahr des Kindes zu gewah-
ren, bei einer Adoption oder einem Pflegschaftsverhaltnis bis zum flinften Lebens-
jahr. Mit der geltenden Begrenzung der Bezugsdauer wird insbesondere der
Hauptzweck der Elternzeit, sprich der moglichst frihe Aufbau der Eltern-Kind-Be-
ziehung, verfolgt und auch erreicht. Eine weitere Ausdehnung erscheint auch aus
heutiger Sicht daher nicht angezeigt. Entsprechend wird die Rahmenfrist in Abs. 4

Bst. a und b fir den jeweiligen Anspruch nach Abs. 3 Bst. a und b definiert.

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 macht zu Freistellungsanspriichen bei Mehrlingsge-
burten keine verpflichtenden Vorgaben. In Abs. 5 wird, analog der Mutterschafts-
und Vaterschaftszeit, festgelegt, dass sich der Anspruch auf Elternzeit bei einer

Mehrlingsgeburt nicht erhoht. Es besteht ein einmaliger Freistellungsanspruch.

Mit Abs. 6 wird klargestellt, dass der Anspruch auf Elternzeit — wie bereits nach
aktuellem liechtensteinischen Recht — zur Ganze nicht tGbertragbar ist. Damit wird
das Ziel der Richtlinie (EU) 2019/1158, die Chancengleichheit von Mann und Frau
im Erwerbsleben zu férdern und die Diskriminierung von Muttern im Arbeitsleben

zu mindern, am besten erreicht.

Abs. 7 Ubernimmt den Wortlaut des bestehenden Art. 34a Abs. 2 und dient der
Umsetzung von Art. 5 Abs. 4 der Richtlinie (EU) 2019/1158.



131

Zu Art. 34d - Betreuungszeit
Diese Bestimmung setzt Art. 6 und Art. 3 Abs. 1 Bst. d der Richtlinie (EU)
2019/1158 um. Eine Betreuungszeit war in den Vorgangerrichtlinien nicht vorge-

sehen und bildet somit auch ein Novum im ABGB.

Der Begriff der Richtlinie (EU) 2019/1158 «Urlaub fir pflegende Angehdrige» wird
hier nicht Gbernommen. Die Richtlinie verwendet die Begriffe Betreuung und
Pflege abwechslungsweise, zum Teil synonym oder als Begriffspaar, zum Teil ver-
bunden mit «Unterstiitzung». Im englischen Richtlinientext wird ausschliesslich
«care» verwendet. Um die hier gemeinte Tatigkeit von einer medizinisch indizier-
ten Pflege, welche der gesundheitspolizeilichen Aufsicht unterstellt ist, zu unter-
scheiden, wurde der Begriff der Betreuung gewahlt. Dies entspricht auch den Be-

grifflichkeiten im schweizerischen Recht.

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 verlangt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern das Recht gewahrt werden muss, fiinf Tage pro Jahr Betreuungszeit zu be-
ziehen, um Angehdorige oder im selben Haushalt lebende Personen «zu pflegen o-
der zu unterstiitzen»?4, soweit diese aus schwerwiegenden medizinischen Griin-
den auf erhebliche Betreuung oder Unterstiitzung angewiesen sind. Die Richtlinie
sieht in Erwdgungsgrund 32 eine Empfehlung zur Einflihrung einer Vergitung fir
die Betreuungszeit vor, (iberldsst die definitive Entscheidung hierliber aber den

Mitgliedstaaten.

Ebenso stellt es die Richtlinie (EU) 2019/1158 den Mitgliedstaaten frei, beziglich
der medizinischen Griinde einen Nachweis zu verlangen. Auch kénnen die Staaten

festlegen, ob der Bezug pro bedirftige Person oder pro Fall zu gewdhren ist.

Hinsichtlich der Dauer von funf Tagen pro Jahr wird eine Mindestumsetzung der

Richtlinie (EU) 2019/1158 vorgeschlagen. Konkret hat jede Arbeitnehmerin und

44 \Wortlaut von Art. 3 Abs. 1 Bst. ¢ der Richtlinie (EU) 2019/1158.



132

jeder Arbeitnehmer pro Dienstjahr einen Gesamtanspruch auf Freistellung im Um-
fang von bis zu funf Arbeitstagen. Der Anspruch erhoht sich nicht bei mehreren
Ereignissen (im Gegensatz zur Freistellung aufgrund hoherer Gewalt) oder bei

mehreren zu betreuenden Angehdrigen.

Hinsichtlich des Umstands, dass die Freistellung ohne Entschadigung gewahrt wer-
den soll, wird ebenfalls eine Mindestumsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 vor-

geschlagen.

Der Kreis der zu betreuenden Angehdrigen umfasst die Kinder, Elternteile sowie
den Ehe- oder eingetragenen Partner der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers

und die mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen.

Hinsichtlich der Voraussetzungen der Betreuungsbedirftigkeit aber soll (iber das
von der Richtlinie (EU) 2019/1158 geforderte Minimum hinaus die Freistellung
nicht nur bei schwerwiegenden medizinischen Griinden und dem Angewiesensein
auf erhebliche Betreuung gewahrt werden, sondern bereits bei einer «gesundheit-
lichen Beeintrachtigung», welche die Betreuung notwendig macht. Der Begriff der
«gesundheitlichen Beeintrachtigung» ist dem schweizerischen Recht (Art. 329h
OR) entnommen und beschrankt sich nicht auf Krankheit oder Unfall, sondern um-
fasst beispielsweise auch eine Behinderung. Das liechtensteinische Recht wird sich
hier an der schweizerischen Praxis orientieren. Der schweizerischen Regelung ent-
sprechend sollen ein arztliches Zeugnis oder ein dhnlicher Beweis (bspw. eine Ver-
figung der Invalidenversicherung, mit der Anspriiche auf Betreuungs- und Pflege-

geld festgestellt werden) nicht ausdriicklich verlangt werden.*

45 Kommt es allerdings zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung, so wird die Beweislast dennoch beim
Arbeitnehmer bzw. bei der Arbeitnehmerin liegen.
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Zu Art. 34e - Freistellung aufgrund hoherer Gewalt

Die Freistellung aufgrund héherer Gewalt ist dem geltenden Arbeitsrecht bereits
bekannt. Art. 29 Abs. 5 regelt im Abschnitt «Freizeit», dass der Arbeitnehmerin
bzw. dem Arbeitnehmer bei Krankheit oder Unfall von in Hausgemeinschaft leben-
den Familienmitgliedern gegen Vorlage eines arztlichen Zeugnisses, Freizeit im
Umfang von bis zu drei Tagen pro Ereignis zu gewadhren ist, «sofern die sofortige
Anwesenheit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers dringend erforderlich
ist und die Pflege nicht anderweitig organisiert werden kann»%6. Aus den Materia-
lien —insbesondere Bericht und Antrag Nr. 88/2003 und das entsprechende Land-
tagsprotokoll — geht hervor, dass der Gesetzgeber die volle Lohnfortzahlungs-
pflicht fur diese Falle vorsah.*’ Diese Bestimmung wurde in Umsetzung der Richt-
linie 96/34/EG eingeflihrt. Die Richtlinie (EU) 2019/1158 andert nichts an den ma-
teriellen Voraussetzungen, sodass die Bestimmung grundsatzlich beizubehalten

ist.

Wahrend die Richtlinie (EU) 2019/1158 fiir die Betreuungszeit genau bestimmt,
bei welchen betreuungsbedirftigen Personen ein Anspruch auf Freistellung be-
steht, tut sie dies — so wenig wie die beiden Vorgangerrichtlinien — bezliglich der
Freistellung aufgrund hdherer Gewalt nicht. Es ist lediglich die Rede von «dringen-
den familiaren Griinden» und dem Umstand, dass eine Erkrankung oder ein Unfall
die unmittelbare Anwesenheit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers erfor-
dert. Das geltende liechtensteinische Recht hat hier eine Einschrankung auf «in
Hausgemeinschaft lebende Familienmitglieder» vorgenommen. Anstelle dieses
Begriffs soll neu in Abs. 1 analog zur Regelung der Betreuungszeit die Aufzahlung
«Kind, Elternteil oder Ehe- oder eingetragener Partner» verwendet werden. Auf
das bisherige Kriterium der Hausgemeinschaft soll kiinftig verzichtet werden. Das

heisst, die genannten Familienmitglieder missen nicht zwingend mit der

46 Wortlaut des geltenden § 1173a Art. 29 Abs. 5 ABGB.
47 siehe Fussnote 34.
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Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer im selben Haushalt leben, damit letzte-
rer einen Anspruch auf «Freistellung aufgrund hoherer Gewalt» geltend machen

kann.

Mit Blick auf die Kinder entspricht es, wie bereits bei der Elternzeit ausgefiihrt,
heutigen Lebenswirklichkeiten, dass sich Eltern, auch wenn sie nicht zusammen-
wohnen, die Betreuung der Kinder oftmals dennoch teilen. In einem solchen Fall
soll auch jener Elternteil, bei welchem das Kind nicht wohnt, bei Krankheit oder

Unfall des Kindes ein Anspruch auf Freistellung aufgrund hoherer Gewalt haben.

Auch in Bezug auf die Eltern der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers ist das
strikte Kriterium der Hausgemeinschaft sehr einschrankend und wenig lebensnah.
Wohnen die Eltern bspw. im obersten Stockwerk eines Mehrfamilienhauses und
die Arbeitnehmerin in einem der unteren Stockwerke, so ware keine Hausgemein-
schaft gegeben und somit auch kein Anspruch auf Freistellung. Gleiches gilt, wenn
der Arbeitnehmer und Eltern je eine Doppelhaushalfte bewohnen und somit fak-

tisch Tur an Tir leben.

Beziiglich zu betreuender Personen, die zwar mit der Arbeitnehmerin bzw. dem
Arbeitnehmer im selben Haushalt leben, jedoch keine der hier explizit genannten
Familienangehorigen sind, besteht allerdings weiterhin kein Anspruch auf «Frei-

stellung aufgrund héherer Gewalt».

Die weitere Voraussetzung der nicht anderweitig organisierbaren Betreuung soll

beibehalten werden. Sie dient der Umsetzung der «Dringlichkeit».

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 tiberlasst es den Mitgliedstaaten, den Freistellungs-
anspruch «auf eine bestimmte Zeitspanne pro Jahr oder pro Fall oder beides» zu
beschranken. Diesbeziglich soll am geltenden Recht festgehalten werden, wel-
ches den Anspruch auf drei Tage pro Ereignis beschrankt, aber keine jdhrliche

Hochstzahl nennt.
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Mit Abs. 2 wird geklart, dass volle Lohnfortzahlungspflicht besteht. Diesbeziiglich
wird die bestehende Regelung festgeschrieben. Im Unterschied zur Lohnfortzah-
lung nach Art. 18 besteht die vorliegende Lohnfortzahlungspflicht ohne Riicksicht
auf die bestehende Dauer des Arbeitsverhaltnisses, ist umgekehrt aber auf drei

Tage pro Fall beschrankt.

Sachiiberschrift vor Art. 34f — f) Gemeinsame Bestimmungen

Die neue Sachtiiberschrift «f) Gemeinsame Bestimmungen» umfasst die gemeinsa-
men Bestimmungen fir die Freistellungen aus familidaren Grinden (Art. 34f —
Art. 34i), wobei nicht alle «xgemeinsamen Bestimmungen» immer auf alle Freistel-
lungen aus familidaren Griinden Anwendung finden. Der konkrete Anwendungsbe-
reich wird in den jeweiligen Artikeln durch Verweise auf die entsprechenden Frei-

stellungen aus familidaren Grinden festgelegt.

Zu Art. 34f - Information und Mitsprache

In Abs. 1 wird materiell der Inhalt des bestehenden Art. 34b Abs. 1 ibernommen,
dieser aber auf alle Formen der Freistellung aus familiaren Griinden mit Ausnahme
der Freistellung aufgrund hoherer Gewalt ausgedehnt und durch den Zusatz «nach

Moglichkeit» erganzt.

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 verlangt in Art. 5 Abs. 3 lediglich bezlglich der El-
ternzeit, dass eine angemessene Meldefrist festgelegt wird, innerhalb der eine Ar-
beitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber tGber
die Inanspruchnahme des Rechts auf Elternzeit zu informieren hat. Da die Arbeit-
geberin bzw. der Arbeitgeber aber auch bei der Mutterschafts-, Vaterschafts- und
Betreuungszeit unter Umstanden Vorkehrungen zu treffen hat, erscheint es ge-
rechtfertigt, diese Pflicht zur Ankiindigung auch auf diese anderen Formen der
Freistellung aus familidren Griinden auszudehnen. Gleichzeitig darf die Einfliihrung
dieser Frist aber nicht dazu fihren, dass ein Anspruch verwirkt wird, wenn es der

Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer gar nicht moglich war, die Ankiindigung
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rechtzeitig vorzubringen. Inwieweit die Einhaltung der Frist eingefordert werden

kann, entscheidet sich gemass den allgemein geltenden Treuepflichten.

Abs. 2 gibt der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber das Recht, die Vaterschaftszeit
gemadss Art. 34b Abs. 1 sowie die Eltern- oder Betreuungszeit in einem «verninf-
tigen zeitlichen Rahmen» aufzuschieben. Dieser offene Begriff entstammt Art. 5
Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2019/1158 und soll nicht weiter konkretisiert werden.
Ein solcher Aufschub darf nicht dazu flihren, dass die Inanspruchnahme der Frei-
stellung erschwert oder sogar verunmoglicht wird. Die Vaterschaftszeit gemass
Art. 34b Abs. 2, sprich die 20 Wochen zusétzliche Freistellung im Falle des Todes
der leiblichen Mutter des Kindes, ist bewusst nicht in dieser Bestimmung reflek-
tiert worden. Diesen zusatzlichen Anspruch auf Freistellung soll der Vater ohne
Mitspracherecht der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers im Rahmen der vorge-

sehenen Frist beziehen konnen.

Der Aufschub ist zudem auch nur moéglich, wenn anders eine «gravierende Stérung
der Abldufe beim Arbeitgeber» entstiinde. Mit der Bedingung der «gravierenden
Storung», einem Begriff, der in der Richtlinie (EU) 2019/1158 nicht niher be-
stimmt wird, werden die Anforderungen somit verscharft. Die Richtlinie
2010/18/EU verlangte lediglich «berechtigte betriebliche Griinde». Die Richtlinie
(EU) 2019/1158 sieht auch, im Gegensatz zur Vorgangerrichtlinie, keine spezifi-
sche Bestimmung mehr vor, um diesbezliglich den Bedirfnissen kleiner Unterneh-

men speziell Rechnung zu tragen.

In Abs. 3 wird zur Umsetzung von Art. 5 Abs. 5 letzter Satz der Richtlinie (EU)
2019/1158 geregelt, dass eine Verschiebung durch den Arbeitgeber von diesem
schriftlich zu begriinden ist. Die hierfiir gesetzte Frist von zwei Wochen ist von der
Richtlinie (EU) 2019/1158 nicht verlangt, soll aber einerseits der Arbeitgeberin
bzw. dem Arbeitgeber die Zeit verschaffen, um allenfalls arbeitsorganisatorische

Fragen abkldren zu koénnen, und andererseits der Arbeitnehmerin bzw. dem
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Arbeitnehmer Planbarkeit der Freistellung aus familiaren Griinden gewahren. Zur
Umsetzung von Art. 5 Abs. 7 der Richtlinie (EU) 2019/1158 wird in Satz 2 normiert,
dass die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber einen flexiblen Bezug von Eltern- oder
Betreuungszeit anbieten muss, bevor sie bzw. er eine Verschiebung der Freistel-
lung verlangt. Damit wird die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber gehalten, als
Kompromiss eine Losung anzubieten, bei welcher die Elternzeit nur in Teilzeit,
stunden- oder tageweise bezogen wird und so die Arbeitskraft im Betrieb nicht

ganzlich fehlt.

Die gegenseitigen Informationspflichten von Abs. 4 und Abs. 5 konkretisieren den
Grundsatz von Treu und Glauben und entsprechen einer Empfehlung in Erwa-
gungsgrund 25 der Richtlinie (EU) 2019/1158. Da das Arbeitsverhaltnis weiterhin
bestehen bleibt, bleiben auch Nebenpflichten grundsatzlich bestehen. Eine Nicht-
beachtung dieser Pflichten hat keine unmittelbaren Auswirkungen, kann aber re-

levant werden, wenn einer Partei daraus ein Schaden entsteht.

Zu Art. 34g — Ausgestaltung

Dieser Artikel Gbernimmt Art. 34b Abs. 4 im Wortlaut und dndert ihn nur insofern,
als die Regel auf die Betreuungszeit ausgedehnt wird. Aus den Erfordernissen der
rechtzeitigen Ankiindigung, der Planbarkeit und der Riicksichtnahme (siehe Aus-
fihrungen zu Art. 34f) ergibt sich, dass sich die beiden Parteien darlber einigen,
zu welchen (in der Regel wiederkehrenden) Zeiten und in welchem Zeitraum die

Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer die Freistellung beziehen wird.

Zu Art. 34h — Riickkehr an den Arbeitsplatz

Mit dieser Bestimmung wird Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2019/1158 umge-
setzt. Im geltenden Recht bestehen zwei unterschiedliche Riickkehrregelungen:
Jene fir die Mutterschaftszeit nach Art. 36b und jene fiir die Elternzeit nach
Art. 34c. Letztere verlangte im Unterschied zu Art. 36b nicht, dass der Arbeitneh-

merin bzw. dem Arbeitnehmer auch alle Verbesserungen der Arbeitsbedingungen,
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auf welche sie bzw. er wahrend seiner Abwesenheit Anspruch gehabt hatte, zu-
gutekommen sollen. Die Richtlinie (EU) 2019/1158 verlangt dies nun aber auch
ausdriicklich fiir die Vaterschafts-, Eltern- und Betreuungszeit, sodass entspre-
chend in Abs. 1 und Abs. 2 der Regelungsgehalt des geltenden Art. 36b ibernom-

men und auf alle Freistellungen aus familidren Griinden ausgedehnt wird.

Zu Art. 34i — Ubertragung von Freistellungsanspriichen auf neue Arbeitsverhilt-
nisse

Mit dieser Norm wird keine Bestimmung der Richtlinie (EU) 2019/1158 umgesetzt,
sie dient aber doch der Rechtssicherheit beziiglich der Anspriiche, die aus der
Richtlinie erwachsen und regelt den Ubergang der Anspriiche auf Vaterschaftszeit
gemass Art. 34b Abs. 1 und auf Elternzeit bei einem Stellenwechsel wahrend der
Rahmenfrist fir den Bezug dieser beiden Freistellungen. Die Einflihrung dieses Ar-
tikels soll es der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer erlauben, vor Stellenan-
tritt bereits zu klaren, wie noch verbleibende Anspriiche bei der neuen Arbeitge-
berin bzw. dem neuen Arbeitgeber bezogen werden kénnen. Daneben bleibt der
Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer aber auch das Recht, die Anspriiche noch
im Rahmen des alten Arbeitsverhaltnisses zu konsumieren — allerdings besteht die
Gestaltungsfreiheit des Bezugs in Teilzeit etc. nicht mehr (siehe Art. 45c Abs. 3). Es
ist darauf hinzuweisen, dass sich gemass Art. 34b Abs. 2 FZG die Entschadigung
der Elternzeit unabhangig vom bestehenden Arbeitsverhaltnis auf Basis des Lohns

im Zeitpunkt der Geburt des Kindes berechnet.

Die Betreuungszeit ist hier nicht aufgenommen, der Anspruch darauf ist pro rata

zu gewahren.

Zu Art. 36b — Flexible Arbeitsregelungen aus familidaren Griinden
Art. 36b dient der Umsetzung von Art. 9 der Richtlinie (EU) 2019/1158. Es geht
nicht um einen Anspruch auf Freistellung und damit das Recht, weniger zu arbei-

ten, sondern um die Moglichkeit, die Arbeitszeit anders zu verteilen oder Teile
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davon als Telearbeit zu leisten, sodass die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer
die Moglichkeit haben, die bezahlte Arbeit und die Aufgaben in der Familie aufei-

nander abzustimmen.

Rudimentar ist eine dhnliche Regel fir die Zeit nach einer Elternzeit schon im be-
stehenden Art. 34c Abs. 2 vorhanden. In Abs. 1 wird diese Regel nun konkret for-
muliert flr die Betreuung von Kindern bis 15 Jahren (Bst. a) oder von Angehérigen
und Mitbewohnern, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeintrachtigung auf Be-
treuung angewiesen sind (Bst. b). Da der Kreis der Personen nach Bst. b jenem
Kreis entspricht, fir dessen Betreuung ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehme-
rin eine Betreuungszeit nach Art. 34d in Anspruch nehmen darf, soll auf Art. 34d

verwiesen werden.

Die Bestimmung verschafft der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer allerdings
keinen Anspruch, die Arbeitszeiten oder den Arbeitsort selbst festzulegen. Viel-
mehr erhalt sie bzw. er lediglich das Recht, flexible Arbeitsregelungen zu beantra-

gen und bei Ablehnung eine Begriindung zu erhalten.

Art. 36 Arbeitsgesetz enthalt bereits die Vorschrift, dass der Arbeitgeber «bei der
Festsetzung der Arbeits- und Ruhezeit [...] auf Arbeitnehmer mit Familienpflichten
besonders Riicksicht zu nehmen [hat]. Als Familienpflichten gelten namentlich die
Erziehung von Kindern bis 15 Jahren sowie die Betreuung pflegebedurftiger Ange-
horiger oder nahestehender Personeny». Eine Pflicht zur Ricksichtnahme auf fami-
liare Verpflichtungen ergibt sich weiter auch aus dem Grundsatz von Treu und

Glauben.

Mit Blick auf dieses geltende Recht soll von der in Art. 9 Abs. 1 letzter Satz der
Richtlinie (EU) 2019/1158 vorgesehenen Maglichkeit, die Dauer der Flexibilisie-

rung zu beschranken, kein Gebrauch gemacht werden.
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Hingegen soll das Recht, einen Antrag auf eine flexible Arbeitsregelung zu stellen
erst entstehen, wenn das Arbeitsverhéltnis seit mindestens sechs Monaten be-
steht. Dies entspricht dem Spielraum von Art. 9 Abs. 4 der Richtlinie (EU)
2019/1158.

In Abs. 2 wird mit Verweis auf Art. 34c Abs. 7 klargestellt, dass fiir die Berechnung
der Dauer des Arbeitsverhaltnisses nach Abs. 1 aufeinanderfolgende befristete Ar-

beitsverhéltnisse mit demselben Arbeitgeber zusammenzurechnen sind.

Abs. 3 verpflichtet den Arbeitgeber, den Antrag binnen zweier Wochen schriftlich
zu beantworten und dabei eine Ablehnung oder teilweise Ablehnung zu begriin-

den.

Abs. 4 Bst. a und b gewaihrleisten den Anspruch des Arbeitnehmers auf Rickkehr

zum urspriinglichen Arbeitsplan.

Mit Abs. 5 wird der Arbeitgeber verpflichtet, bei der Priifung eines Antrages nach
Abs. 1 oder 4 seine eigenen Interessen und jene des Arbeitnehmers gleichgewich-

tig zu berlicksichtigen.

Zu Art. 45c - Kiindigungsfristen — nach Ablauf der Probezeit
Mit der Einfiihrung von Abs. 3 soll erreicht werden, dass ein Arbeitnehmer bzw.
eine Arbeitnehmerin seine bzw. ihre Anspriiche auf Vaterschafts- und Elternzeit

nicht verliert, wenn ihm oder ihr gekliindigt wird.

Abs. 3 Uibernimmt materiell im Wesentlichen die Regel von Art. 335c Abs. 3 des
schweizerischen OR und bestimmt, dass sich das Arbeitsverhaltnis um den noch
nicht bezogen Freistellungsanspruch verlangert. Dieser Anspruch besteht nur bei
einer ordentlichen Kiindigung der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers. Anders als
bei der schweizerischen Rezeptionsgrundlage soll diese Norm aber nur greifen,

wenn die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer die Verldngerung des
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Arbeitsverhaltnisses beantragt. Es soll der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitneh-
mer namlich auch moéglich sein, die verbliebenen Anspriiche auf Vaterschafts-
oder Elternzeiten «mitzunehmen» und gemass Art. 34i im neuen Arbeitsverhaltnis
zu beziehen. Ein solcher Bezug nach Art. 34i erlaubt es, die Elternzeit bei der neuen
Arbeitgeberin bzw. beim neuen Arbeitgeber in Teilen, Teilzeit, tage- oder stunden-
weise zu beziehen, wahrend der Bezug in der verlangerten Kiindigungsfrist gemass
Abs. 3 ausschliesslich in Vollzeit stattzufinden hat. Damit leisten die Arbeitnehme-
rin bzw. der Arbeitnehmer nach Ablauf der Kiindigungsfrist keine Arbeit mehr und
haben auch keinen Anspruch mehr auf Lohn. Sie beziehen lediglich noch ihre Frei-

stellungsanspriiche und erhalten auf KVG oder FZG gestiitzte Entschadigungen.

Die Mitteilung des Arbeitnehmers bzw. der Arbeitnehmerin, dass er bzw. sie ge-
willt ist, die noch offenen Freistellunganspriiche im gekiindigten Arbeitsverhaltnis
zu beziehen, muss schriftlich und spatestens binnen zwei Wochen nach Zugang

der Kiindigung erfolgen.

Zu Art. 46 — Kiindigungsschutz — Missbrauchliche Kiindigung — Grundsatz

Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158 verpflichtet die Mitgliedstaaten, Mas-
snahmen zu ergreifen, die fiir ein «Verbot der Kiindigung und aller Vorbereitungen
fur eine Kiindigung aufgrund der Beantragung oder der Inanspruchnahme eines
Urlaubs» notwendig sind. Der zu regelnde Schutz bezieht sich dabei allein auf eine
ordentliche Arbeitgeberkiindigung. Eine fristlose Kiindigung, eine Kindigung
durch die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer oder eine einvernehmliche Ver-

tragsauflésung bleiben davon unberihrt und sind unverandert moglich.

In Anlehnung an das rezipierte Schweizer Obligationenrecht gilt in Liechtenstein
bei privatrechtlichen Arbeitsverhdltnissen grundsatzlich das Prinzip der Kindi-
gungsfreiheit. Das bedeutet, dass die Vertragsparteien (Arbeitgeberin bzw. Arbeit-
geber und Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer) das Arbeitsverhaltnis unter Einhal-

tung der vertraglichen oder gesetzlichen Frist auflosen konnen, ohne dass es einen
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besonderen Grund daflir braucht. Diese Situation unterscheidet sich wesentlich

von anderen europdischen Landern, wie z. B. Deutschland.

Trotz dieser Kiundigungsfreiheit kann in Liechtenstein eine Kiindigung aber miss-
brauchlich sein. Das ABGB enthalt in Art. 46 einen Katalog von Féllen, in denen

Kindigungen missbrauchlich sind.

Ein arbeitsrechtliches Kiindigungsverbot kennt das ABGB hingegen bisher nur in
Form der sogenannten Kiindigung zur Unzeit nach Art. 49. Gemass Abs. 1 dieser
Bestimmung ist eine Kiindigung insbesondere wahrend des Mutterschutzes oder

einer bei Krankheit geltenden Sperrfrist nichtig.

In Umsetzung des erwdhnten Art. 12 der Richtlinie (EU) 2019/1158 ist nun auch
fur alle Arten der Freistellungen aus familidaren Griinden sowie fiir die Inanspruch-
nahme flexibler Arbeitsregelungen aus familiaren Griinden ein richtlinienkonfor-
mer Kiindigungsschutz zu schaffen. Dies konnte sowohl durch eine Einordnung bei
den Nichtigkeitsvoraussetzungen (Art. 49) als auch bei der Missbrauchlichkeit

(Art. 46) erfolgen.

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 sieht kein absolutes Kiindigungsverbot vor, sondern
verbietet nur eine Kiindigung, die aufgrund der Beantragung (somit vor) oder In-
anspruchnahme (somit wahrend oder nach) einer Freistellung aus familiaren
Griinden oder von flexiblen Arbeitsregelungen erfolgt. Dies ist vergleichbar mit ei-
ner Rache- bzw. Vereitelungskindigung, wie sie bereits in Art. 46 geregelt ist. Da-
her erscheint es systematisch richtig, den von der Richtlinie (EU) 2019/1158 gefor-
derten Kiindigungsschutz durch Aufnahme der Tatbestande im Missbrauchskata-
log von Art. 46 umzusetzen. Abs. 2 wird entsprechend mit dem neuen Bst. f er-
ganzt. Danach ist eine Kiindigung als missbrauchlich anzusehen, wenn sie ausge-
sprochen wird, weil die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer eine Freistellung

oder eine flexible Arbeitsregelung aus familiaren Griinden nach Art. 34a bis 34d
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oder Art. 36b beantragt oder beantragt hat bzw. beansprucht oder beansprucht

hat.*8

Da eine Kiindigung wahrend der Schwangerschaft und der Mutterschaftszeit aber
auch eine Kiindigung zur Unzeit darstellt (siehe Abanderung und Erlauterungen zu
Art. 49), ergeben sich bei der Mutterschaftszeit zwei mogliche Rechtsfolgen: Nich-
tigkeit wegen Kiindigung zur Unzeit oder Schadenersatz wegen Missbrauchlich-
keit. Wenn eine (ordentliche) Kiindigung zur Unzeit erfolgt — und es ist dann nicht
von Belang, weswegen sie erfolgt ist — so ist sie immer nichtig. Sie existiert damit
rechtlich nicht und kann entsprechend nicht missbrduchlich sein. Dennoch soll
Mutterschaftszeit hier in Art. 46 als missbrauchlicher Kiindigungsgrund aufgenom-
men werden, da Art. 46 der Arbeitnehmerin den Schutz auch nach Bezug der Mut-

terschaftszeit gewahrt.

Zu Art. 48 — Verfahren und Beweislasterleichterung

Der neue Abs. 3 setzt Art. 12 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2019/1158 um und imple-
mentiert eine Beweislasterleichterung. Tragt die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeit-
nehmer im Verfahren Tatsachen vor, die darauf schliessen lassen, dass die Kiindi-
gung aufgrund der Beantragung oder Inanspruchnahme einer Freistellung aus fa-
milidren Griinden nach Art. 34a bis 34d erfolgte, obliegt der Arbeitgeberin bzw.
dem Arbeitgeber der Nachweis, dass die Kiindigung aus anderen Griinden erfolgt
ist. Diese Beweislasterleichterung gilt — analog der Vorgaben der Richtlinie (EU)
2019/1158 — nur fur die genannten Freistellungen aus familidgren Griinden, nicht

aber fir die Inanspruchnahme flexibler Arbeitsregelungen nach Art. 36b.

Gabe es diese Norm nicht, misste die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer den

vollen Beweis erbringen, dass die Kiindigung nach Art. 46 Abs. 2 Bst. f missbrauch-

48 Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1158 verlangt den Kindigungsschutz nur fir die Vaterschafts-, El-
tern- und Betreuungszeit sowie fir die Inanspruchnahme der flexiblen Arbeitsregelungen, nicht aber fur
die Freistellung aufgrund hoherer Gewalt. Entsprechend ist auch Art. 34e (Freistellung aufgrund héherer
Gewalt) nicht in § 1173a Art. 46 Abs. 2 Bst. f (neu) ABGB aufgefihrt.
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lich ist. Dies ist in der Regel nur schwer moglich, da die Beweggriinde fiir eine Ar-
beitgeberkindigung meist nur dem Arbeitgeber vollstandig bekannt sein diirften.
Die Beweislasterleichterung soll es betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern daher erleichtern, eine mogliche Missbrauchlichkeit Gberprifen zu las-
sen. Von Seiten der Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer ist es somit ausrei-
chend, wenn sie glaubhaft vortragen kénnen, dass die Kiindigung aufgrund der
Beantragung oder Inanspruchnahme einer Freistellung nach Art. 34a bis 34d er-

folgt ist.

Dies setzt wiederum voraus, dass die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer berhaupt Kenntnis tiber die Umstande und Griinde einer Kiindigung in
diesem Kontext erlangen konnen, weshalb Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie (EU)
2019/1158 auf Verlangen eine Pflicht des Arbeitgebers zur schriftlichen Begriin-
dung vorsieht. Mit Art. 45 Abs. 2 besteht bereits eine solche Pflicht der kiindigen-
den Vertragspartei, die Kiindigungsgriinde auf Verlangen der gekiindigten Partei
schriftlich darzulegen. Diese allgemeine Begriindungspflicht gilt auch fiir die neuen
Tatbestdnde einer missbrauchlichen Kindigung nach Art. 46 Abs. 2 Bst. f der Vor-
lage und erfillt demzufolge die Vorgaben von Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie (EU)
2019/1158 hinreichend. Das bedeutet im vorliegenden Kontext konkret, dass Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die der Ansicht sind, ihre Kiindigung sei auf-
grund der Beantragung oder der Inanspruchnahme einer Freistellung oder einer
flexiblen Arbeitsregelung aus familiagren Griinden erfolgt, von der Arbeitgeberin
bzw. dem Arbeitgeber verlangen kdnnen, dass er hinreichend genau bezeichnete

Kindigungsgriinde schriftlich darlegt.

Die Sachiiberschrift wird entsprechend diesen Ausfiihrungen erganzt und lautet

neu «Verfahren und Beweislasterleichterung».
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Zu Art. 49 - Kiindigung zur Unzeit durch den Arbeitgeber

Mit der Neuerung von Art. 15 Abs. 3a Bst. a KVG und § 1173a Art. 34a Abs. 2 ABGB
kann sich die Mutterschaftszeit um bis zu 8 Wochen verlangern. Um sicherzustel-
len, dass eine Mutter wahrend der gesamten Mutterschaftszeit vor einer Kiindi-
gung geschtzt ist, soll Abs. 1 Bst. b entsprechend angepasst werden. Ebenso soll
eine Mutter wahrend der zusatzlichen Freistellung im Falle des Todes des anderen
Elternteils im Sinne von Art. 34a Abs. 3 und ein Vater wahrend des Bezuges von
zusatzlicher Freistellung im Falle des Todes der leiblichen Mutter des Kindes im
Sinne von Art. 34b Abs. 2 vor einer Kiindigung geschiitzt werden. Mit der Einfiih-
rung dieser Bestimmung wird im Wesentlichen der schweizerischen Rezeptions-

grundlage gefolgt.*®

Zu Art. 113 - Unabanderlichkeit zu Ungunsten des Arbeitnehmers

Art. 112 und 113 zdhlen die zwingenden Vorschriften im Arbeitsvertragsrecht auf,
von denen durch Abrede, Normalarbeitsvertrag oder Gesamtarbeitsvertrag nicht
abgewichen werden darf. Dabei wird zwischen einer Unabéanderlichkeit zu Un-
gunsten der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitsgebers und der Arbeitnehmerin bzw.
des Arbeitnehmers (die sogenannten beidseitig zwingenden Normen nach
Art. 112) und einer Unabanderlichkeit zu Ungunsten der Arbeitnehmerin bzw. des
Arbeitnehmers (einseitig zwingende Normen nach Art. 113) unterschieden. Dieser
Katalog ist — soweit erforderlich — entsprechend den vorliegenden Anderungen
anzupassen, respektive zu erganzen. Mit Ausnahme der neuen Bestimmung zur
Beweislasterleichterung bei einer missbrauchlichen Kiindigung, von welcher auch
nicht zu Ungunsten des Arbeitgebers abgewichen werden diirfen soll, handelt es
sich bei den anderen Normen um Mindestanspriiche der Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer, die einer fir sie glinstigeren Regelung durch Einzel-, Normal- oder

49 Vgl. Fassung von Art. 336¢ OR in der Fassung von BBl 2023 783.



146

Gesamtarbeitsvertrag nicht entgegenstehen. Entsprechend sind die Normen in

Abs. 1 aufzunehmen.

Zu Il. Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften

Hiermit wird Art. 20 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2019/1158 umgesetzt

Zu . Ubergangsbestimmung

Um EWR-konform zu sein, missen auch Eltern, deren Kinder am Tag des Inkraft-
tretens der Vorlage das dritte Lebensjahr bzw. im Falle der Annahme an Kindes-
statt oder eines auf Dauer begriindeten Pflegekindschaftsverhaltnisses das flinfte
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, den Anspruch auf Elternzeit nach den
neuen Bestimmungen geltend machen kénnen. Eine Ubergangsbestimmung, wel-
che an das Geburtsdatum des Kindes anknipfen und den Anspruch auf die Eltern-
zeit nach dieser Vorlage auf Kinder, die nach deren Inkrafttreten geboren sind,

beschranken wiirde, wiirde gegen EWR-Recht verstossen.

Eine entsprechende Ubergangsbestimmung wurde bei der urspriinglichen Einfiih-
rung der Elternzeit in Liechtenstein vorgesehen und musste in der Folge aufgrund
eines von der EFTA-Uberwachungsbehérde eingeleiteten Vertragsverletzungsver-

fahrens abgedndert werden (siehe Bericht und Antrag Nr. 64/2005).

Hinsichtlich der Frage, welche Rechte Eltern haben, die noch einen Bezug nach
dem ,alten” Modell gemacht haben, wird auf Art. 19 Abs. 2 der Richtlinie (EU)
2019/1158 verwiesen. In dieser Bestimmung heisst es sinngemass, dass Elternzei-
ten, die von einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeitnehmer gemass der Richtlinie
2010/18/EU vor dem Inkrafttreten der gegenstandlichen Gesetzesvorlage genom-
men oder (ibertragen wurden, vom Anspruch dieser Arbeitnehmerin bzw. dieses
Arbeitnehmers auf Elternzeit geméss Art. 5 der Richtlinie (EU) 2019/1158 abgezo-

gen werden konnen.
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Von dieser Moglichkeit macht die Regierung Gebrauch und schldgt in Abs. 1 eine
entsprechende Ubergangsbestimmung vor. Wer Elternurlaub nach geltendem
Recht bei Inkrafttreten bereits bezieht oder bezogen hat, muss sich diesen Bezug
an den Anspruch auf Elternzeit nach neuem Recht anrechnen lassen, wobei die
Anrechnung zuerst an die nicht-vergitete Dauer der Elternzeit erfolgt. Hat ein Ar-
beitnehmer bei Inkrafttreten des Gesetzes also beispielsweise bereits 3 Monate
des altrechtlichen Elternurlaubs bezogen, verbleibt ihm noch ein Monat Elternzeit
nach neuem Recht, sofern die Voraussetzungen alle erfiillt sind. Fir diesen einen

Monat hat er Anspruch auf Elterngeld nach Art. 34a FZG.

Ahnlich ist die Situation bei der Mutterschaftszeit: Diese ist zwar im geltenden Ar-
beitsvertragsrecht nicht geregelt, wohl aber im KVG. Mit Einfiihrung des An-
spruchs auf Mutterschaftszeit im ABGB ist zu definieren, wie lange dieser An-
spruch noch besteht, wenn bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes Leistungen bei
Mutterschaft bezogen wurden. Auch hier sollen bereits bezogene Mutterschafts-
zeiten in Abzug gebracht werden (Abs. 2). Eine Verlangerung der Mutterschaftszeit
wegen eines unmittelbar auf die Geburt folgenden Spitalaufenthalts des Neuge-
borenen (nach Art. 34a Abs. 2) kann nur erfolgen, soweit dieser Spitalaufenthalt

nach Inkrafttreten stattfindet — auch wenn er bereits schon vorher begonnen hat.

Eine Ubergangsbestimmung, welche an das Geburtsdatum des Kindes ankniipfen
und den Anspruch auf die Vaterschaftszeit nach dieser Vorlage auf Kinder, die nach
deren Inkrafttreten geboren sind, beschrdanken wirde, wiirde ebenfalls gegen
EWR-Recht verstossen®?. Vielmehr missen sowohl Arbeitnehmer als auch Wabhl-
vater bzw. WahImiitter sowie Pflegevater bzw. Pflegemiitter, deren Kinder am Tag
des Inkrafttretens der Vorlage den 8 Lebensmonat noch nicht vollendet haben,

den Anspruch auf Vaterschaftszeit im Sinne von Art. 34b geltend machen kénnen.

30 sjehe hierzu Fussnote 13 (einschlagige Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europédischen Union bezig-
lich Ubergangsbestimmung bei der Elternzeit).
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Zu IV. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

5.2 Abdnderung des Staatspersonalgesetzes

Zu Art. 33a - Freistellung oder flexible Arbeitsregelung aus familidaren Griinden

Das Staatspersonalgesetz (StPG)>! regelt das Dienstverhiltnis der Angestellten des
Staates (Staatspersonal) und der diesen gleichgestellten Personen. Zum Verhaltnis
zwischen ABGB und StPG halt Art. 3 StPG als Grundsatz fest, dass die Bestimmun-
gen des ABGB zur Anwendung kommen, soweit das StPG nichts Abweichendes be-
stimmt. Das ABGB kommt somit auf das Dienstverhaltnis der Staatsangestellten
subsidiar zur Anwendung. Aufgrund der europarechtlichen Verpflichtung, die
Richtlinie (EU) 2019/1158 auch fir das Staatspersonal zur Anwendung zu brin-
gen,>? ist in Ergdnzung zum Grundsatz von Art. 3 StPG klarzustellen, dass fur das
Staatspersonal beziiglich eines Anspruchs auf Freistellung und flexible Arbeitsre-
gelungen aus familiaren Griinden die entsprechenden Bestimmungen von § 1173a
ABGB sinngemass Anwendung finden. Wie bereits oben zum ABGB ausgefiihrt
wurde, handelt sich bei den neu in das ABGB eingefiihrten Normen (mit Ausnahme
der Beweislasterleichterung) um Mindestanspriiche der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die einer fir sie glinstigeren Regelung durch Einzel-, Normal- oder
Gesamtarbeitsvertrag nicht entgegenstehen. Der Regierung bleibt es als Arbeitge-
berin also unbenommen, von diesen Regelungen zu Gunsten der Angestellten ab-
zuweichen. Bereits heute gelten geméss Staatspersonalverordnung (StPV)>3 teil-
weise Regelungen, die Gber die Mindestanforderungen dieser Vorlage hinausge-

hen, wie etwa die Regelung, wonach Staatsangestellten bis zu 20 Tagen

51 Gesetz vom 24. April 2008 Uber das Dienstverhdltnis des Staatspersonals (Staatspersonalgesetz; StPG),
LGBI. 2008 Nr. 144, idgF.

52 Vgl. Art. 2 und Erwédgungsgrund 17 der Richtlinie (EU) 2019/1158.

53 Verordnung vom 2. Dezember 2008 (iber das Dienstverhéltnis des Staatspersonals (Staatspersonalverord-
nung; StPV) LGBI. 2008 Nr. 303, idgF.
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unbezahlter Urlaub aus persdnlichen oder familiaren Griinden gewdhrt werden

kann. An diesen Regelungen soll festgehalten werden.

Zu Il. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

5.3 Abdnderung des Richterdienstgesetzes

Zu Art. 29 - Urlaub und dienstfreie Tage

Das Richterdienstgesetz (RDG)>* regelt das Dienstverhéltnis der Richterinnen und
Richter der ordentlichen Gerichte und der Richteramtsanwarterinnen und Richter-
amtsanwarter. Dieser Personenkreis ist vom Geltungsbereich der Richtlinie (EU)
2019/1158 nicht ausgeschlossen. Es ist mithin sicherzustellen, dass fir sie bezug-
lich Freistellung und flexibler Arbeitsregelungen aus familiaren Griinden dieselben
Rechte und Pflichten wie fiir andere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur

Anwendung kommen.

Fir Richteramtsanwarterinnen und Richteramtsanwarter ist das StPG nach Art. 6
RDG ergidnzend anwendbar. Da in den Bestimmungen fiir Richteramtsanwarterin-
nen und Richteramtsanwarter (Art. 6 bis 12 RDG) keine Regelungen vorgesehen
sind, die den Regelungen zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 entgegen-
stehen, kommt fir diese der Verweis in Art. 33a StPG (neu) auf die einschlagigen
Vorschriften von § 1173a ABGB uneingeschrankt zur Anwendung. In diesem Zu-
sammenhang ist klarzustellen, dass sich die Ausbildungszeit einer Richteramtsan-
warterin oder eines Richteramtsanwarters entsprechend verlangert, wenn Eltern-
zeit und/oder Vaterschaftszeit bezogen wird. Das bedeutet, dass der Ausbildungs-

vertrag entsprechend zu verlangern ist (vgl. Art. 10 Abs. 3 RDG).

>4 Richterdienstgesetz (RDG) vom 24. Oktober 2007, LGBI. 2007 Nr. 347, idgF.
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Fir vollamtliche Richterinnen und Richter beschrankt sich der Verweis auf die An-
wendung des geltenden StPG in Art. 29 Abs. 1 RDG auf die Gewahrung von bezahl-
tem und unbezahltem Urlaub sowie auf die Regelung der dienstfreien Tage. Um
eine richtlinienkonforme Umsetzung sicherzustellen, wird in Abs. 1 klargestellt,
dass auch vollamtliche Richterinnen und Richter Anspruch auf Freistellung und fle-
xible Arbeitsregelungen aus familiaren Griinden haben. Auf nebenamtliche Rich-

terinnen und Richter findet diese Bestimmung hingegen keine Anwendung.

In Art. 29 Abs. 1 RDG wird auf das StPG verwiesen und nicht auf das ABGB, weil
sich das Richterdienstrecht auch bzgl. anderer Materien und dem Verfahrensrecht

am Staatspersonalrecht orientiert und nicht direkt auf das ABGB verweist.

Dieser Verweis fiihrt auch dazu, dass dem RDG unterstellte Personen davon profi-
tieren, wenn das Staatspersonalgesetz eine glinstigere Losung vorsieht als das

vom ABGB gesicherte Minimum.

Im Zuge der oben erlduterten Anpassung wird zudem der Begriff , Ausfiihrungs-
verordnungen” durch den heute Ublichen Begriff ,,Durchfiihrungsverordnungen”

ersetzt.

Zu ll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.
5.4 Abanderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes

Zu Art. 46 — Urlaub und dienstfreie Tage
Die Richtlinie (EU) 2019/1158 gilt auch fiir Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte.

Deren Dienstverhaltnis wird im Staatsanwaltschaftsgesetz (StAG)>° geregelt.

35 Staatsanwaltschaftsgesetz (StAG) vom 15. Dezember 2010, LGBI. 2011 Nr. 49, idgF.
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Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 wird Abs. 1 ergédnzt und somit si-
chergestellt, dass fur Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte bezliglich Freistellung
und flexibler Arbeitsregelungen aus familidaren Griinden die Bestimmungen des
StPG zur Anwendung kommen. Wie fiir das RDG gilt auch fiir das StAG, dass der
Verweis auf das StPG damit zu begriinden ist, dass sich das StAG auch bzgl. anderer
Materien und dem Verfahrensrecht am Staatspersonalrecht orientiert und nicht

direkt auf das ABGB verweist.

Im Zuge der oben erlduterten Anpassung wird zudem die Wortfolge , dazuge-
horenden Durchfihrungsverordnungen” durch die heute (ibliche Formulierung

»dazu erlassenen Durchfiihrungsverordnungen® ersetzt.

Zu ll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

5.5 Abanderung des Lehrerdienstgesetzes

Zu Art. 28a — Freistellung und flexible Arbeitsregelung aus familiaren Griinden

Das Lehrerdienstgesetz (LdG)>® regelt das Dienstverhéltnis von Lehrerinnen und
Lehrern. Deren Anspruch auf Freistellung und flexible Arbeitsregelung aus famili-
aren Grinden ist gleichermassen auf gesetzlicher Ebene zu verankern. Es soll
hierzu ein neuer Art. 28a LdG eingefiihrt und in diesem, wie im RDG und StAG, ein

Verweis auf das StPG aufgenommen werden.

Zu Il. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

56 Gesetz vom 26. November 2003 Uber das Dienstverhdltnis der Lehrer (Lehrerdienstgesetz, LdG), LGBI.
2004 Nr. 4, idgF.
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5.6 Abanderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

Zu Art. 15— Beitragszeit

Die Bestimmung von Art. 15 ALVG regelt, unter welchen Voraussetzungen die fir
einen Anspruch auf Arbeitslosenentschadigung erforderliche Beitragszeit von min-
destens zwolf Monaten erfillt ist. Neben der Ausiibung einer beitragspflichtigen
Beschaftigung kdnnen auch weitere Zeiten angerechnet werden, wie insbeson-
dere Zeiten krankheits- oder unfallbedingter Arbeitsunfihigkeit wahrend eines be-
stehenden Arbeitsverhéltnisses (Abs. 2 Bst. b) oder Arbeitsunterbriiche wegen

Mutterschaft (Abs. 2 Bst. c).

Die in Abs. 2 Bst. b genannten Zeiten sind dahingehend zu erganzen, dass auch
jene Zeiten als Beitragszeiten und damit als anspruchsbegriindend anzusehen
sind, in denen Arbeithehmerinnen bzw. Arbeithehmer im Rahmen eines bestehen-
den Arbeitsverhdltnisses aus familidaren Griinden nach § 1173a Art. 34a bis 34d
ABGB freigestellt sind. Damit soll sichergestellt werden, dass die Arbeitnehmerin-
nen bzw. Arbeitnehmer in diesen Zeiten sozialversicherungsrechtlich umfassend

abgesichert bleiben und nicht benachteiligt werden.

Die Anrechnung als Beitragszeit hat im Weiteren fiir die Berechnung des versicher-
ten Verdienstes nach Art. 30 zur Folge, dass derjenige Lohn massgebend ist, den
die versicherte Person «normalerweise» erzielt hatte. Das heisst konkret, dass fir
die oben genannten Zeiten einer Freistellung aus familidaren Griinden der Durch-
schnitt der letzten sechs bzw. zwolf Monate des vertraglich vereinbarten Lohns als
rechnerische Bemessungsgrundlage heranzuziehen sind, auch wenn die Arbeit-
nehmerinnen bzw. Arbeitnehmer wahrend einer Freistellung aus familiaren Griin-
den keinen Lohn erhalten. Eine Freistellung aus familiaren Griinden fihrt damit zu
keiner Schmalerung der Anspriiche auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung,

z.B. in Form niedrigerer Taggelder.
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Zu ll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.
5.7 Abdnderung des Familienzulagengesetzes (FZG)

Zum Titel

Bisher waren nach Massgabe des FZG die verschiedenen Familienzulagen auszu-
richten (Art. 23). Neu hat die Familienausgleichskasse (FAK) auch das Elterngeld
nach Massgabe des FZG auszurichten. Daher wird eine Anpassung des Titels vor-
genommen und das Elterngeld im Titel erwdahnt. Unverdandert bleiben der Kurztitel
Familienzulagengesetz und die Abkiirzung FZG. Dadurch kann verhindert werden,
dass zusatzlich weitere Gesetze oder Verordnungen, in denen auf das Familienzu-

lagengesetz oder FZG verwiesen wird, angepasst werden miissen.

Zu Art. 23 - Leistungen

In Art. 23 sind die Leistungen, welche im FZG geregelt und durch die FAK ausge-
richtet werden, aufgezahlt. Neben den bisher ausbezahlten Familienzulagen (neu
Bst. a Ziff. 1 bis 3) wird nun auch das Elterngeld (Bst. b) nach Massgabe des FZG
ausgerichtet. Das Elterngeld ist die Entschadigung fiir den Lohnausfall beim Bezug
der «bezahlten Elternzeit». Der Begriff Elterngeld wird nicht durch die Richtlinie
(EU) 2019/1158 bestimmt und ist somit nicht vorgegeben (der Begriff ist also "frei"

wahlbar).

Auf Grundlage von Art. 15 Abs. 2 Bst. f SteG>’ gilt das liber die FAK administrierte

und finanzierte Elterngeld als steuerbefreit.

Uberschrift vor Art. 34a — E. Elterngeld
Die Bestimmungen zum Elterngeld werden systematisch nach Art. 34 unter der

neuen Uberschrift «E. Elterngeld» eingefiigt.

57 Gesetz vom 23. September 2010 Giber die Landes- und Gemeindesteuern (Steuergesetz; SteG), LGBI. 2010
Nr. 340, idgF.
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Zu Art. 34a - Anspruchsberechtigung
Dieser Artikel regelt die (nationale) Anspruchsberechtigung auf Auszahlung des El-
terngeldes. Gemass Wortlaut ist Voraussetzung, dass die bzw. der in Liechtenstein

unselbstandig Erwerbstatige nach § 1173a Art. 34c ABGB Elternzeit bezieht.

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 mit dem darin verwendeten Arbeit-
nehmer(innen)begriff hat grundsatzlich nicht direkt mit der Verordnung (EG) Nr.
883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit zu tun. Die Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2004 aber bestimmt, dass jede Person nur dem Sozialrecht
eines einzigen Staates unterliegt (mit wenigen Ausnahmen), auch wenn sie in
mehreren Staaten erwerbstatig ist. Dieser Grundsatz ist auch bei der Umsetzung

der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu berlicksichtigen.

Dabei orientiert man sich in erster Linie am sog. ,,Erwerbsortsprinzip” (eine Person
ist grundsatzlich immer in jenem Staat sozialversichert, in dem die Tatigkeit tat-
sachlich ausgelibt wird und dort sind auch die Sozialversicherungsbeitrdge zu er-
heben bzw. geschuldet). Das Erwerbsortsprinzip findet sich nicht nur in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2004, sondern liegt allen zwischenstaatlichen Vereinbarun-

gen im Bereich der sozialen Sicherheit zu Grunde.

Wenn zudem parallele (also "gleichzeitige") Arbeitsverhaltnisse in Liechtenstein
und im Ausland (Schweiz, EFTA-Staaten, EWR-Staaten, Drittstaaten) vorliegen,
wird die Abklarung, welcher Staat fiir das Elterngeld zustandig ist, schwieriger. Da-
bei kommt das von der EU vorgegebene Prinzip der ,Unterstellung in einem einzi-
gen Staat” zur Anwendung. Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer ist nicht in

mehreren Staaten versichert, sondern nur in einem einzigen Staat.

Personen, die in zwei Staaten als Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer fir zwei Ar-
beitgeberinnen bzw. Arbeitgeber arbeiten, sind dem System an ihrem Wohnort

unterstellt, wenn sie am Wohnort selbst auch arbeiten und diese Tatigkeit
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wesentlich ist (wesentlich ist die Tatigkeit, wenn die Arbeitszeit und/oder das Ar-

beitseinkommen mindestens 25% am ganzen ausmachen).

Vielen Fallen paralleler Arbeitsverhaltnisse liegen folgende Sachverhalte zu

Grunde:

Beispiel 1: Fiir eine Person, die in Liechtenstein wohnt und zu 80% fiir einen Ar-
beitgeber in Liechtenstein und zu 20% fiir einen Arbeitgeber in der Schweiz oder
Osterreich arbeitet, sind die Beitrige auf die Einkommen (Liechtenstein sowie
Schweiz oder Osterreich) ausschliesslich in Liechtenstein zu entrichten. Das wiirde
auch bedeuten, dass die FAK auf das in- und auslandische Einkommen das Eltern-

geld auszuzahlen hat. Dies gilt auch bei Telearbeit.

Beispiel 2: Wenn eine Person, die in Liechtenstein wohnt, 80% fiir einen Arbeitge-
ber in der Schweiz oder Osterreich und nur zu 20% in Liechtenstein arbeitet, sind
die Beitrage auf beide Einkommen (Liechtenstein sowie Schweiz oder Osterreich)
in der Schweiz oder Osterreich zu entrichten, da die Person in der Schweiz oder
Osterreich versichert ist. Osterreich miisste das Elterngeld in Osterreich sowie
Liechtenstein auszahlen. Demgegeniiber wiirde die Schweiz als zustandiges Land
weder auf das in- noch auslandische Arbeitsverhaltnis beim Bezug von Elternzeit
ein Elterngeld ausrichten (da die Elternzeit in dieser Form in der Schweiz nicht ge-

setzlich geregelt bzw. nicht vorgesehen ist).

Beispiel 3: Fiur eine Grenzgangerin bzw. einen Grenzganger, die bzw. der in der
Schweiz wohnt und zu 75% fiir eine Arbeitgeberin bzw. einen Arbeitgeber in Liech-
tenstein und zu 25% fiir eine Arbeitgeberin bzw. einen Arbeitgeber in der Schweiz
arbeitet, sind die Beitrdge auf beide Einkommen (Liechtenstein und Schweiz) aus-
schliesslich in der Schweiz zu entrichten. Die Grenzgangerin bzw. der Grenzganger

hat aber keinen Anspruch auf Auszahlung eines Elterngeldes (siehe Beispiel 2).
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Tauscht man die Schweiz aber mit Osterreich aus, dann entrichtet Osterreich das

Elterngeld nach Gsterreichischem Recht.

Beispiel 4: Fiur eine Grenzgangerin bzw. einen Grenzganger, die bzw. der in der
Schweiz oder Osterreich wohnt und zu 80% fiir einen Arbeitgeber in Liechtenstein
und zu 20% fir einen Arbeitgeber im Wohnsitzstaat arbeitet, sind die Beitrdge auf
beide Einkommen (Liechtenstein sowie Schweiz oder Osterreich) ausschliesslich in
Liechtenstein zu entrichten. Die Grenzgangerin bzw. der Grenzganger erhalt von

Liechtenstein daflr das Elterngeld auf beide Einkommen.

Aufgrund der Versicherungsmoglichkeit bei der AHV erhalten auch Personen, die
im Ausland in den Diensten des Flirstentums Liechtenstein oder besonderer Insti-
tutionen tatig sind, bspw. Botschaft etc. (Art. Sbis AHVV®8), und in Liechtenstein

versichert sind, ein Elterngeld nach liechtensteinischem Recht.

Personen, die in Liechtenstein nur fir eine verhédltnismassig kurze Zeit eine Er-
werbstatigkeit ausiiben und nicht versichert sind, erfiillen hingegen die Vorausset-

zung von einem Jahr ununterbrochener Arbeitstatigkeit nicht.

Zwar konnen die Anspruchsberechtigten gemass § 1173a Art. 34c Abs. 1 ABGB vier
Monate Elternzeit beziehen, soweit sie als Eltern-, Wahleltern- oder Pflegeeltern-
teil das Kind liberwiegend selbst betreuen, allerdings besteht nur bei Bezug der
ersten beiden Monate auch Anspruch auf ein Elterngeld. Die dem Anspruchsbe-
rechtigten zustehende Elternzeit kann nicht Gbertragen werden (§ 1173a Art. 34c
Abs. 6 ABGB). Wer keine Betreuungsaufgabe wahrnimmt oder wahrnehmen kann
(bspw. Besuchsverbot), dem steht keine Elternzeit und folglich auch kein Eltern-

geld zu.

58 Verordnung vom 7. Dezember 1981 zum Gesetz lber die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV,
LGBI. 1982 Nr. 35, idgF.



157

Zu Art. 34b — Hohe des Elterngeldes
Im Grundsatz betragt das Elterngeld 100% des Monatslohns (Abs. 1).

Gemass Abs. 2 berechnet sich der durchschnittliche massgebende Monatslohn
(Art. 38 Abs. 2 AHVG) aus den vom Arbeitgeber, bei dem die Elternzeit bezogen
wird, ausbezahlten Lohnen der letzten zwolf Monate vor der Geburt dividiert
durch zwdlf. In der Lohnsumme von 12 Monaten enthalten sind auch allfallig wei-

tere Leistungen wie der 13. Monatslohn, Gratifikation, Bonus etc.

Fir die Berechnung des durchschnittlich massgebenden Monatslohns ist gemass
Abs. 3 dem Zeitpunkt der Geburt jener der Annahme an Kindesstatt oder des auf

Dauer begriindeten Pflegekindschaftsverhaltnisses gleichgestellt.

Wirde hinsichtlich der Berechnung des durchschnittlichen Lohnes auf den Zeit-
punkt der Anmeldung bzw. Antragstellung abgestellt, lage kein fir alle Bezlgerin-
nen bzw. Bezliger des Elterngeldes gleicher Zeitrahmen fiir die Bemessung des El-
terngeldes vor, sondern die Versicherten kénnten diesen Zeitrahmen frei wahlen
(bis funf Jahre nach der Geburt, siehe Art. 38), und das Elterngeld wirde unter-
schiedlich gross ausfallen (zum Beispiel wenn inzwischen Lohnerhéhungen erfolg-

ten oder das Arbeitspensum gedndert wurde).

Vielmehr sollen fiir alle, welche die Elternzeit beziehen und Anspruch auf Eltern-
geld haben, unabhangig vom Zeitpunkt des Bezuges, dieselben Bemessungsregeln
gelten. Dies kann fir die Bezligerin bzw. den Bezliger der Elternzeit unterschiedli-
che Auswirkungen haben. So werden bspw. Lohnerhéhungen nach der Geburt
nicht mehr bericksichtigt, aber auch nicht eine nach der Geburt erfolgte Reduk-
tion des Arbeitspensums (bspw. von 100% auf 80%) oder ein Ubergang zu einem

neuen Arbeitsverhaltnis (vgl. § 1173a Art. 34i ABGB).

Als massgebender Lohn gilt jedes Entgelt fir in unselbstandiger Stellung geleistete

Arbeit (Art. 38 Abs. 2 AHVG i.V.m. Art. 8 AHVV). Hat eine Person mehr als einen
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Arbeitgeber, so ist bei jedem Arbeitgeber, bei dem auch die Elternzeit bezogen
wird, eine eigene Berechnung des Elterngeldes vorzunehmen. Sollten die Eltern-
zeiten bei den verschiedenen Arbeitgebern aber gleichzeitig und gleichlang bezo-

gen werden, kann eine Gesamtrechnung vorgenommen werden.

Das fiir einen Monat bezogene Elterngeld ist auf die Hohe der doppelten maxima-
len monatlichen Altersrente plafoniert (Abs. 4). Eine solche Monatsrente betragt
momentan CHF 2’380, so dass die maximale Hohe des Elterngeldes pro Monat
CHF 4’760 betragt. Da das Elterngeld flr zwei Monate ausgerichtet wird, betragt
der Hochstbetrag des Elterngeldes CHF 9°520. Entscheidend fiir den Hochstbetrag
ist die Hohe der Maximalrente zum Zeitpunkt der Geburt. Dieser Wert gilt auch
dann, wenn die Elternzeit tiber einen langeren Zeitraum bezogen wird und in die-

sem Zeitraum eine Erh6hung der Maximalrente erfolgt.

Zu Art. 34c — Vermeidung von Doppelbezug

Personen, die Anspruch auf eine gleichartige auslandische Leistung haben, sollen
keinen Anspruch auf Elterngeld haben. Die Konstellation eines doppelten An-
spruchs auf die gleiche Leistung (Entschadigung fiir bezogene Elternzeit) kann ins-
besondere entstehen, wenn die Vorschriften zweier Staaten zum Elterngeld nicht

koordiniert sind.

Zu Art. 34d - Geltendmachung des Anspruchs
In Abs. 1 wird festgelegt, dass der Anspruch auf Elterngeld zu beantragen ist. Die
Anmeldung kann durch den Anspruchsberechtigten, aber auch durch den Arbeit-

geber erfolgen.

Damit die FAK das Elterngeld ausbezahlen kann, muss sie wissen, ob und wie viele
Tage/Wochen/Monate Elternzeit bezogen wurden. Sie braucht hierfir, gemass
Abs. 2, eine durch den Arbeitgeber bestatigte Aufstellung der bezogenen Eltern-

zeit.
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Zu Art. 34e - Durchfiihrungsvorschriften
Zur Auszahlung des Elterngeldes braucht es noch weitere Ausfiihrungsbestim-

mung.

So muss die Umrechnung des monatlichen Elterngeldes bestimmt werden, wenn
das Elterngeld statt monatsweise in Teilzeit, in Teilen, tage- oder stundenweise

bezogen wird (Bst. a).

Ebenso ist auf Verordnungsebene zu regeln, wie die Geltendmachung des An-

spruchs gemass Art. 34d zu erfolgen hat (Bst. b).

Uberschrift vor Art. 35 — F. Verschieden Bestimmungen
Aufgrund der Einflihrung der Bestimmungen zum Elterngeld unter der neuen
Uberschrift «E. Elterngeld» wird die bisherige Uberschrift «E. Verschiedene Best-

immungen» neu zur Uberschrift «F. Verschiedene Bestimmungen».

Zu Art. 38 — Nachforderung nicht bezogener Leistungen
Da sich die Nachforderung nicht mehr nur auf Familienleistungen beziehen kann,
sondern auch auf das Elterngeld, ist die Sachiiberschrift entsprechend anzupas-

sen.

Wie die Familienzulagen soll auch das Elterngeld, das nicht bezogen wurde, innert
funf Jahren gemass dem damaligen massgebenden Lohn (der letzten zwolf Mo-
nate vor Geburt) bzw. damaligen doppelten Hochstbetrag (bei Geburt) nachgefor-

dert werden kénnen. Abs. 1 ist daher entsprechend anzupassen.

Zu Art. 39 - Riickerstattung von zu Unrecht bezogenen Leistungen

Wie die Familienzulagen soll auch das Elterngeld, das zu Unrecht bezogen wurde,
mit Verweis auf Art. 82 AHVG zurlickgefordert werden konnen. Da in Abs. 1 von
unrechtmassig bezogenen Leistungen (vgl. neu Art. 23 FZG) gesprochen wird, ist

das Elterngeld damit bereits mitumfasst. Anzupassen ist nur die Sachiiberschrift.
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Zu Art. 41 — Auszahlung der Leistungen
Neu geht es in Art. 41 auch um die Auszahlung des Elterngeldes. Die Sachiiber-

schrift ist deshalb entsprechend anzupassen (auf Leistungen gemass Art. 23).

Aufgrund der variablen Bezugsmoglichkeit der Elternzeit (in Teilzeit, in Teilen,
tage- oder stundenweise) macht es beim Elterngeld gerade bei relativ wenig be-
zogenen Elternzeittage wahrend eines Monats keinen Sinn, das Elterngeld (wie die
Familienzulagen) monatlich auszuzahlen. Das Elterngeld ist eine nachtragliche Ent-
schadigung fiir Lohnausfall und darf nicht im Voraus ausbezahlt werden. In Abs.
laist deshalb vorgesehen, dass zumindest zehn Tage Elternzeit bezogen sein mis-
sen, um eine Auszahlung zu beantragen. Es gibt einen Grenznutzen in Bezug auf
den administrativen Aufwand, der mit dem Zahlungsaufwand bzw. -rhythmus ver-

bunden ist.

In jedem Fall aber ist nach einem halben Jahr eine Zwischenauszahlung vorzuneh-
men (Abs. 1b). Wenn also immer wieder nur einzelne Elternzeittage tber eine lan-
gere Zeit bezogen werden, in Summe aber weniger als zehn bezogene Elternzeit-
tage vorliegen, so werden die bezogenen Elternzeittage nach einem halben Jahr

seit Einreichung des aktuellen Antrags entschadigt.

In Abs. 2 wird bestimmt, dass das Elterngeld an die Berechtigte bzw. den Berech-
tigten ausbezahlt wird. Die Mdéglichkeit, die Auszahlung wie bei den Familienzula-
gen an die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber veranlassen zu kénnen, ist nicht
vorgesehen. Erstens handelt es sich hierbei um eine nachtragliche Entschadigung
fr die Berechtigte bzw. den Berechtigten (und nicht um eine periodische Leistung
wie die Familienzulage, welche die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber insbeson-
dere bei Pendlerinnen bzw. Pendlern, ausrichtet). Zweitens wiirde sich bei der
Auszahlung des Elterngeldes an mehrere Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber der

bzw. des Berechtigten Koordinationsprobleme ergeben (wenn 100% der



161

monatlichen Lohnsumme aller Arbeitgeberinnen bzw. Arbeitgeber grosser ware

als die doppelte Maximalrente).

Zu Art. 42 — Auskunfts- und Meldepflicht

Abs. 1 wird dahingehend angepasst, dass auch Personen, die das Elterngeld bezie-
hen, Gber die fir die Ausrichtung des Geldes massgebenden Verhaltnisse wahr-
heitsgetreu und vollstandig Auskunft geben missen. Die Arbeitgeber haben den

Bezug von Elternzeit und dessen Dauer fir die Anstalt zu bestatigen.

Auch sind Personen, die Elterngeld erhalten, gemdss Abs. 2 verpflichtet, Tatsa-
chen, die zum Erloschen des Anspruchs auf Elterngeld flihren, der FAK zu melden.

Die dafiir gewahrte Frist entspricht jener bei den Familienzulagen.

Zu Art. 44 - Finanzierung
Zur Finanzierung der Familienausgleichskasse werden neu auch die in Liechten-
stein versicherten und beitragspflichtigen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

herangezogen. Die Begrindung dafiir findet sich in Kapitel 3.6.

Bisher wurden in Bst. a nur die Beitrage der Arbeitgeber genannt. Neu werden in
Bst. a neben den Arbeitgebern (Art. 47 AHVG) auch die im bisherigen Bst. b aufge-
flhrten beitragspflichtigen Versicherten (Selbstdandigerwerbende, Arbeitnehmer
ohne beitragspflichtigen Arbeitgeber, Nichterwerbstatige und der Rentnersteuer
unterstehenden Personen [bzw. der Besteuerung nach Aufwand unterstehende
Personen]) genannt. Mitumfasst vom Hinweis auf Art. 36 AHVG sind nun auch die

Arbeitnehmenden.

Neu in Bst. b wird der Landesbeitrag genannt (bisher in Bst. c) und in Bst. c die

Vermogensertragnisse (bisher in Bst. d).
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Zu Art. 46 — Beitragspflicht der Versicherten
Die Sachtiberschrift wurde vereinfacht und auf «Beitragspflicht der Versicherten»

reduziert.

Bisher wurden die Beitragssatze der beitragspflichtigen Versicherten in den Abs. 1
und 2 geregelt. Dadurch, dass nun auch die Arbeitnehmer beitragspflichtig sind,

wird der Artikel neu in Bst. a, b und c gegliedert.

In Bst. a finden sich die bisher in Abs. 1 genannten Selbstandigerwerbenden und
Arbeitnehmende nicht beitragspflichtiger Arbeitgeber. Der Beitragssatz wurde,
entsprechend dem Beitrag der Arbeitnehmenden, um 0.1% erhoht, von 1.9% auf

2%.

In Bst. b werden die bisher in Abs. 2 genannten Nichterwerbstatigen und die der
Besteuerung nach Aufwand unterstehenden Personen genannt. Auch bei diesen

wurde der Beitragssatz um 0.1% auf 2% erhoht.

Bst. c nennt die neu beitragspflichtigen Arbeitnehmenden. lhr Beitragssatz betragt

0.1%.

Zu 1. Ubergangsbestimmungen

In Abs. 1 der Ubergangsbestimmungen wird klargestellt, dass der Anspruch auf
Elterngeld auch fiir Félle besteht, in denen die Geburt des Kindes vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes erfolgte. Der Anspruch auf Geldleistung ist jedoch auf den Zeit-

raum nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beschrankt.

Dem Zeitpunkt der Geburt ist hierbei jener der Annahme an Kindesstatt oder des

auf Dauer begriindeten Pflegekindschaftsverhaltnisses gleichgestellt (Abs. 2).

Bereits nach geltendem Recht bezogene Elternzeit wird von der Anspruchsdauer
auf Elternzeit nach dem neuen Recht in Abzug gebracht. Zunachst wird diese be-

reits bezogene Elternzeit an die zwei Monate nicht-vergiitete Elternzeit gemass
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der neuen Rechtslage angerechnet. Sollte nach dem aktuell geltenden Recht bei
Inkrafttreten des neuen Rechts bereits Elternzeit in der Dauer von mehr als zwei
Monaten bezogen worden sein, so ist der Teil des Bezugs, welcher zwei Monate

Ubersteigt, an die vergltete Elternzeit gemdss neuem Recht anzurechnen.

Folgende Beispiele:

Herr X (100% unselbstandig tatig) ist im April 2023 Vater eines Sohnes geworden.
Nach Riicksprache mit seinem Arbeitgeber hat Herr X sich entschieden, ab 1. Mai
2023 zwei Tage unbezahlten Elternurlaub (nach geltendem Recht) pro Woche zu
beziehen. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Abanderung des Fa-
milienzulagengesetzes per 1. Februar 2024 (Annahme) hatte Herr X somit bereits
ca. 9/10 seines Anspruchs auf Elternzeit konsumiert (eine genaue Berechnung
musste den Ferienbezug von Herrn X, allfdllige Feiertage etc. noch beriicksichti-
gen). Herrn X blieben somit noch ca. 1/10 seines vier-monatigen Anspruches, so-

mit ca. 8,5 Tage Ubrig. Fir diese 8,5 Tage konnte er Elterngeld beziehen.

Frau Y (100% unselbstandig tatig) ist im August 2023 Mutter einer Tochter gewor-
den. Nach der Geburt ihrer Tochter bezog Frau Y 16 Wochen Mutterschaftszeit.
Sie entschied sich, ab 1. Dezember 2023 vier Tage Elternzeit pro Monat zu bezie-
hen. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Abdnderung des Familien-
zulagengesetzes per 1. Februar 2024 (Annahme) hatte Frau Y somit bereits ca. 2/5
ihres Anspruchs auf Elternzeit konsumiert (eine genaue Berechnung miisste den
Ferienbezug von Frau Y, allféllige Feiertage etc. noch berticksichtigen). Frau Y blie-
ben somit noch ca. 3/5 ihres vier-monatigen Anspruches, somit ca. 50 Tage Ubrig.
Das heisst, Frau Y hatte noch Anspruch auf volle 2 Monate Elterngeld sowie einen

Teilanspruch auf unbezahlte Elternzeit in der Dauer von ca. 10 Tagen.
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In Abs.3 wird festgehalten, dass die finanziellen Auswirkungen spatestens in funf
Jahren Uberprift werden sollen. Die Vorschrift der Evaluierung der langfristigen
finanziellen Sicherheit der Anstalt ist ahnlich (weniger weitgehend) der Regelung

in Art. 25bis AHVG.

Zu lll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt. Wahrend nach Abs. 1 das
Gesetz gleichzeitig mit dem Gesetz Uber die Abdnderung des Allgemeinen birger-
lichen Gesetzbuches in Kraft tritt, gibt es gemdss Abs. 2 einen Vorbehalt fir Art.

44 und Art. 46, da Beitragsanpassungen auf einen 1. Januar hin erfolgen miissen.

5.8 Abanderung des Gesetzes iiber die Alters- und Hinterlassenenversiche-

rung (AHVG)

Zu Art. 34 - Obligatorisch Versicherte

Obligatorisch versichert nach Massgabe des AHVG sind natlirliche Personen, die
entweder in Liechtenstein ihren Wohnsitz haben oder, unabhangig vom Wohnsitz,
in Liechtenstein eine Erwerbstatigkeit ausiiben (soweit die Systeme der sozialen

Sicherheit nach der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 nicht zu koordinieren sind).

Eine Erwerbstatigkeit Gbt aus, wer dabei ein Einkommen erzielt. Im Umkehrschluss
heisst dies, dass eine Person, die kein Einkommen erzielt, keine Erwerbstatigkeit
auslibt. Wahrend eine in Liechtenstein wohnhafte Person dann als eine nichter-
werbstatige Person weiterhin bei der AHV versichert und beitragspflichtig bleibt,
ist eine Grenzpendlerin bzw. ein Grenzpendler, die bzw. der in Liechtenstein kein
Einkommen erzielt (und sei es nur flir einen mehr als einmonatigen unbezahlten

Urlaub), fir diese Periode nicht mehr bei der AHV versichert (unterstellt).

Das Anrecht der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers auf Elternzeit (aktuell in
§ 1173a Art. 34a ABGB geregelt und noch als Elternurlaub bezeichnet) besteht

schon seit 2004, allerdings bisher ohne Anspruch auf eine finanzielle Leistung
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durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber oder eine Sozialversicherung. Pend-
lerinnen und Pendler, die eine unbezahlte Elternzeit bezogen, waren eigentlich
wahrend der Bezugsdauer (wie oben dargelegt) fir diese Zeit nicht mehr bei der
AHV versichert gewesen. Da aber die unbezahlte Elternzeit fur Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nicht wirklich attraktiv ist, sollte die Pendlerin bzw. der Pendler,
die bzw. der die Elternzeit bezog, nicht noch zusatzlich damit "bestraft" werden,
dass sie bzw. er fir die Bezugsdauer aus der obligatorischen Versicherung ausge-
schlossen wird und in dieser Zeit keine Beitragsmonate, welche rentenbildend
sind, generieren kann. In der Praxis wurde der unbezahlte Bezug der Elternzeit da-
her nicht als ein "Ruhen" der Versicherungspflicht angesehen, sondern die Bezi-
gerin bzw. der Beziiger der Elternzeit wurde von der AHV weiterhin als obligato-

risch versicherte Person gefiihrt.

Das flir den Bezug der Elternzeit auszurichtende Elterngeld wird nicht von der Ar-
beitgeberin bzw. vom Arbeitgeber bezahlt, sondern ist eine Leistung der FAK. Die
ebenfalls durch die FAK auszurichtenden Familienzulagen gehéren aus AHV-recht-
licher Sicht nicht zum Erwerbseinkommen und sind somit auch nicht beitrags-
pflichtig (Art. 6 Abs. 2 Bst. c AHVV). Auch das Elterngeld wird in die zuvor erwdhnte
AHVV-Norm aufzunehmen sein. Mit dem neuen Abs. 3 soll sichergestellt werden,
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die eine Elternzeit beziehen, unab-
hangig ob wahrend zweier Monate mit Anspruch auf Elterngeld oder (zeitlich) dar-
Uber hinaus unbezahlt, wahrend dieser gesamten Dauer weiter bei der AHV versi-
chert bleiben. Dadurch erleiden sie keinen Verlust an rentenbildenden Beitrags-
monaten und kdnnen Familienzulagen beziehen. Allerdings wird das Elterngeld als
nicht zum Erwerbseinkommen gehdrende Leistung angesehen und untersteht so-
mit auch nicht der Beitragspflicht. Es wird daher auch nicht als Teil des Jahresein-
kommens im Individuellen Konto des Versicherten eingetragen. Dies hat zur Folge,
dass das massgebende durchschnittliche Jahreseinkommen, das neben der Bei-

tragsdauer flr die Rentenberechnung massgebend ist, etwas geringer sein kann.
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Das Ausmass wird aber in den allermeisten Fallen so gering sein, dass keine tiefe-
ren Renten resultieren. Zudem ist zu bericksichtigen, dass mit der Geburt eines
Kindes grundsatzlich auch der Anspruch auf Erziehungsgutschriften entsteht. Da-
mit wird ein allfalliger Mindererwerb, der sich negativ auf die Rentenberechnung
auswirken konnte (wohl nur in einer sehr geringen Anzahl von Fallen), wettge-

macht bzw. bei Geringverdienenden mehr als ausgeglichen.

Zu . Ubergangsbestimmungen

In Abs. 1 der Ubergangsbestimmung wird klargestellt, dass die Regelung von
Art. 34 Abs. 3 auch fur Falle gilt, in denen die Geburt des Kindes vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes erfolgte. Die Weiterfihrung der obligatorischen Versicherung ist

jedoch auf den Zeitraum nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beschrankt.

Der Geburt nach Abs. 1 ist gemass Abs. 2 die Annahme an Kindesstatt und das auf

Dauer begriindete Pflegekindschaftsverhaltnis gleichgestellt.

Zu lll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

5.9 Abdnderung des Gesetzes liber Erganzungsleistungen zur Alters-, Hinter-

lassenen- und Invalidenversicherung

Zu Art. 2 - Anrechenbares Einkommen
In Abs. 1 wird aufgezahlt, was bei der Berechnung des Erganzungsleistungsan-
spruchs als Einkommen angerechnet wird. In Bst. d ist neben den Familienzulagen

neu auch das Elterngeld als anrechenbares Einkommen aufzunehmen.

Zu ll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.
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5.10 Abanderung des Gesetzes iiber die Krankenversicherung

Allgemeines

In Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 soll Vatern oder den gleichgestellten
zweiten Elternteilen der Anspruch auf zwei aufeinanderfolgende Wochen (ent-
spricht zehn Arbeitstagen) Vaterschaftszeit anlasslich der Geburt eines Kindes zum
Zweck der Erbringung von Betreuungsleistungen eingerdumt werden. Der Rechts-
anspruch auf die Arbeitsfreistellung zum Bezug von Vaterschaftszeit im Sinne der
Richtlinie (EU) 2019/1158 soll mittels Anpassung von arbeitsrechtlichen Bestim-
mungen gewahrleistet werden (vgl. die Ausfiihrungen zu § 1173a Art. 34b ABGB).
Hinsichtlich des in der Richtlinie (EU) 2019/1158 vorgesehenen verpflichtenden
Rechtsanspruches auf eine Bezahlung oder Vergiitung bei Vaterschaftszeit in einer
Hohe, die mindestens der Hohe der Bezahlung oder Verglitung entspricht, die im
Falle einer Unterbrechung der Arbeitstatigkeit aus Griinden im Zusammenhang
mit dem Gesundheitszustand entstehen wiirde, wird aus praktischen Uberlegun-
gen vorgeschlagen, diese fiir die Vaterschaftszeit analog dem Taggeld bei Mutter-

schaft im KVG zu regeln.

Durch die Richtlinie (EU) 2019/1158 soll Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
die Eltern sind, eine Mindestelternzeit von jeweils vier Monaten gewahrt werden.
Davon missen mindestens zwei Monate in angemessener Hohe bezahlt werden.
Das sogenannte Elterngeld wird von der Familienausgleichskasse an die Bezligerin
bzw. den Bezliger ausbezahlt. Im KVG sind einige Anpassungen (Art. 7 Abs. 1 Bst. b,
Art. 14. Abs. 3 und Art. 22 Abs. 8 und 8a) notwendig, damit die Bezligerinnen und
Beziiger von Elterngeld gleichgestellt sind, als ob sie weiterhin fiir ihren Arbeitge-

ber tatig waren.

Ausserhalb der Richtlinie (EU) 2019/1158 soll im Falle des Todes der Kindsmutter
am Tag der Niederkunft oder wahrend der 20 Wochen danach, der Vater zusatzlich

zu seinem Anspruch auf Vaterschaftsleistungen einen Anspruch auf Leistungen
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nach Art. 14 KVG wahrend 20 aufeinanderfolgenden Wochen erhalten. Umgekehrt
soll die Mutter beim Tod des Vaters die zwei aufeinanderfolgenden Wochen zu-
satzlich zum Anspruch auf Mutterschaftsleistungen beziehen kdnnen. Dies soll die
besonders schwierige Situation, in der sich der hinterbliebene Elternteil befindet,
entschéarfen helfen und Zeit verschaffen, um sich und die familidre Situation neu

organisieren zu kénnen.

Mit der vorgeschlagenen Anpassung von Art. 15 Abs. 3a und 3b KVG wird ausser-
dem das von der Motion der FBP-Abgeordneten Albert Frick, Sebastian Gassner,
Thomas Hasler, Franziska Hoop, Johannes Kaiser, Elke Kindle, Wendelin Lampert,
Daniel Oehry, Bettina Petzold-Mahr, Sascha Quaderer, Daniel Seger, Nadine Vo-
gelsang und Karin Zech-Hoop vom 23. September 2022 vorgebrachte Anliegen um-
gesetzt. Der Vorschlag soll eine Verbesserung fiir Mitter bringen, deren Kinder

nach der Geburt fur langere Zeit im Spital bleiben missen.

Ebenso soll die Motion der DplL-Abgeordneten Herbert Elkuch, Erich Hasler und
Thomas Rehak vom 8. April 2019 zur Neuregelung der Taggeldversicherung bei
Mutterschaft (vom Landtag Gberwiesen am 8. Mai 2019) mit dem vorliegenden
Vernehmlassungsbericht berticksichtigt werden. Das Anliegen der Motion hat eine
lange Vorgeschichte, bei der sich auch der Landtag mit verschiedenen Reformvor-
schlagen befasst hat, welche allerdings jeweils verworfen wurden. Die Motionare
gehen davon aus, dass einzelne Betriebe infolge der Ausrichtung von Mutter-
schaftsleistungen aus der Krankengeldversicherung mit Pramienerhéhungen in ih-
ren Kollektivvertragen konfrontiert sind. Darin wird eine Benachteiligung von sol-
chen Betrieben abgeleitet, welche Gberwiegend Frauen beschéaftigen. Manche se-

hen darin ein Hindernis, junge Frauen einzustellen.

Im Vernehmlassungsbericht der Regierung vom Juli 2014 zur «grossen» KVG-Revi-
sion wurde als Alternative die Abschaffung des Versicherungsobligatoriums in der

Krankengeldversicherung und die Finanzierung der Mutterschaftsleistungen tber
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die Familienausgleichskasse (FAK) zur Diskussion gestellt. Die Vernehmlassungs-
teilnehmenden votierten jedoch tiberwiegend und sehr deutlich fiir eine Beibehal-

tung des Obligatoriums als wichtige soziale Errungenschaft.

Ebenso wurde die Einflhrung einer Einheitspramie von der Regierung nicht wei-
terverfolgt (Stellungnahme der Regierung Nr. 91/2015, S. 39f.). Die Regierung ar-
gumentierte dabei, dass mit der Einheitspramie auf den Solidarbeitrag jener Un-
ternehmen verzichtet werde, welche (iber eine freiwillige Wartefrist bereit waren,
auch Mutterschaftstaggelder fir eine vereinbarte Dauer als Lohnfortzahlung
selbst zu ibernehmen. Die Einheitspramie fiir Mutterschaft wiirde dadurch fir alle
Versicherten deutlich héher ausfallen miissen als heute. Entsprechende Erhebun-
gen der Kassen zeigten, dass zum damaligen Zeitpunkt bei rund CHF 4.6 Mio. an
ausgerichteten Mutterschaftsleistungen aufgrund des Wegfalls von Wartefristen
weitere rund CHF 2.2 Mio. an Leistungen zu finanzieren waren. Die rechnerische
Pramie flir das Mutterschaftstaggeld misste somit im Durchschnitt etwa das An-

derthalbfache der kalkulierten Pramie ohne Wartefristen betragen.

Im 2016 wurde auch das Initiativbegehren der Wirtschaftskammer Liechtenstein
(Bericht und Antrag Nr. 73/2016) betreffend Abwicklung des Mutterschaftsgeldes
Uber die FAK vom Volk direkt abgelehnt (Volksabstimmung vom 18. September
2016 zum Gesetz vom 9. Juni 2016 Uber die Abanderung des Gesetzes Uber die

Familienzulagen).

Mit der DpL-Motion vom 8. April 2019 wird ein konkretes Versicherungsmodell zur
Umgestaltung der Taggeldversicherung bei Mutterschaft gefordert. Die Motionare
schlagen vor, das Mutterschaftstaggeld weiterhin im KVG zu belassen und das Ri-
siko aus der Krankengeldpramie herauszulésen. Die Wahl verschiedener Warte-
fristen soll dabei weiterhin moglich sein. Als Besonderheit sollen ausserdem nur
jene Betriebe fir die Finanzierung des Mutterschaftsrisikos liber Taggeldpramien

aufkommen, welche Wartefristen von weniger als flinf Monaten gewahlt haben.
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Betriebe mit Wartefristen tUber fiinf Monaten wiirden die Lohnfortzahlung bei
Mutterschaft selbst leisten und sollen daher von der Neuausrichtung nicht betrof-

fen sein.

Mit der Motion ist die Regierung mit der rechtlichen Umsetzung dieses konkreten
Modells beauftragt. Die Regierung kommt diesem Auftrag hiermit nach, obwohl
einerseits Zweifel hinsichtlich der Erforderlichkeit als auch der Geeignetheit des
vorgeschlagenen Modells bestehen (vgl. die Ausfiihrungen unten zu Art. 22 Abs. 1

Bst. cPs und 7a).

So ist davon auszugehen, dass die Pramienerhéhungen, welche die Diskussion ur-
springlich ausldsten, in viel starkerem Ausmass auf zu tiefe Ausgangspramien in
einzelnen Vertragen zurtickzufiihren waren, als auf die ausgerichteten Leistungen
bei Mutterschaft. Hierzu ist festzuhalten, dass die Krankengeldversicherung bei
diesen Vertragen gesamthaft defizitar verlief, weshalb nicht alle Kassen dazu in
der Lage waren, die erforderlichen Mindestreserven zu bilden. Die betroffenen
Kassen waren zu Pramienerh6hungen gezwungen, um die gesetzlichen Vorgaben
wieder erfillen zu kdnnen. Die Bereinigung vollzog sich vor allem in den Jahren
vor 2017. Naturgemass waren Kollektivvertrage mit besonders tiefen Ausgangs-
pramien von Pramienanpassungen Uberdurchschnittlich betroffen. Seither hat

sich die Reservensituation trotz steigender Kosten insgesamt entspannt.

In der Landtagsdiskussion wurden unter anderem auch fehlende Daten von Seiten
der Kassen zu den erfolgten Vertragsanpassungen moniert. Eine zusammenfas-
sende Darstellung liber die Ursachen von Pramienanpassungen bei Kollektivver-
trégen in den Jahren 2017 bis 2019 wurde dem Amt fur Gesundheit im Nachgang
vorgelegt. Demnach sind jedes Jahr durchschnittlich weniger als 5% der Betriebe
in Liechtenstein von einer «Sanierung» der Krankengeldpramien betroffen. Bei le-

diglich 0.8% der Betriebe ist Mutterschaft der Ausloser.
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Zu Art. 1 - Gegenstand

Abs. 2 definiert, welche Leistungen die Krankenversicherung gewahrt.

Bst. ¢ wird abgeadndert. Die bisherige Formulierung fuhrt aus, was Mutterschaft
umfasst, namlich Schwangerschaft und Niederkunft und die Erholungszeiten der
Mutter. Dies ware im Hinblick auf die Leistungen bei Tod des anderen Elternteils
zu eng gefasst. Daher wird im Sinne einer Vereinfachung vorgeschlagen, nur noch

«Mutterschaft» in Bst. c aufzufiihren.

Neu gewdhrt die Krankenversicherung gemass Bst. d neben den Leistungen bei
Krankheit, Unfall und Mutterschaft auch solche bei Vaterschaftszeit im Sinne von

Art. 34b ABGB.

Es wurde bewusst der Begriff «Vaterschaftszeit» und nicht «Vaterschaft» gewahlt,
weil zu den Leistungen bei Mutterschaft (Art. 1 Abs. 2 Bst. c) sowohl solche der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung (z.B. Geburt, Vor- und Nachsorgeun-
tersuchungen), als auch solche der Krankengeldversicherung gehéren. Bei Vater-
schaft werden nur letztere (Geldleistungen) ausgerichtet, was durch den gewahl-
ten Begriff verdeutlicht werden soll. Zudem ist Ausl6ser fir die gegenstandliche
Bezahlung oder Vergiitung die Arbeitsfreistellung des Vaters (Vaterschaftszeit),
welche zum Zweck der Betreuung gewahrt wird und nicht die Vaterschaft an sich.
Dies im Gegensatz zur Mutterschaft, welche der auslésende Faktor fir die Inan-

spruchnahme der Leistungen bei Mutterschaft bildet.

Zu Art. 7 — Obligatorische Versicherung
In Art. 7 wird generell definiert, welche Personen obligatorisch fur Krankenpflege

und Krankengeld zu versichern sind.

In Abs. 1 Bst. b wird bestimmt, welche Personen fiir Krankengeld obligatorisch zu
versichern sind. Mit der vorliegenden Erweiterung sind Bezligerinnen und Beziiger

von Elterngeld ebenfalls obligatorisch fiir Krankengeld zu versichern. Auch wenn
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sie trotz weiter bestehendem Arbeitsverhaltnis keinen Lohn vom Arbeitgeber
wahrend des Bezugs des Elterngeldes erhalten, wird der Personenkreis der obliga-
torisch Versicherten um diesen Sonderfall erweitert. Im Ubrigen erfihrt die Be-

stimmung keine Anderung.

Zu Art. 12 — Versichertes Risiko
In Abs. 1 wird das versicherte Risiko um den Sachverhalt der Vaterschaftszeit er-

weitert.

Zu Art. 14 - Krankengeld

In Abs. 3 wird die Berechnung der Hohe des Krankengeldes definiert. Grundsatz-
lich betragt das Krankengeld bei einer vollen Arbeitsunfahigkeit mindestens 80%
des versicherten Verdienstes, wobei als versicherter Verdienst der letzte vor Ein-
tritt der Arbeitsunfahigkeit bezogene Lohn gilt. Bei teilweiser Arbeitsunfahigkeit
von mindestens 50% wird das Krankengeld entsprechend gekiirzt. Wahrend des
Bezugs von Elterngeld wird kein Lohn vom Arbeitgeber bezogen, sodass bei Eintritt
einer Arbeitsunfahigkeit wahrend dieser Zeit kein Lohn fiir die Bemessung vorlie-
gen wiirde. Daher wird in Abs. 3 ausdriicklich angefiihrt, dass bei Eintritt einer Ar-
beitsunfahigkeit wahrend des Bezugs von Elterngeld nicht das Elterngeld als Be-
messungsgrundlage heranzuziehen ist, sondern der vor Bezug des Elterngeldes be-
zogene Lohn. Damit sind solche Falle abgedeckt, in denen aufgrund von Krankheit

bzw. Arbeitsunfdhigkeit der Betreuungszweck nicht erfillt werden kann.

Art. 15 - Leistungen bei Mutterschaft

Wenn ein Kind aufgrund von Komplikationen bei oder nach der Geburt fir langere
Zeit im Spital bleiben muss, kann es vorkommen, dass die Mutter das Mutter-
schaftstaggeld bereits ganz oder zu einem grossen Teil bezogen hat, wenn das Kind
nach Hause kommt und eine Betreuung in besonderem Masse bendétigt. Diese
Problemstellung wurde anlasslich einer friiheren Revision des KVG vom Liechten-

steinischen Krankenkassenverband eingebracht und im Bericht und Antrag Nr.
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135/2019 (S. 33f) behandelt. In der Schweiz konnte nach damaliger Rechtslage der
Zeitpunkt des Bezugs der Mutterschaftsentschadigung in solchen Fallen verscho-
ben werden. Bei langerem Spitalaufenthalt des neugeborenen Kindes konnte die
Mutter beantragen, dass die Mutterschaftsentschadigung erst ausgerichtet wird,

wenn das Kind nach Hause kommt.

Zwischenzeitlich ist eine gesetzliche Konkretisierung in der Schweiz erfolgt. Nun-
mehr kann dort gemass Art. 16c Abs. 3 EOG die Dauer des Anspruchs auf Mutter-
schaftsentschadigung um hochstens 56 Tage verlangert werden, sofern das Neu-
geborene direkt nach der Geburt fiir mindestens zwei Wochen im Spital verblei-
ben muss. Auf die Verlangerung haben nur Mitter Anspruch, die nach der Mut-
terschaftszeit wieder erwerbstétig sind. Mit dieser Massnahme kann der Lohnaus-
fall in rund 80% der Falle, in denen ein Neugeborenes langer im Spital bleiben
muss, entschadigt und das achtwochige Arbeitsverbot nach der Geburt abgedeckt
werden. Parallel dazu wurden im Schweizer Obligationenrecht die Dauer der Mut-

terschaftszeit und des Kiindigungsschutzes angepasst.

Entsprechende Regelungen sollen durch die Einfligung der neuen Abs. 3a und 3b

auch in das liechtensteinische Recht aufgenommen werden.

In Abs. 3c wird verankert, dass im Falle des Todes des anderen Elternteils wéahrend
der acht Monate nach der Geburt des Kindes, die versicherte Arbeitnehmerin wah-
rend der Mutterschaftszeit im Sinne von § 1173a Art. 34a Abs. 3 ABGB, Anspruch
auf Leistungen nach Art. 14 wahrend zwei aufeinanderfolgenden Wochen hat. Da-
mit ist gewahrleistet, dass wahrend des arbeitsrechtlichen Freistellungsanspru-
ches auch eine Leistung gemass KVG gewahrt wird. Die Leistung nach Abs. 3c wird
nur gewdhrt, wenn ein arbeitsrechtlicher Freistellungsanspruch im Sinne von

§ 1173a Art. 34a Abs. 3 ABGB besteht.



174

Zu Art. 15a - Leistungen bei Vaterschaftszeit

Die Hohe der Bezahlung oder Verglitung wahrend der Vaterschaftszeit muss ge-
mass der Richtlinie (EU) 2019/1158 der Hohe des Krankengeldes in dem jeweiligen
Land entsprechen. Durch die vorgeschlagene Abbildung der Vaterschaftszeit im
KVG kénnen die entsprechenden Vorgaben fiir das Krankengeld wie beim Mutter-
schaftstaggeld relativ einfach Glbernommen werden. Mittels Referenzierung auf
Art. 14 des Gesetzes soll dies gewahrleistet werden. Die rechtliche Umsetzung er-

folgt in Analogie zu Art. 15 Abs. 3 fir das Mutterschaftstaggeld.

Der Kreis der Anspruchsberechtigten wird im Abs. 1 in Abstimmung mit § 1173a
Art. 34b Abs. 1 ABGB definiert. Es sind daher nicht nur Vater im biologischen Sinn

anspruchsberechtigt.

Gemass der Richtlinie (EU) 2019/1158 darf der Anspruch auf Vaterschaftszeit nicht
an eine vorherige Beschaftigungs- oder Betriebszugehorigkeitsdauer gekntipft
werden. Hingegen kann auf nationaler Ebene der Anspruch auf eine Bezahlung o-
der Vergltung der Vaterschaftszeit von einer vorherigen Beschaftigungsdauer ab-
hangig gemacht werden, die jedoch maximal sechs Monate unmittelbar vor dem
errechneten Geburtstermin des Kindes betragen darf. Mit dem letzten Teilsatz von
Abs. 1 wird eine solche Mindestversicherungszeit von 180 Tagen verlangt. Wie
beim Mutterschaftstaggeld kann diese auch bei verschiedenen Arbeitgebern im
Inland, sowie aufgrund internationaler Koordinierungsvorschriften im EWR-Raum

oder in der Schweiz nachgewiesen werden.

Ebenfalls in Abs. 1 ist die Leistungsdauer von zwei aufeinanderfolgenden Wochen
normiert, gemass § 1173a Art. 34b Abs. 5 ABGB beginnend frihestens am Tag der
Geburt. Die Leistung ist spatestens innerhalb von acht Monaten zu beziehen. An-
dernfalls entfallt der Anspruch. Die Leistung endet nach dem Bezug der zwei Wo-
chen. Die weiteren Sachverhalte (Bst. a bzw. c bis e) welche gemass Art. 14 Abs. 1

das Krankengeld beenden (Wiedererlangen der Arbeitsfahigkeit, Erreichen des
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Pensionsalters), sind im gegenstandlichen Fall, wie auch beim Mutterschaftstag-
geld, nicht massgebend. Das Ende des Anspruches wird beim Mutterschaftstag-

geld und bei der Vaterschaftszeit tiber die Dauer des Bezugs definiert.

In Abs. 2 wird normiert, dass im Falle des Todes der Mutter am Tag der Nieder-
kunft oder wéhrend der 20 Wochen danach, der versicherte Arbeitnehmer wéah-
rend 20 aufeinanderfolgenden Wochen Anspruch auf Leistungen nach Art. 14 hat.
Korrespondierend dazu ist im ABGB ein Freistellungsanspruch fiir die Zeit des Leis-
tungsbezuges geregelt. Somit ist gewahrleistet, dass wahrend des arbeitsrechtli-
chen Freistellungsanspruches auch Leistungen nach Art. 14 KVG bestehen. Ein sol-
cher Leistungsanspruch besteht nur, wenn ein arbeitsrechtlicher Freistellungsan-
spruch besteht. Der vorliegend gewaéhrte Leistungsanspruch soll insbesondere zur
Unterstitzung des versicherten Arbeitnehmers beitragen und auch die Betreuung
des Kindes soll trotz der neuen Situation weiterhin durch die finanzielle Unterstiit-

zung gewabhrleistet sein.

In Abs. 3 wird ausdriicklich festgelegt, dass auch das Taggeld bei der Vaterschafts-
zeit nicht auf die Frist von 720 Tagen innerhalb von 900 Tagen, nach welcher der
maximale Krankengeldbezug ausgeschopft ist, anzurechnen ist. Vaterschaftszeit
und Mutterschaft stellen eigenstandige Sachverhalte dar, bei denen unabhangig
von einer allfalligen (langeren) Krankheit ein Anspruch auf Geldleistungen beste-

hen soll.

Weiter wird im Zusammenhang mit dem Vaterschaftstaggeld ausdricklich auf die
Bestimmung von Art. 14 Abs. 2 hingewiesen. Demnach kann der Leistungsbeginn
fir das Krankengeld fir die zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbarte
oder durch Gesetz festgelegte Dauer der Lohnfortzahlung aufgeschoben werden,
sofern der Arbeitgeber Gewahr fir die Lohnfortzahlung bietet. In der Praxis ma-
chen viele Betriebe beim Mutterschaftstaggeld von dieser Moglichkeit Gebrauch,

da der Aufschub mit einer Pramienermassigung verbunden ist. Genaue Angaben
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dariiber, wie viele Vertrage welche Dauer des Aufschubs aufweisen, liegen nicht
vor. In der Krankenkassenstatistik finden sich Angaben zu den ausbezahlten Leis-
tungen nach Wartefristen. Demnach sind im 2022 14% der Leistungen aus Vertra-
gen mit gesetzlicher Wartefrist («ab dem 2. Tag nach dem Tag der Erkrankung»)
bezahlt worden, den verbleibenden 86% der Krankengeldleistungen liegen langere
Wartefristen zu Grunde. Nach den noch etwas detaillierteren Angaben des Amtes
fir Gesundheit werden 70% der Leistungen im Zusammenhang mit Wartefristen
von 30 Tagen oder mehr ausbezahlt. Diese Daten lassen sich nicht 1:1 auf das Va-
terschaftstaggeld Ubertragen. Es ist jedoch wahrscheinlich, dass ein Grossteil der
Betriebe die Leistungen bei Vaterschaftszeit im Rahmen der gewahlten Aufschub-

frist als Lohnfortzahlung selbst werden leisten mussen.

Abs. 4 regelt, dass bei Mehrlingsgeburten die Leistungen nach Abs. 1 und 2 nur

einmal ausgezahlt werden.

Zu Art. 22 - Beitrage der Versicherten und Arbeitgeber

Mit der Erganzung in Abs. 1 wird die DpL-Motion vom 8. April 2019 betreffend
Neuregelung der Taggeldversicherung bei Mutterschaft umgesetzt. Bst. ¢ be-
sagt, wie von den Motiondren vorgeschlagen, dass fir Leistungen bei Mutterschaft
gesonderte Beitrage festzulegen sind. Diese sollen nach Ansicht der Motionédre
nicht von einzelnen, kleinen Betriebskollektiven getragen werden, sondern gleich-

massig und solidarisch von vielen Versicherten.

Gleichzeitig wird im Abs. 7a die Moglichkeit einer Differenzierung nach Wartefris-
ten eingerdumt, wobei Betriebe mit Wartefristen von mehr als fiinf Monaten (bzw.
dem Anspruch auf Mutterschaftsleistungen im Umfang von 20 Wochen) keine Pra-

mien entrichten mussen.

Der von den Motionéaren vorgelegte Losungsansatzes entspricht dem Grunde nach

dem bereits 2015 diskutierten Modell einer Einheitspramie mit Wahlmdoglichkeit.
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Dazu hat die Regierung (Bericht und Antrag Nr. 91/2015, S. 39f) wie folgt Stellung
bezogen: «Ein System mit nach Wartefrist differenzierten Pramienzuschlagen fir
Mutterschaft ware wiederum genau keine Einheitspramie mehr, konnten sich
doch Unternehmen mit erwartungsgemass wenig Mutterschaftsleistungen Uber
hohe Wartefristen doch wieder der Solidaritat entziehen und somit glinstige Pra-

mien sichern.» Diese Uberlegung ist aus Sicht der Regierung weiterhin zutreffend.

Betriebe mit Wartefristen liber finf Monaten sollen gemdass der Motion zudem
keine Pramie entrichten mussen. Jene Betriebe — mutmasslich oftmals kleinere —,
die sich keine langen Wartefristen leisten konnen oder wollen, werden in der Folge
mit dem Mutterschaftsrisiko allein gelassen. Die Pramie muss fir die im verklei-
nerten Kollektiv verbleibenden Betriebe daher deutlich hher ausfallen. Das Mo-
dell ist somit hochgradig unsolidarisch und befdérdert unerwiinschte Risikoselekti-
onseffekte. Die kleinen Betriebe mit weiblichen Angestellten, welchen urspriing-
lich geholfen werden sollte, haben am Ende die Wahl, entweder die Mutter-
schaftsleistungen selbst zu bezahlen oder massive Pramienerhéhungen in Kauf zu

nehmen.

Mit den Anderungen von Abs. 8 und 8a sollen die Beziigerinnen und Beziiger von
Elterngeld gleichgestellt sein, als ob sie weiterhin fir ihre Arbeitgeberin bzw. ihren

Arbeitgeber tatig waren.

In Abs. 8 wird erganzend bestimmt, dass sich bei Bezligerinnen und Beziigern von
Elterngeld der Beitrag der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers zur Krankenpfle-
geversicherung nach dem Beschaftigungsgrad der Arbeitnehmerin bzw. des Ar-

beitnehmers vor Bezug des Elterngelds richtet.

Gemadss dem aktuellen Abs. 8a ist die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber ver-
pflichtet, die Beitrage der obligatorischen Krankengeldversicherung der Arbeit-

nehmerin bzw. des Arbeitnehmers bei der Lohnzahlung in Abzug zu bringen und
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zusammen mit seinen eigenen periodisch, spatestens auf das Ende des jeweiligen

Kalenderquartals, der Kasse zu entrichten.

Weil beim Bezug von Elterngeld keine Lohnzahlung erfolgt, ist ein Abzug des An-
teils der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers durch die Arbeitgeberin bzw.
den Arbeitgeber vom Lohn wahrend dieser Zeit nicht moglich. Abs. 8a wird daher
insofern erganzt, als dass Beziigerinnen und Bezliger von Elterngeld ihren Beitrag
der obligatorischen Krankengeldversicherung an die Arbeitgeberin bzw. den Ar-
beitgeber leisten miissen. Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber sind ihrerseits
verpflichtet die Beitrage der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers zusammen

mit ihren eigenen an die Kasse zu entrichten.

Zu Il. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

5.11 Abanderung des Unfallversicherungsgesetzes

Allgemeines

Bezligerinnen und Beziiger von Elterngeld sollen weiterhin obligatorisch fir Unfall
versichert sein und Anspruch auf die gesetzlichen Versicherungsleistungen bei Be-
rufsunfallen, Nichtberufsunfallen und Berufskrankheiten haben. Hierfiir sind ent-

sprechend Pramien zu entrichten.

Zu Art. 1 — Versicherte Personen

Abs. 1 definiert die obligatorisch versicherten Personen. Neu sollen auch die Be-
zugerinnen und Bezliger von Elterngeld obligatorisch fir Unfall versichert sein.
Abs. 1 wird entsprechend erganzt. Bezligerinnen und Bezliger von Elternzeit, fir
welche kein Anspruch auf Elterngeld besteht, sind hingegen nicht obligatorisch
versichert. Sie haben gemass Art. 3 Abs. 3 jedoch heute bereits die Mdglichkeit

durch Abrede mit dem Versicherer die Verlangerung der Nichtberufsunfall-
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versicherung vor dem Ende dieser Versicherung bis zu sechs Monate zu verlangern

(Abredeversicherung).

Die weitere Anpassung von Abs. 1 ist rein sprachlicher Natur.

Zu Art. 7 — Berufsunfalle

Art. 7 bestimmt, welche Unfélle als Berufsunfalle im Sinne des Gesetzes gelten.
Neu werden in Abs. 1 Bst. ¢ Unfille, die dem Versicherten wahrend des Bezugs
von Elterngeld zustossen, aufgenommen. Damit ist gewahrleistet, dass jeder Un-
fall wahrend dieser Zeit als Berufsunfall zu qualifizieren ist und somit Versiche-
rungsleistungen auslost. Bezligerinnen und Bezliger von Elterngeld im Sinne des
Familienzulagengesetzes sind somit faktisch den beschaftigten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern in Liechtenstein gleichgestellt. Entsprechend wurden mit
der Aufnahme der Beziigerinnen und Bezlger von Elterngeld als obligatorisch Ver-
sicherte in Art. 1 Abs. 1 die Gleichstellung mit in Liechtenstein beschaftigten Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmern vollzogen.

Zu Art. 15 — Versicherter Verdienst

Art. 15 bestimmt, dass Taggelder und Renten nach dem versicherten Verdienst
bemessen werden. Als versicherter Verdienst gilt hierbei der letzte vor dem Unfall
bezogene Lohn, fiir die Bemessung der Renten der innerhalb eines Jahres vor dem

Unfall bezogene Lohn.

Beziigerinnen und Bezliger von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes
erhalten wahrend des Bezugs keinen Lohn von der Arbeitgeberin bzw. vom Arbeit-
geber, sondern eine Leistung der Familienausgleichskasse. Es muss daher be-
stimmt werden, wie sich Unfalltaggelder und Renten wahrend des Bezugs von El-
terngeld bemessen. Gemadss Abs. 2a gilt in einem solchen Fall als versicherter Ver-
dienst im Sinne des Art. 15 jener Lohn, der vor Bezug des Elterngeld bezogen

wurde. Wird das Elterngeld nicht am Stiick bezogen, richtet sich die Bemessung
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des versicherten Verdienstes nach den Bestimmungen fiir Versicherte, die unre-

gelmassig beschaftigt sind (Art. 15 Abs. 3 Bst. d).

Zu Art. 79 — Pramienpflicht

Durch die Erganzung von Abs. 3 wird klargestellt, dass Bezligerinnen und Bezliger
von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes ihren Beitrag fiir die obliga-
torische Versicherung der Nichtberufsunfdlle an die Arbeitgeberin bzw. den Ar-
beitgeber zu leisten haben. Die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber schuldet dann,

wie dies im bestehenden Abs. 3 bereits geregelt ist, den gesamten Pramienbetrag.

Zu ll. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

5.12 Abdnderung des Gesetzes iiber die betriebliche Personalvorsorge (BPVG)

Allgemeines

Mit der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 soll fuir Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die Eltern sind, ein Anspruch auf eine Elternzeit von vier Monaten
eingefiihrt werden, wovon zwei Monate mittels Elterngeld bezahlt sein sollen.
Waéhrend des Bezugs von Elterngeld sollen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die vor diesem Bezug bereits in der betrieblichen Personalvorsorge versichert ge-
wesen sind, weiterhin vor den Risiken Invaliditdt und Tod geschiitzt bleiben. Sollte
sich wahrend des Bezugs von Elterngeld eines der Risiken Invaliditat oder Tod ver-
wirklichen, wiirde die zustdandige Vorsorgeeinrichtung auf Grundlage des bis anhin

versicherten Lohnes Invaliden- oder Hinterlassenenleistungen ausrichten.

Das Arbeitsverhaltnis zwischen der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer und
der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber bleibt auch wahrend der Elternzeit be-
stehen, wobei die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber keinen Lohn ausbezahlt. Be-
ziigerinnen und Beziiger von Elterngeld erhalten eine Leistung der FAK. Aus AHV-

rechtlicher Sicht werden Leistungen der FAK nicht als beitragspflichtiges
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Erwerbseinkommen angesehen. Damit mangelt es auch in der 2. Sdule ab Bezug
des Elterngelds an einem beitragspflichtigen Lohn (vgl. Art. 6 Abs. 2 BPVG), sodass
grundsatzlich die Versicherung in der betrieblichen Vorsorge wahrend des Bezugs
von Elterngeld aussetzen wiirde und unweigerlich eine Vorsorgeliicke entstlinde.
Letzteres soll jedoch verhindert werden, weshalb fiir die Versicherung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, welche Elterngeld beziehen, als fiktive Annahme
der vor dem Bezug geltende massgebende Jahreslohn nach Art. 6 BPVG herange-
zogen wiirde. Somit haben die Bezligerinnen und Bezliger von Elterngeld bei Ein-
tritt eines Risikofalles Anspruch auf die Leistungen aus der 2. Sdule, wie wenn sie
auch wahrend diesen beiden Monaten einen beitragspflichtigen Lohn von ihrer

Arbeitgeberin bzw. ihrem Arbeitgeber erhalten wiirden.

Die Vorsorgeeinrichtungen werden diese gesetzliche Neuerungin ihren Reglemen-
ten abbilden missen. Eine iber die gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus-
gehende Versicherung kann auch fir die Elternzeit jederzeit vorgesehen werden.
Zu denken ist hierbei beispielsweise an Regelungen, wie sie bereits jetzt in vielen
Reglementen fir unbezahlten Urlaub vorgesehen sind: Zum einen die Weiterfiih-
rung der Risikoversicherung auch wahrend der nicht mit Elterngeld vergiiteten El-

ternzeit, zum anderen die Fortfihrung des Alterssparens.

Eine Anpassung des Gesetzes liber die betriebliche Personalvorsorge des Staates
(SBPVG)®? eriibrigt sich, da das BPVG auf alles Anwendung findet, was nicht aus-
driicklich im SBPVG geregelt ist (Art. 3 SBPVG). Somit kdnnen auch Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, welche dem SBPVG unterstellt sind, vom im BPVG ge-

regelten Versicherungsschutz wahrend des Bezugs von Elterngeld profitieren.

59 Gesetz vom 6. September 2013 Uber die betriebliche Personalvorsorge des Staates (SBPVG), LGBI. 2013
Nr. 329, idgF.
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Zu Art. 3 — Versicherungspflicht und Ausnahmen

Art. 3 bestimmt die obligatorisch versicherten Personen und bezeichnet die Aus-
nahmen von der Versicherungspflicht. Gemass dem neu aufzunehmenden Abs. 1b
sollen nun die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch wahrend des Bezugs
von Elterngeld fiir die Risiken Tod und Invaliditat der Versicherungspflicht unter-

stehen.

Fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Elternzeit beziehen, fiir welche
kein Anspruch auf Elterngeld besteht, soll wahrend dieser Zeit hingegen keine Ver-

sicherungspflicht bestehen.

Die Vorsorgeeinrichtungen miissen die neuen gesetzlichen Vorgaben in ihren Reg-
lementen konkretisieren und kénnen ihren Versicherten in diesem Rahmen auch
die Moglichkeit einer tber die gesetzlichen Mindestbestimmungen hinausgehen-
den Versicherung gewahren. Zu denken ist hier beispielsweise — wie oben erwahnt
—an die Versicherung wahrend der Dauer der Elternzeit, fiir welche kein Anspruch

auf Elterngeld besteht.

Zu Art. 6 — Zu versichernder Lohn

Als der fiir die Versicherung in der betrieblichen Personalvorsorge massgebende
Jahreslohn gilt das auf das ganze Jahr berechnete Einkommen aus dem Arbeits-
verhaltnis, nach dem sich die gesetzlichen Beitrage fiir die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung berechnen. Da wahrend der Elternzeit kein AHV-pflichtiger
Lohn ausbezahlt wird, gibt es keinen nach BPVG versicherungspflichtigen Lohn. Als
Konsequenz der neu eingefliihrten Versicherungspflicht fiir die Dauer des Bezugs
von Elterngeld und um den Beziigerinnen und Bezligern den Fortbestand des bis-
herigen Versicherungsschutzes fir die Risikoleistungen zu gewdhrleisten, wird in
Abs. 8 als Berechnungsgrundlage fir die Beitrage, der vor dem Bezug des Eltern-

gelds versicherte Jahreslohn herangezogen.
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Zu Art. 7 — Beitrage

Diese Bestimmung legt die Beitragsh6he und die Zahlungsmodalitaten der Versi-
cherungsbeitrage fest. Nach Art. 7 Abs. 1 BPVG legt jede Vorsorgeeinrichtung
selbst die Hohe der Beitrage fest. Die Beitrage miissen hoch genug sein, um die
Finanzierung der in Art. 8a vorgesehenen Mindestleistungen fiir den Invaliditats-
fall zu gewahrleisten. Ziel ist ein versicherungstechnisches Gleichgewicht zwischen
den Risikoleistungen und den Risikobeitragen. Die Vorsorgeeinrichtungen legen
die Risikobeitrage, welche sie fiir die Ausrichtung ihrer Risikoleistungen bendétigen

in ihren Reglementen fest.

Als Bemessungsgrundlage fir die Beitrage dient der versicherte Lohn gemass dem

neu einzufihrenden Art. 6 Abs. 8 BPVG.

Wadhrend des Bezugs von Elterngeld steht die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitneh-
mer der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber mit ihrer bzw. seiner Arbeitskraft
nicht zur Verfligung und die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber bezahlt der Ar-
beitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer keinen Lohn; das Arbeitsverhaltnis bleibt
aber bestehen. Da fur die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer die Situation so
belassen werden sollte, als wiirde sie bzw. er weiterhin einer Erwerbstatigkeit
nachgehen und einen beitragspflichtigen Lohn beziehen, tragt die Arbeitgeberin
bzw. der Arbeitgeber mindestens die Halfte der Beitrage wahrend der Dauer des
Bezuges von Elterngeld (vgl. Art. 7 Abs. 4 BPVG). Es steht der Arbeitgeberin bzw.
dem Arbeitgeber frei, mehr als die Halfte der Beitrage zu bezahlen. Die Arbeitge-
berin bzw. der Arbeitgeber schuldet der Vorsorgeeinrichtung die gesamten Bei-
trage fir die Versicherung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeithnehmers wahrend
des Bezugs von Elterngeld (analog Art. 7 Abs. 5 BPVG). Die Arbeitgeberin bzw. der
Arbeitgeber behilt die Arbeitnehmerinnen- bzw. Arbeitnehmerbeitrage bei der

letzten Lohnzahlung vor Beginn des Bezugs von Elterngeld zurlick und vergiitet
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diese zusammen mit seinem Beitragsanteil der Vorsorgeeinrichtung. In Abs. 8 wird

dies entsprechend normiert.

Zu Il. Inkrafttreten

Hiermit wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt.

6. VERFASSUNGSMASSIGKEIT / RECHTLICHES

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 befindet sich noch im Ubernahmeverfahren ins
EWR-Abkommen. Da mit dem zu fassenden EWR-Ubernahmebeschluss Verpflich-
tungen gemass Art. 8 Abs. 2 der Landesverfassung eingegangen werden, bedarf
dieser der Zustimmung des Landtags. Zu diesem Zweck wird ein entsprechender
Bericht und Antrag nach Art. 103 des EWR-Abkommens erstellt und dem Hohen
Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Weiter wirft die Vorlage keine

verfassungsmassigen Fragen auf.

7. AUSWIRKUNGEN AUF VERWALTUNGSTATIGKEIT, RESSOURCENEINSATZ

UND NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

7.1 Neue und veranderte Kernaufgaben

Bei der FAK wird mit dem Elterngeld eine neue Kernaufgabe eingefiihrt. Neben
Geburtszulagen, Kinderzulagen und Alleinerziehendenzulagen handelt es sich um
die vierte Kernaufgabe der FAK, wobei bei den bisherigen Leistungen jeweils noch
der Differenzausgleich dazukommt (Differenz zwischen den hoéheren liechtenstei-
nischen zu den vorrangig vom auslandischen Trager auszurichtenden, tieferen aus-

landischen Familienleistungen).

Die Finanzmarktaufsicht (FMA) hat in Zusammenarbeit mit der AHV die Aufgabe
im Rahmen der betrieblichen Personalvorsorge sogenannte Anschlusskontrollen

durchzufiihren. D.h., die FMA priift, ob die Arbeitgebenden ihre Arbeitnehmenden
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korrekt gemass BPVG versichern. Durch die Schaffung des Elterngelds muss die
FMA bei Durchfiihrung einer Anschlusskontrolle neu prifen, ob Bezliger und Be-
ziigerinnen des Elterngelds korrekt in der betrieblichen Personalvorsorge versi-

chert und die Beitrage richtig abgerechnet werden.

Auch auf die Vorsorgeeinrichtungen kommt durch die Versicherung der Beziige-
rinnen und Bezliger von Elterngeld eine neue Aufgabe zu, welche gerade bei ge-
splittetem Bezug zu einem Mehraufwand fiihren wird. Anfanglich missen samtli-
che Vorsorgeeinrichtungen die neue Situation in ihren Reglementen abbilden. Bei
den Vorsorgeeinrichtungen handelt es sich zwar nicht im Verwaltungsinstitutio-
nen, da sie aber mit der Durchfiihrung des BPVG betraut sind, sei Obiges hier er-

wahnt.

Auch die Krankenkassen sind keine Verwaltungsinstitutionen. Dennoch sei an die-
ser Stelle erwdhnt, dass die Abwicklung des Vaterschaftstaggeldes eine neue Auf-
gabe der Krankenkassen darstellen und entsprechend zusatzlichen Aufwand ver-

ursachen wird.

7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und rdumliche Auswirkungen

Das Elterngeld wird bei den AHV-IV-FAK-Anstalten beim Team FAK angesiedelt
(eine bereits bestehende Organisationseinheit). Beim Personal rechnet die FAK-
Anstalt mit zwei zusatzlichen Vollzeitstellen. Das hangt davon ab, wie flexibel —
monatsweise am Stlick oder eben tageweise flexibel — die Kunden die neue Leis-
tungsart beziehen. Ausgehend von diesen zusatzlichen Personalressourcen erge-
ben sich Auswirkungen beziglich Infrastruktur und Verwaltungskosten (Raumkos-
ten, Arbeitsplatz, IT-Lizenzen usw.). Bei den IT-Kosten kommt noch die Notwen-
digkeit einer neu zu schaffenden Applikation dazu. Es braucht ein Verarbeitungs-
system, mit dem Zahlungen generiert und verbucht werden kdnnen. Diesbezliglich

ist aktuell nur eine sehr rudimentare Schatzung moglich: Initialkosten von
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CHF 150000, wiederkehrende Kosten von CHF 6000 pro Jahr (4%). Dies wére aber
nur eine rasch einzufiihrende Ubergangslosung. Ein Detailkonzept mit allen erfor-
derlichen Spezifikationen ist nicht moglich, solange die vom Gesetz- und Verord-

nungsgeber getroffene Lésung nicht vorliegt.

Die geschatzten Kosten fur die Leistungsart Elterngeld sind im Kapitel 3.5 beschrie-

ben.

Bei der Finanzmarktaufsicht (FMA) sind durch die Ubernahme und Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 keine personellen, finanziellen, organisatorischen oder
raumlichen Auswirkungen zu erwarten Der Mehraufwand im Rahmen der An-
schlusskontrollen wird durch die bestehenden Mitarbeitenden der FMA abge-

deckt werden.

Auch beim Amt fiir Soziale Dienste, dem Amt fiir Volkswirtschaft, dem Amt fiir
Gesundheit und bei der Stabsstelle EWR hat die Ubernahme und Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 keine personellen, finanziellen, organisatorischen und

raumlichen Auswirkungen.

7.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Umset-

zung

Es ist davon auszugehen, dass sich die Vorlage im Hinblick auf Arbeitsmarktchan-
cen und im Sinne der Erleichterung der Vereinbarkeit von Beruf und Familienleben
positiv auf das Nachhaltigkeitsziel der Geschlechtergleichstellung (Ziel Nr. 5 der
UNO-Nachhaltigkeitsziele) auswirken wird. Ausgewogenere Regelungen des El-
ternurlaubes fur Frauen und Manner, mehr Méglichkeiten zur Inanspruchnahme
flexibler Arbeitsregelungen und die vorgesehenen Regelungen zum Vaterschafts-
urlaub oder Urlaub zur Pflege kranker oder pflegebediirftiger Angehériger werden
die geschlechtsspezifischen Unterschiede und fehlenden Anreize bei Erwerbstéa-

tigkeit und Betreuungspflichten erwartungsgemadss weiter entscharfen. Positive
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Auswirkungen hat die Vorlage ausserdem auf die Forderung von Gesundheit und
Wohlergehen (Ziel Nr. 3) sowie die Sicherstellung von menschenwiirdiger Arbeit

und Wirtschaftswachstum (Ziel Nr. 8).

Negative Auswirkungen auf andere UNO-Nachhaltigkeitsziele sind nicht ersicht-

lich.
7.4 Evaluation

Es ist keine Frist fiir eine Evaluation vorgesehen.
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Il. ANTRAG DER REGIERUNG

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den

Antrag,

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und die

beiliegenden Gesetzesvorlagen in Behandlung ziehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Frauen und

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorziiglichen Hochachtung.

REGIERUNG DES
FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN

gez. Dr. Daniel Risch
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lll. REGIERUNGSVORLAGEN

1. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES ALLGEMEINEN BURGERLICHEN GE-

SETZBUCHES

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

§ 1173a des Allgemeinen burgerlichen Gesetzbuches vom 1. Juni 1811, im
Flirstentum Liechtenstein eingefiihrt aufgrund der Firstlichen Verordnung vom

18. Februar 1812 (ASW), in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgedndert:
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Art. 8c
3. Gleichbehandlung von Arbeitnehmern bei Freistellung oder flexibler

Arbeitsregelung aus familidren Griinden

Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht benachteiligen, weil dieser
eine Freistellung oder eine flexible Arbeitsregelung aus familidren Griinden (Art.

34a bis 34e und 36b) beantragt oder in Anspruch nimmt.

Uberschrift vor Art. 29

VIIl. Freizeit, Ferien und Freistellung aus familiéren Griinden

Art. 29 Abs. 5

Aufgehoben

Art. 31 Abs. 2 und 3

2) Betragt die Verhinderung insgesamt nicht mehr als einen Monat im
Dienstjahr, und ist sie durch Griinde, die in der Person des Arbeitnehmers liegen,
wie Krankheit, Unfall, Eltern- oder Betreuungszeit, Erfillung gesetzlicher Pflichten
oder Ausibung eines 6ffentlichen Amtes, ohne Verschulden des Arbeitnehmers

verursacht, so diirfen die Ferien vom Arbeitgeber nicht gekiirzt werden.

3) Die Ferien dirfen vom Arbeitgeber auch nicht gekiirzt werden, wenn:

a) eine Arbeitnehmerin wegen Schwangerschaft bis zu zwei Monaten an der

Arbeitsleistung verhindert ist;

b)  eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer eine Freistellung nach Art. 34a

Abs. 1 oder 3 beziehungsweise Art. 34b Abs. 1 oder 2 in Anspruch nimmt.
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Sachiiberschrift vor Art. 34a

3. Freistellung aus familiéren Griinden

Art. 34a

a) Mutterschaftszeit

1) Anlasslich der Niederkunft hat die Arbeitnehmerin Anspruch auf eine Frei-
stellung von 20 aufeinanderfolgenden Wochen. Der Anspruch entsteht friihestens

vier Wochen vor der Niederkunft.

2) Bei einem unmittelbar auf die Geburt folgenden Spitalaufenthalt des Neu-
geborenen von mindestens zwei ununterbrochenen Wochen verlangert sich der
Anspruch nach Abs. 1 um die Dauer der Hospitalisierung, hochstens jedoch um

acht Wochen.

3) Stirbt der andere Elternteil wahrend der acht Monate nach der Geburt des
Kindes, so hat die Arbeitnehmerin zum Zweck der Betreuung des Kindes Anspruch
auf eine zusatzliche Freistellung von zwei aufeinanderfolgenden Wochen. Die Rah-
menfrist fiir den Bezug dieser Freistellung beginnt mit Ablauf der Freistellung nach

Abs. 1 und 2 und endet, wenn das Kind das erste Lebensjahr vollendet hat.

Art. 34b

b) Vaterschaftszeit

1) Der Arbeitnehmer, der Vater eines Kindes ist, hat zum Zweck der Betreu-
ung des Kindes Anspruch auf eine Freistellung von zwei aufeinanderfolgenden Wo-

chen.
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2) Stirbt die Mutter am Tag der Niederkunft oder wahrend der 20 Wochen
danach, so hat der Arbeitnehmer zum Zweck der Betreuung des Kindes Anspruch
auf eine zusatzliche Freistellung von 20 aufeinanderfolgenden Wochen. Bei Hos-

pitalisierung des Neugeborenen findet Art. 34a Abs. 2 sinngemadss Anwendung.

3) Bei Mehrlingsgeburten bestehen die Anspriiche nach Abs. 1 und 2 nur

einmal.

4) Die Anspriche nach Abs. 1 und 2 entstehen mit der Begriindung der Va-

terschaft.

5) Die Rahmenfrist fiir den Bezug der Freistellung dauert:

a) beieiner Freistellung nach Abs. 1 vom Tag der Geburt bis zur Vollendung des

achten Lebensmonats des Kindes;

b)  bei einer Freistellung nach Abs. 2 vom Todestag der Mutter bis zur Vollen-

dung des ersten Lebensjahrs des Kindes.

6) Bei einer Freistellung nach Abs. 2 kdnnen nicht beanspruchte Tage der
Freistellung nach Abs. 1 unabhdngig vom Ablauf der Rahmenfrist nach Abs. 5 Bst.

a unmittelbar im Anschluss an die Freistellung nach Abs. 2 bezogen werden.

7) Fallen Feiertage wahrend der Freistellung nach Abs. 1 auf Werktage oder
ist der Arbeitnehmer wahrend dieser Freistellung gleichzeitig aus Griinden nach
Art. 18 Abs. 1 verhindert, so verldangert sich der Anspruch nach Abs. 1 um die ent-

sprechende Anzahl Tage.

8) Es finden sinngemass mit der Massgabe, dass die Anspriiche nach Abs. 1
und 2 mit der Begriindung des jeweiligen Rechtsverhaltnisses entstehen, Anwen-

dung:
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a)  Abs. 1 auf die Wahl- und Pflegevaterschaft sowie die Wahl- und Pflegemut-

terschaft;

b)  Abs. 2 auf die Wahlvaterschaft und Wahlmutterschaft.

Art. 34c

c) Elternzeit

1) Hat das Arbeitsverhaltnis mehr als ein Jahr gedauert, so hat der Arbeit-
nehmer einen Anspruch auf Freistellung im Umfang von vier Monaten, sofern er

als Eltern-, Wahleltern- oder Pflegeelternteil das Kind tGberwiegend selbst betreut.

2) Lebt der Arbeitnehmer mit dem Kind in einem gemeinsamen Haushalt,
gilt die widerlegbare Vermutung, dass er das Kind tGiberwiegend selbst betreut; an-
dernfalls hat er dies dem Arbeitgeber mit anderen geeigneten Mitteln nachzuwei-

sen.

3) Der Anspruch nach Abs. 1 entsteht:
a) mitder Lebendgeburt eines Kindes; oder

b) mit der Annahme an Kindesstatt oder mit einem auf Dauer begriindeten

Pflegekindschaftsverhaltnis.

4) Die Rahmenfrist fiir den Bezug der Elternzeit dauert:

a)  bei einem Anspruch nach Abs. 3 Bst. a vom Tag der Lebendgeburt bis zur

Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes;

b)  bei einem Anspruch nach Abs. 3 Bst. b vom Tag der Begriindung der Wahlel-
tern- oder Pflegeelternschaft bis zur Vollendung des flinften Lebensjahres

des Kindes.
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5) Bei Mehrlingsgeburten besteht der Anspruch nach Abs. 1 nur einmal.

6) Der Anspruch nach Abs. 1 ist nicht (ibertragbar.

7) Fur die Berechnung der Dauer des Arbeitsverhaltnisses nach Abs. 1 sind
aufeinanderfolgende befristete Arbeitsverhdltnisse mit demselben Arbeitgeber

zusammenzurechnen.

Art. 34d

d) Betreuungszeit

Ist ein Kind, ein Elternteil oder der Ehe- oder eingetragene Partner des Ar-
beitnehmers oder eine mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebende Person auf-
grund einer gesundheitlichen Beeintrachtigung auf Betreuung angewiesen, so hat
der Arbeitnehmer Anspruch auf Freistellung im Umfang von bis zu fiinf Arbeitsta-

gen pro Dienstjahr.

Art. 34e

e) Freistellung aufgrund héherer Gewalt

1) Bei Krankheit oder Unfall eines Kindes, eines Elternteils oder eines Ehe-
oder eingetragenen Partners des Arbeitnehmers hat der Arbeitnehmer gegen Vor-
lage eines arztlichen Zeugnisses Anspruch auf Freistellung im Umfang von bis zu
drei Arbeitstagen pro Ereignis, sofern die sofortige Anwesenheit des Arbeitneh-
mers dringend erforderlich ist und die Betreuung nicht anderweitig organisiert

werden kann.

2) Dem Arbeitnehmer ist der volle Lohn fir die nach Abs. 1 in Anspruch ge-

nommene Freistellung zu entrichten.
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Sachiiberschrift vor Art. 34f

f) Gemeinsame Bestimmungen

Art. 34f

aa) Information und Mitsprache

1) Beabsichtigt der Arbeitnehmer, eine Freistellung aus familidren Griinden
nach Art. 34a bis 34d in Anspruch zu nehmen, hat er nach Moglichkeit dem Arbeit-
geber spatestens drei Monate vor dem voraussichtlichen Bezug die geplante Frei-

stellung anzukiindigen.

2) Der Arbeitgeber hat das Recht, eine Freistellung aus familidaren Griinden
nach Art. 34b Abs. 1, Art. 34c oder 34d in einem verniinftigen zeitlichen Rahmen
aufzuschieben, wenn die Inanspruchnahme zu dem Zeitpunkt eine gravierende

Stérung der Ablaufe beim Arbeitgeber bewirken wiirde.

3) Verlangt der Arbeitgeber eine Verschiebung einer Freistellung nach Abs.
2, so hat er dies schriftlich und innerhalb von zwei Wochen ab Erhalt der Ankiindi-
gung nach Abs. 1 zu begriinden. Bezieht sich die Anklindigung auf eine Eltern- oder
Betreuungszeit, so muss er zuvor nach Moglichkeit eine flexible Form des Bezugs

nach Art. 34g anbieten.

4) Der Arbeitnehmer hat den Arbeitgeber nach der Ankiindigung gemass
Abs. 1 iiber wesentliche Anderungen der Anspruchsvoraussetzungen zu unterrich-

ten.

5) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer wahrend einer Freistellung aus fa-
miliaren Grinden Uber wichtige Betriebsgeschehnisse, welche die Interessen des

freigestellten Arbeitnehmers bertihren, zu informieren.
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Art. 34g
bb) Ausgestaltung

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, die Eltern- und Betreuungszeit in Vollzeit,
in Teilzeit, in Teilen, tage- oder stundenweise zu beziehen. Dabei ist auf die be-
rechtigten Interessen des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers Riicksicht zu neh-

men.

Art. 34h

cc) Riickkehr an den Arbeitsplatz

1) Im Anschluss an eine Freistellung aus familidren Griinden hat der Arbeit-
nehmer das Recht, an seinen friiheren Arbeitsplatz zuriickzukehren oder, wenn
dies nicht moglich ist, einer gleichwertigen Arbeit zugewiesen zu werden, unter

Bedingungen, die fiir den Arbeitnehmer nicht weniger glinstig sind.

2) Der Arbeitnehmer hat zudem Anspruch darauf, dass ihm alle Verbesse-
rungen der Arbeitsbedingungen, auf welche er wihrend seiner Abwesenheit An-

spruch gehabt hatte, zugutekommen.

Art. 34i

dd) Ubertragung von Freistellungsanspriichen auf neue Arbeitsverhdltnisse

Endet das Arbeitsverhaltnis zu einem Zeitpunkt, in dem noch Anspriiche auf
Freistellung aus familidren Griinden nach Art. 34b Abs. 1 oder Art. 34c bestehen,
ist ein neuer Arbeitgeber verpflichtet, den verbleibenden Anspruch auf Freistel-
lung zu gewadhren, sofern ihm der Arbeitnehmer das Bestehen des Anspruchs
rechtzeitig vor Abschluss des neuen Arbeitsvertrags bekannt gibt und die librigen

Anspruchsvoraussetzungen erfillt sind.



197

Art. 36b

4. Flexible Arbeitsregelungen aus familiéren Griinden

1) Ein Arbeitnehmer, der seit mindestens sechs Monaten in einem Arbeits-
verhadltnis zum selben Arbeitgeber steht, kann bei diesem zum Zweck der Betreu-
ung flexible Arbeitsregelungen fiir eine angemessene Zeitspanne beantragen,

wenn er:

a) als Eltern-, Wahleltern- oder Pflegeelternteil ein Kind, welches das 15. Le-

bensjahr noch nicht vollendet hat, Giberwiegend selbst betreut; oder

b)  eine Person nach Art. 34d betreut.

2) Auf die Berechnung der Dauer des Arbeitsverhaltnisses nach Abs. 1 findet

Art. 34c Abs. 7 sinngemadss Anwendung.

3) Der Arbeitgeber hat den Antrag nach Abs. 1 innerhalb von zwei Wochen
schriftlich zu beantworten. Gibt er dem Antrag nicht oder nur teilweise statt, so ist

dies zu begriinden.

4) Der Arbeitnehmer hat das Recht, zum urspriinglichen Arbeitsplan zuriick-

zukehren:
a) nach Ablauf der nach Abs. 1 vereinbarten Zeitspanne;

b) zu jedem friiheren Zeitpunkt, wenn er dies beantragt und der Arbeitgeber

dem Antrag zustimmt.

5) Der Arbeitgeber berticksichtigt bei der Priifung eines Antrags nach Abs. 1

oder 4 sowohl seine eigenen Interessen als auch jene des Arbeitnehmers.



198

Art. 45c Abs. 3

3) Kiindigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis und hat der Arbeitnehmer
vor Ende des Arbeitsverhéltnisses noch Anspriiche auf Vaterschaftszeit nach Art.
34b Abs. 1 oder Elternzeit nach Art. 34c, so wird die Kiindigungsfrist des Arbeit-
nehmers hdchstens um den noch nicht bezogenen Freistellungsanspruch verlan-
gert. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber den Bezug dieses Freistellungsan-
spruchs innerhalb von zwei Wochen ab Zugang der Kiindigung schriftlich mitzutei-

len. Abweichend von Art. 34g ist die Elternzeit in Vollzeit zu beziehen.

Art. 46 Abs. 2 Bst. f

2) Die Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses durch den Arbeitgeber ist im Wei-

teren missbrauchlich, wenn sie ausgesprochen wird:

f) wegen Beantragung oder Inanspruchnahme einer Freistellung oder flexiblen

Arbeitsregelung aus familidren Griinden (Art. 34a bis 34d und 36b).

Art. 48 Sachuberschrift und Abs. 3

c) Verfahren und Beweislasterleichterung

3) Tragt der Arbeitnehmer im Verfahren Tatsachen vor, die darauf schliessen
lassen, dass die Kiindigung aufgrund der Beantragung oder Inanspruchnahme ei-
ner Freistellung aus familidaren Griinden nach Art. 34a bis 34d ausgesprochen
wurde, obliegt dem Arbeitgeber der Nachweis, dass die Kiindigung aus anderen

Grinden erfolgt ist.
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Art. 49 Abs. 1 Bst. b

1) Nach Ablauf der Probezeit darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis nicht

kiindigen:

b)  wahrend der Schwangerschaft, wahrend des Bezugs von Mutterschaftszeit
einer Arbeitnehmerin (Art. 34a Abs. 1) und der zuséatzlichen Freistellung im
Falle des Todes des anderen Elternteils (Art. 34a Abs. 3) sowie wahrend des

Bezugs von Vaterschaftszeit im Falle des Todes der Mutter (Art. 34b Abs. 2).

Art. 113 Abs. 1 (Anderung der Artikelaufzihlung)

1) Durch Abrede, Normalarbeitsvertrag oder Gesamtarbeitsvertrag darf von
den folgenden Vorschriften zu Ungunsten des Arbeitnehmers nicht abgewichen

werden:

Art. 8c (Gleichbehandlung von Arbeitnehmern bei Freistellung oder flexibler Ar-

beitsregelung aus familidren Griinden)

Art. 29 Abs. 1, 2 und 3 (Freizeit)

Art. 34a (Mutterschaftszeit)

Art. 34b (Vaterschaftszeit)

Art. 34c (Elternzeit)

Art. 34d (Betreuungszeit)

Art. 34e (Freistellung aufgrund hoherer Gewalt)

Art. 34f (Information und Mitsprache)
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Art. 34g (Ausgestaltung)
Art. 34h (Rickkehr an den Arbeitsplatz)

Art. 34i (Ubertragung von Freistellungsanspriichen auf neue Arbeitsverhiltnisse)

Art. 36b (Flexible Arbeitsregelungen)

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben fir Eltern und pflegende Angehorige und zur Aufhebung der Richt-
linie 2010/18/EU des Rates (ABI. L 188 vom 12.7.2019, S. 79).

Ubergangsbestimmungen

1) Ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits in Anspruch genommener El-
ternurlaub nach Art. 34a des bisherigen Rechts ist vom Anspruch auf Elternzeit

nach Art. 34c des neuen Rechts abzuziehen.

2) Bezieht eine Arbeitnehmerin bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Leistungen

bei Mutterschaft nach Art. 15 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Krankenversicherung,
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so hat sie fiir die Dauer des verbleibenden Anspruchs auf diese Leistungen An-

spruch auf Mutterschaftszeit nach Art. 34a.

V.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am ... in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung.
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2. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DAS DIENSTVER-

HALTNIS DES STAATSPERSONALS (STAATSPERSONALGESETZ; STPG)

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Staatspersonalgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 24. April 2008 iber das Dienstverhaltnis des Staatspersonals

(Staatspersonalgesetz; StPG), LGBI. 2008 Nr. 144, wird wie folgt abgedndert:

Art. 33a

Freistellung oder flexible Arbeitsregelung aus familiéren Griinden

Auf die Freistellung und flexible Arbeitsregelung aus familiaren Griinden fin-

den fur Angestellte die Bestimmungen des § 1173a ABGB sinngemadss Anwendung.
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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3. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES RICHTERDIENSTGESETZES

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Richterdienstgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Richterdienstgesetz (RDG) vom 24. Oktober 2007, LGBI. 2007 Nr. 347,

wird wie folgt abgeandert:

Art. 29 Abs. 1

1) Die Gewdhrung von bezahltem und unbezahltem Urlaub, die Freistellung
und flexible Arbeitsregelung aus familidren Griinden sowie die Regelung der
dienstfreien Tage fiir vollamtliche Richter richten sich nach den Bestimmungen
des Staatspersonalgesetzes und den dazu erlassenen Durchflihrungsverordnun-

gen.
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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4.  GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES STAATSANWALTSCHAFTSGESETZES

Gesetz
vom ...

liber die Abanderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Staatsanwaltschaftsgesetz (StAG) vom 15. Dezember 2010, LGBI. 2011

Nr. 49, wird wie folgt abgeandert:

Art. 46 Abs. 1

1) Die Gewdhrung von bezahltem und unbezahltem Urlaub, die Freistellung
und flexible Arbeitsregelung aus familidren Griinden sowie die Regelung der
dienstfreien Tage fiir Staatsanwalte richten sich nach den Bestimmungen des

Staatspersonalgesetzes und den dazu erlassenen Durchfiihrungsverordnungen.
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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5. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DAS DIENSTVER-

HALTNIS DER LEHRER (LEHRERDIENSTGESETZ, LDG)

Gesetz
vom ...

liber die Abanderung des Lehrerdienstgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 26. November 2003 lber das Dienstverhaltnis der Lehrer

(Lehrerdienstgesetz, LdG), LGBI. 2004 Nr. 4, wird wie folgt abgedndert:

Art. 28a

Freistellung und flexible Arbeitsregelung aus familiéiren Griinden

Auf die Freistellung und flexible Arbeitsregelung aus familiaren Griinden fin-

den fiir Lehrer die Bestimmungen des Staatspersonalgesetzes Anwendung.
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen birgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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6. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE ARBEITSLOSEN-

VERSICHERUNG UND DIE INSOLVENZENTSCHADIGUNG (ARBEITSLOSEN-

VERSICHERUNGSGESETZ; ALVG)

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 24. November 2010 (iber die Arbeitslosenversicherung und
die Insolvenzentschadigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz; ALVG), LGBI. 2010

Nr. 452, wird wie folgt abgedndert:

Art. 15 Abs. 2 Bst. b

2) Angerechnet werden auch:

b)  Zeiten, in denen der Versicherte zwar in einem Arbeitsverhaltnis steht, aber
wegen Krankheit, Unfalls oder Freistellung aus familidren Griinden (§ 1173a

Art. 34a bis 34d ABGB) keinen Lohn erhélt und daher keine Beitrdage bezahlt;
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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7.  GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE FAMILIENZULA-

GEN (FAMILIENZULAGENGESETZ; FZG)

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Familienzulagengesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 18. Dezember 1985 (iber die Familienzulagen (Familienzula-
gengesetz; FZG), LGBI. 1986 Nr. 28, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

andert:

Titel

Gesetz Uber die Familienzulagen und das Elterngeld (Familienzulagengesetz;

FZG)

Art. 23

Leistungen

Nach Massgabe dieses Gesetzes sind folgende Leistungen auszurichten:
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a) Familienzulagen in Form von:
1. Kinderzulagen;
2.  Geburtszulagen;
3.  Alleinerziehendenzulagen; und

b) das Elterngeld.

Uberschrift vor Art. 34a

E. Elterngeld

Art. 34a

Anspruchsberechtigung

Wer bei einem in Liechtenstein ansdssigen Arbeitgeber Elternzeit nach §
1173a Art. 34c ABGB bezieht und bei der Anstalt versichert ist, hat Anspruch auf

Elterngeld im Umfang von héchstens zwei Monaten.

Art. 34b

Héhe des Elterngeldes

1) Das Elterngeld betrdgt vorbehaltlich Abs. 4 monatlich 100 % des durch-

schnittlichen massgebenden Monatslohns nach Abs. 2.

2) Der durchschnittliche massgebende Monatslohn berechnet sich unter Be-
riicksichtigung von Art. 38 Abs. 2 des Gesetzes Uber die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung aus den vom Arbeitgeber, bei dem die Elternzeit bezogen wird, aus-

bezahlten Lohnen der letzten zwolf Monate vor der Geburt, dividiert durch zwolf.
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3) Der Geburt nach Abs. 2 gleichgestellt sind die Annahme an Kindesstatt

und das Pflegekindschaftsverhaltnis.

4) Das monatliche Elterngeld wird auf den doppelten Hochstbetrag der mo-
natlichen Altersrente im Sinne von Art. 68 des Gesetzes liber die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung bei liickenloser Beitragsdauer begrenzt und zwar auch

dann, wenn die Elternzeit bei mehreren Arbeitgebern bezogen wird.

Art. 34c

Vermeidung von Doppelbezug

Personen, die Anspruch auf eine gleichartige auslandische Leistung haben,

haben keinen Anspruch auf Elterngeld.

Art. 34d

Geltendmachung des Anspruchs

1) Der Anspruch auf Elterngeld ist mittels Antrag geltend zu machen.

2) Dem Antrag nach Abs. 1 ist eine Bestatigung des Arbeitgebers tber den

Bezug der Elternzeit beizulegen.

Art. 34e

Durchftihrungsvorschriften

Die Regierung regelt das Nahere (iber das Elterngeld mit Verordnung, insbe-

sondere:

a) die Hohe des Elterngeldes, wenn die Elternzeit in Teilzeit, in Teilen, tage- o-

der stundenweise bezogen wird;
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b) die Geltendmachung des Anspruchs.

Uberschrift vor Art. 35

F. Verschiedene Bestimmungen

Art. 38 Sachuberschrift und Abs. 1

Nachforderung nicht bezogener Leistungen

1) Wer eine ihm zustehende Leistung im Sinne von Art. 23 nicht bezogen hat
oder eine niedrigere Leistung erhalten hat, als er zu beziehen berechtigt ist, kann

den ihm zustehenden Betrag nachfordern.

Art. 39 Sachuiberschrift

Riickerstattung von zu Unrecht bezogenen Leistungen

Art. 41 Sachiiberschrift sowie Abs. 1a, 1b und 2

Auszahlung der Leistungen

1a) Fur die Auszahlung des Elterngeldes miissen vorbehaltlich Abs. 1b min-

destens zehn Tage Elternzeit bezogen worden sein.

1b) Werden innerhalb von sechs Monaten weniger als zehn Tage Elternzeit
bezogen, so wird das Elterngeld fiir die bis dahin bezogenen Tage dennoch ausbe-

zahlt.

2) Die Auszahlung der Familienzulagen oder des Elterngeldes hat direkt an

den Berechtigten zu erfolgen.
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Art. 42 Abs. 1 und 2

1) Personen, die Anspruch auf Leistungen im Sinne von Art. 23 erheben, sind
verpflichtet, der Anstalt Gber die fur die Ausrichtung der Leistungen massgeben-
den Verhaltnisse wahrheitsgetreu und vollstandig Auskunft zu geben. Die Arbeit-
geber haben den Arbeitnehmern die erforderlichen Bescheinigungen liber Beginn,
Umfang und Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses sowie liber die bezoge-

nen Elternzeit auszustellen.

2) Personen, denen Leistungen im Sinne von Art. 23 ausgerichtet werden,
sind verpflichtet, Tatsachen, die bewirken, dass der Anspruch auf die Leistung er-
lischt, zu melden. Die Meldung hat innerhalb eines Monats, gerechnet vom Tage

des Bekanntwerdens der zu meldenden Tatsache, bei der Anstalt zu erfolgen.

Art. 44

Finanzierung

Die Mittel fir die nach diesem Gesetz vorgesehenen Leistungen werden auf-

gebracht durch:

a) die Beitrdge der in Art. 36 und 47 des Gesetzes Uber die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung genannten Versicherten und Arbeitgeber; ausgenom-
men sind die freiwillig Versicherten gemass Art. 35 des Gesetzes Uber die

Alters- und Hinterlassenenversicherung;
b) den Beitrag des Landes;

c) die Ertragnisse aus dem Vermogen der Anstalt.



217

Art. 46

Beitragspflicht der Versicherten

Die in Art. 36 des Gesetzes Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung

genannten Versicherten haben folgende jahrlichen Beitrage zu entrichten:

a) die obligatorisch versicherten Selbstindigerwerbenden sowie die Arbeit-
nehmer nicht beitragspflichtiger Arbeitgeber: 2 % auf das bei der Alters- und

Hinterlassenenversicherung beitragspflichtige Einkommen;

b)  die obligatorisch versicherten Nichterwerbstatigen und die der Besteuerung
nach Aufwand unterstehenden Personen: 2 % des gemass Art. 63quinquies
des Gesetzes Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung angerechne-

ten Erwerbseinkommens;

c) die obligatorisch versicherten Arbeitnehmer: 0.1 % auf das bei der Alters-

und Hinterlassenenversicherung beitragspflichtige Einkommen.

Ubergangsbestimmungen

1) Anspruch auf Elterngeld besteht auch fur Falle, in denen das Kind vor In-
krafttreten dieses Gesetzes geboren wurde. Die Auszahlung des Elterngeldes er-

folgt jedoch nur fir den Zeitraum nach Inkrafttreten dieses Gesetzes.

2) Der Geburt nach Abs. 1 gleichgestellt sind die Annahme an Kindesstatt

und das Pflegekindschaftsverhaltnis.

3) Die Regierung muss spatestens innerhalb von fiinf Jahren nach Inkrafttre-

ten dieses Gesetzes eine Evaluierung der langfristigen finanziellen Sicherheit der
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Anstalt vornehmen und dem Landtag einen Bericht vorlegen. Zeigt sich dabei, dass
ein dauerhaftes jahrliches Defizit zu erwarten ist, hat sie dem Landtag Vorschlage

zur finanziellen Konsolidierung der Anstalt zu unterbreiten.

Inkrafttreten

1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich Abs. 2 gleichzeitig mit dem Gesetz vom ...

Uber die Abanderung des Allgemeinen birgerlichen Gesetzbuches in Kraft.

2) Art. 44 und 46 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.
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8.  GESETZ BETREFFEND DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE ALTERS-

UND HINTERLASSENENVERSICHERUNG (AHVG)

Gesetz
vom ...

betreffend die Abanderung des Gesetzes liber die Alters- und

Hinterlassenenversicherung

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 14. Dezember 1952 Uiber die Alters- und Hinterlassenenver-

sicherung (AHVG), LGBI. 1952 Nr. 29, wird wie folgt abgeandert:

Art. 34 Abs. 3

3) Durch den Bezug der Elternzeit nach § 1173a Art. 34c ABGB wird die obli-

gatorische Versicherung gemass Abs. 1 Bst. b nicht unterbrochen.
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Ubergangsbestimmung

1) Art. 34 Abs. 3 gilt auch fiir Falle, in denen das Kind vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes geboren wurde. Die Weiterfiihrung der obligatorischen Versicherung er-

folgt jedoch nur fir den Zeitraum nach Inkrafttreten dieses Gesetzes.

2) Der Geburt nach Abs. 1 gleichgestellt sind die Annahme an Kindesstatt

und das Pflegekindschaftsverhaltnis.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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9. GESETZ BETREFFEND DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER ERGAN-

ZUNGSLEISTUNGEN ZUR ALTERS-, HINTERLASSENEN- UND INVALIDENVER-

SICHERUNG (ELG)

Gesetz
vom ...

betreffend die Abanderung des Gesetzes iiber Erganzungsleistungen

zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 10. Dezember 1965 liber Ergdnzungsleistungen zur Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG), LGBI. 1965 Nr. 46, in der gelten-

den Fassung, wird wie folgt abgedndert:

Art. 2 Abs. 1 Bst. d

1) Als Einkommen werden angerechnet:

d)  Familienzulagen und Elterngeld;
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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10. GESETZ BETREFFEND DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE KRAN-

KENVERSICHERUNG (KVG)

Gesetz
vom ...

betreffend die Abdanderung des Gesetzes liber die

Krankenversicherung

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 24. November 1971 lber die Krankenversicherung (KVG),

LGBI. 1971 Nr. 50, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgedndert:

Art. 1 Abs. 2 Bst. cund d

2) Die Krankenversicherung gewahrt Leistungen bei:
c) Mutterschaft;

d) Vaterschaftszeit im Sinne von § 1173a Art. 34b ABGB.

Art. 7 Abs. 1 Bst. b

1) Obligatorisch versichert sind:



224

b)  furKrankengeld: Gber 15jdhrige Arbeitnehmer, die in Liechtenstein fiir einen
Arbeitgeber mit Sitz oder Niederlassung in Liechtenstein tatig sind sowie

Personen, die Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes beziehen.

Art. 12 Abs. 1

1) Die Leistungen sind den obligatorisch und freiwillig Versicherten bei
Krankheit, Unfall, Mutterschaft und Vaterschaftszeit zu gewadhren. Vorbehalten

bleiben die Abs. 2 und 3.

Art. 14 Abs. 3

3) Das Krankengeld betragt bei voller Arbeitsunfahigkeit mindestens 80 %
des versicherten Verdienstes; als versicherter Verdienst gilt der letzte vor Eintritt
der Arbeitsunfahigkeit bezogene Lohn. Bei Bezligern von Elterngeld im Sinne des
Familienzulagengesetzes gilt als versicherter Verdienst der letzte vor Antritt der
Elternzeit bezogene Lohn. Bei teilweiser Arbeitsunfahigkeit von mindestens 50 %

wird das Krankengeld entsprechend gekiirzt.

Art. 15 Abs. 3a bis 3c

3a) Bei einem Spitalaufenthalt des Neugeborenen verlangert sich die Dauer
der Ausrichtung der Leistungen nach Abs. 3 um die Dauer der Hospitalisierung,

hochstens aber um acht Wochen, wenn:

a) das Neugeborene unmittelbar nach der Geburt ununterbrochen wahrend

mindestens zwei Wochen im Spital verweilt; und

b)  die Mutter nachweist, dass sie im Zeitpunkt der Niederkunft bereits be-
schlossen hatte, nach Ende der Mutterschaftszeit wieder eine Erwerbstatig-

keit aufzunehmen.



225

3b) Die Regierung regelt den Anspruch auf Verlangerung der Dauer der Aus-
richtung nach Abs. 3a fir Frauen, die wegen Arbeitsunfihigkeit oder Arbeitslosig-

keit nach Ende der Mutterschaftszeit nicht wieder erwerbstatig sein konnen.

3c) Stirbt der andere Elternteil wéhrend der acht Monate nach der Geburt
des Kindes, so hat die obligatorisch Versicherte wahrend der Mutterschaftszeit im
Sinne von § 1173a Art. 34a Abs. 3 ABGB Anspruch auf Leistungen nach Art. 14

wahrend zwei aufeinanderfolgenden Wochen.

Art. 15a

Leistungen bei Vaterschaftszeit

1) Obligatorisch Versicherten, die Anspruch auf Vaterschaftszeit im Sinne
von § 1173a Art. 34b Abs. 1 ABGB haben, sind die Leistungen nach Art. 14 wahrend
zwei aufeinanderfolgenden Wochen zu gewdhren, wenn sie wahrend wenigstens

180 Tagen unmittelbar vor Begriindung der Vaterschaft Kassen angehdrt haben.

2) Stirbt die Mutter am Tag der Niederkunft oder wahrend der 20 Wochen
danach, so hat der obligatorisch Versicherte wahrend der Vaterschaftszeit im
Sinne von § 1173a Art. 34b Abs. 2 ABGB Anspruch auf Leistungen nach Art. 14
wahrend 20 aufeinanderfolgenden Wochen, wenn er wahrend wenigstens 180

Tage unmittelbar vor Begriindung der Vaterschaft Kassen angehort hat.

3) Die Leistungen nach Abs. 1 und 2 dirfen nicht auf die Dauer der Bezugs-
berechtigung nach Art. 14 Abs. 1 Bst. b angerechnet werden und sind auch nach

deren Ausschopfung zu leisten.

4) Bei Mehrlingsgeburten bestehen die Leistungen nach Abs. 1 und 2 nur

einmal.



226

Art. 22 Abs. 1 Bst. c's sowie Abs. 7a, 8 und 8a

1) Die Kassen haben getrennt Beitrage festzulegen fir:

cs) die Leistungen bei Mutterschaft (Art. 15 Abs. 2 und 3);

7a) Die Beitrage fir Leistungen bei Mutterschaft nach Abs. 1 Bst. c®* diirfen
nur nach dem aufgeschobenen Leistungsbeginn nach Art. 14 Abs. 2 abgestuft wer-
den. Bei aufgeschobenem Leistungsbeginn im Umfang von 20 Wochen oder mehr
bis

sind keine Beitrage nach Abs. 1 Bst. ¢ zu erheben.

8) Die Beitrage der obligatorischen Krankenpflege- und Krankengeldversi-
cherung der Arbeitnehmer gehen zur Hélfte zu Lasten des Arbeitgebers. Das Amt
fir Gesundheit bestimmt gestltzt auf den Landesdurchschnitt der Pramien in der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung einen fiir alle Versicherten und alle Ar-
beitgeber einheitlichen Beitrag des Arbeitgebers. Bei Teilzeitbeschaftigten redu-
ziert sich der Arbeitgeberbeitrag entsprechend dem Beschaftigungsgrad. Bei Be-
ziigern von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes richtet sich der Ar-
beitgeberbeitrag nach dem Beschaftigungsgrad vor diesem Bezug. Bei Jugendli-

chen entspricht der Arbeitgeberbeitrag der Hilfte des Beitrages fur Erwachsene.

8a) Der Arbeitgeber hat die Beitrdge der obligatorischen Krankengeldversi-
cherung des Arbeitnehmers bei der Lohnzahlung in Abzug zu bringen. Beziiger von
Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes haben ihren Beitrag der obliga-
torischen Krankengeldversicherung an den Arbeitgeber zu leisten. Der Arbeitgeber
hat die Beitrage des Arbeitnehmers zusammen mit seinen eigenen periodisch, spa-

testens auf das Ende des jeweiligen Kalenderquartales, der Kasse zu entrichten.
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen birgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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11. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE OBLIGATORISCHE

UNFALLVERSICHERUNG (UNFALLVERSICHERUNGSGESETZ; UVERSG)

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des Unfallversicherungsgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 28. November 1989 (iber die Unfallversicherung (Unfallver-
sicherungsgesetz; UVersG), LGBI. 1990 Nr. 46, in der geltenden Fassung, wird wie

folgt abgeandert:

Art. 1 Abs. 1

1) Obligatorisch versichert sind die in Liechtenstein beschéaftigten Arbeitneh-
mer, einschliesslich der Heimarbeiter, Lehrlinge, Praktikanten, Volontéare, der in
Beschiitzenden Betrieben oder Invalidenbetrieben tatigen Personen sowie der Be-

zuger von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes.
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Art. 7 Abs. 1 Bst. c

1) Als Berufsunfalle gelten Unfélle, die dem Versicherten zustossen:

c) wahrend des Bezugs von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes.

Art. 15 Abs. 2a

2a) Bei Bezug von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes gilt als
versicherter Verdienst fiir die Bemessung der Taggelder der letzte vor diesem Be-
zug bezogene Lohn, fiir die Bemessung der Renten der innerhalb eines Jahres vor

diesem Bezug bezogene Lohn.

Art. 79 Abs. 3

3) Der Arbeitgeber schuldet den gesamten Pramienbetrag. Er zieht den An-
teil des Arbeitnehmers vom Lohn ab. Dieser Abzug darf fiir den auf eine Lohnperi-
ode entfallenden Pramienbetrag nur am Lohnbetrag dieser oder der unmittelbar
nachfolgenden Periode stattfinden. Jede abweichende Abrede zuungunsten der
Versicherten ist ungiltig. Bezliger von Elterngeld im Sinne des Familienzulagenge-
setzes haben ihren Beitrag fiir die obligatorische Versicherung der Nichtberufsun-

falle an den Arbeitgeber zu leisten.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.
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12. GESETZ BETREFFEND DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE BETRIEB-

LICHE PERSONALVORSORGE (BPVG)

Gesetz
vom ...

betreffend die Abanderung des Gesetzes liber die betriebliche

Personalvorsorge

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 20. Oktober 1987 lber die betriebliche Personalvorsorge

(BPVG), LGBI. 1988 Nr. 12, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeandert:

Art. 3 Abs. 1b

1b) Arbeitnehmer unterstehen wahrend des Bezugs von Elterngeld im Sinne
des Familienzulagengesetzes der Versicherungspflicht fiir die Risiken Tod und In-

validitat.



232

Art. 6 Abs. 8

8) Die Beitrage fiir die Risikoversicherung wahrend des Bezugs von Eltern-
geld im Sinne des Familienzulagengesetzes werden auf Grundlage des vor diesem

Bezug versicherten Jahreslohnes berechnet.

Art. 7 Abs. 8

8) Die Beitradge fiir die Risikoversicherung des Arbeitnehmers wahrend des
Bezugs von Elterngeld im Sinne des Familienzulagengesetzes werden mindestens
zur Halfte vom Arbeitgeber geleistet. Der Arbeitgeber behdlt den Anteil des Ar-
beitnehmers bei der letzten Lohnzahlung vor dem Bezug von Elterngeld zuriick

und verglitet der Vorsorgeeinrichtung die gesamten Beitrage.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... Giber die Abdanderung

des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuches in Kraft.



12.7.2019 Amtsblatt der Europdischen Union L 188/79

RICHTLINIEN

RICHTLINIE (EU) 2019/1158 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 20. Juni 2019

zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur
Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestittzt auf den Vertrag tber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 153 Absatz 2
Buchstabe b in Verbindung mit Artikel 153 Absatz 1 Buchstabe i,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Gemaf Artikel 153 Absatz 1 Buchstabe i des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV)
unterstiitzt und erganzt die Union die Tatigkeit der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Chancengleichheit von
Minnern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und der Gleichbehandlung am Arbeitsplatz.

(2)  Die Gleichstellung von Mannern und Frauen ist ein Grundprinzip der Union. Artikel 3 Absatz 3 Unterabsatz 2
des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV) legt fest, dass die Union die Gleichstellung von Frauen und
Minnern fordert. Artikel 23 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden ,Charta“) legt
fest, dass die Gleichheit von Mdnnern und Frauen in allen Bereichen, einschlieflich der Beschiftigung, der Arbeit
und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen ist.

(3)  Artikel 33 der Charta sieht das Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem mit der Mutterschaft zusammen-
hiangenden Grund sowie den Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Elternurlaub nach
der Geburt oder Adoption eines Kindes vor, um Familien- und Berufsleben miteinander in Einklang bringen zu
konnen.

(4)  Die Union hat das Ubereinkommen der Vereinten Nationen von 2006 iiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen ratifiziert. Das Ubereinkommen ist somit integraler Bestandteil der Rechtsordnung der Union, und
die Rechtsakte der Union sind méglichst so auszulegen, dass sie mit dem Ubereinkommen in Einklang stehen.
Insbesondere in Artikel 7 Absatz 1 des Ubereinkommens ist festgelegt, dass die Vertragsparteien alle
erforderlichen Maffnahmen treffen, um zu gewdahrleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit
anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genieffen konnen.

(5)  Die Mitgliedstaaten haben das Ubereinkommen der Vereinten Nationen von 1989 iiber die Rechte des Kindes
ratifiziert. In Artikel 18 Absatz 1 des Ubereinkommens ist festgelegt, dass beide Elternteile gemeinsam fur die
Erziehung und Entwicklung des Kindes verantwortlich sind und das Wohl des Kindes ihr Grundanliegen sein
sollte.

(6)  Die Politik im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sollte zur Forderung der Geschlechtergleich-
stellung beitragen, indem sie die Erwerbstdtigkeit von Frauen und die gerechte Aufteilung von Betreuungs- und
Pflegeaufgaben zwischen Ménnern und Frauen unterstiitzt und indem sie die Einkommens- und Entgeltschere
zwischen den Geschlechtern schliefSt. Eine solche Politik sollte auch demografische Verinderungen
beriicksichtigen, darunter die Auswirkungen der Bevolkerungsalterung.

() ABLC 129 vom 11.4.2018, S. 44.

(*) ABL C164vom 8.5.2018,S. 62.

(*) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
13.Juni 2019.
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(7)  In Anbetracht der mit dem demografischen Wandel verbundenen Herausforderungen und des damit
einhergehenden Drucks auf die offentlichen Ausgaben in manchen Mitgliedstaaten ist davon auszugehen, dass der
Bedarf an informeller Betreuung zunehmen wird.

(8)  Auf Unionsebene gibt es mehrere Richtlinien zu Geschlechtergleichstellung und Arbeitsbedingungen, in denen
bestimmte fir die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben mafigebliche Aspekte bereits behandelt werden,
insbesondere die Richtlinien 2006/54/EG (*) und 2010/41/EU (°) des Europdischen Parlaments und des Rates und
die Richtlinien 92/85/EWG (°), 97/81/EG (') und 2010/18/EU (%) des Rates.

(9)  Die Grundsitze der Gleichstellung der Geschlechter und der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben werden in
den Grundsitzen 2 und 9 der europiischen Sidule sozialer Rechte bekriftigt, die am 17. November 2017 vom
Europiischen Parlament, vom Rat und von der Kommission proklamiert wurde.

(10) Die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben stellt jedoch — insbesondere aufgrund der zunehmenden Verbreitung
verlingerter Arbeitszeiten und wechselnder Arbeitsplane— fiir viele Arbeitnehmer und Eltern mit Betreuungs-
bzw. Pflegeaufgaben eine groffe Herausforderung dar, was negative Auswirkungen auf die Beschiftigungsquote
von Frauen hat. Frauen sind vor allem auch deshalb am Arbeitsmarkt unterreprésentiert, weil sich berufliche und
familidre Pflichten nur schwer vereinbaren lassen. Frauen mit Kindern sind hiufig in geringerem Stundenausmaf
bezahlt beschiftigt und wenden mehr Zeit fir unbezahlte Betreuungs- und Pflegeaufgaben auf. Auch die
Erkrankung oder Pflegebediirftigkeit von Angehorigen wirkt sich nachweislich negativ auf die Erwerbstitigkeit
von Frauen aus und fithrt sogar dazu, dass manche Frauen ganz aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden.

(11)  Der derzeitige Rechtsrahmen der Union bietet Mdnnern nur wenige Anreize, um einen gleichwertigen Anteil an
den Betreuungs- und Pflegeaufgaben zu ibernehmen. In vielen Mitgliedstaaten gibt es keinen bezahlten
Vaterschafts- und Elternurlaub, weshalb nur wenige Viter einen Urlaub in Anspruch nehmen. Die Politik zur
Forderung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Frauen bzw. Ménner ist so unausgewogen gestaltet,
dass sie die Geschlechterstereotype und -unterschiede sowohl im Beruf als auch im Bereich von Betreuung und
Pflege noch verstirkt. Mit Gleichbehandlungsmaffnahmen sollte unter anderem das Problem der Stereotype bei
der Beschiftigung und den Rollen sowohl von Minnern als auch von Frauen angegangen werden, und die
Sozialpartner sind dazu angehalten, ihrer Schliisselrolle gerecht zu werden, indem sie sowohl Arbeitnehmer als
auch Arbeitgeber informieren und sie fir die Bekdmpfung von Diskriminierung sensibilisieren. Wenn Viter
Mafnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben in Anspruch nehmen, wie z. B. Urlaub oder flexible
Arbeitsregelungen, wirkt sich dies auflerdem nachweislich positiv in der Form aus, dass Frauen relativ betrachtet
weniger unbezahlte Familienarbeit leisten und ihnen mehr Zeit fiir eine bezahlte Beschiftigung bleibt.

(12) Bei der Umsetzung dieser Richtlinie sollten die Mitgliedstaaten beriicksichtigen, dass die ausgewogene
Inanspruchnahme von Urlaub aus familidren Griinden durch Manner und Frauen auch von anderen geeigneten
Mafnahmen abhingt, wie z. B. der Bereitstellung zuginglicher und erschwinglicher Kinderbetreuung und
Langzeitpflege, die unabdingbar dafir ist, dass Eltern und pflegende Angehorige eine Beschiftigung aufnehmen
oder sie weiterfithren bzw. erneut eine Beschiftigung aufnehmen koénnen. Die Beseitigung wirtschaftlicher
Negativanreize kann zudem Zweitverdiener, bei denen es sich zumeist um Frauen handelt, ermutigen, sich
uneingeschrankt in den Arbeitsmarkt einzubringen.

(13) Um die Auswirkungen dieser Richtlinie bewerten zu konnen, sollten die Kommission und die Mitgliedstaaten bei
der Erstellung vergleichbarer und nach Geschlecht aufgeschliisselter Statistiken auch kiinftig zusammenarbeiten.

(14) Die Kommission hat die Sozialpartner in einer zweistufigen Konsultation gemifl Artikel 154 AEUV zu den
Herausforderungen im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben befragt. Die Sozialpartner konnten
sich nicht darauf einigen, iiber diese Fragen — einschlieflich Elternurlaub — in Verhandlungen einzutreten. Es ist
jedoch wichtig, in diesem Bereich aktiv zu werden und den derzeitigen Rechtsrahmen unter Beriicksichtigung der
Ergebnisse dieser Konsultationen sowie der 6ffentlichen Konsultation, mit der die Meinung von Interessentragern
sowie Biirgerinnen und Biirgern eingeholt wurde, zu modernisieren und anzupassen.

(*) Richtlinie 2006/54/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Ménnern und Frauen in Arbeits- und Beschiftigungsfragen (ABL. L 204 vom 26.7.2006,
S.23).

() Richtlinie 2010/41/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung von Ménnern und Frauen, die eine selbstindige Erwerbstitigkeit ausiiben, und zur Aufhebung der Richtlinie 86/613/EWG des
Rates (ABL. L 180 vom 15.7.2010, S. 1).

() Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 iiber die Durchfithrung von Maffnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wochnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz
(zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABI. L 348 vom 28.11.1992, S. 1).

() Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinigung iiber
(ABL.L14vom 20.1.1998,S.9).

(®) Richtlinie 2010/18/EU des Rates vom 8. Mirz 2010 zur Durchfithrung der von BUSINESSEUROPE, UEAPME, CEEP und EGB
geschlossenen iiberarbeiteten Rahmenvereinbarung iiber den Elternurlaub und zur Authebung der Richtlinie 96/34/EG (ABL. L 68 vom
18.3.2010, S. 13).
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(15) Die Richtlinie 2010/18/EU regelt den Elternurlaub, indem sie eine von den Sozialpartnern geschlossene
Rahmenvereinbarung umsetzt. Die vorliegende Richtlinie baut auf den Bestimmungen der Richtlinie 2010/18/EU
auf und erginzt diese, indem bestehende Rechte gestirkt und neue eingefithrt werden. Die Richtlinie 2010/18/EU
sollte aufgehoben und durch die vorliegende Richtlinie ersetzt werden.

(16) Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften fur Vaterschafts- und Elternurlaub und Urlaub fir pflegende
Angehorige sowie fiir flexible Arbeitsregelungen fiir Arbeitnehmer, die Eltern oder pflegende Angehorige sind,
festgelegt. Diese Richtlinie sollte zu den im Vertrag formulierten Zielen zur Geschlechtergleichstellung im
Hinblick auf Arbeitsmarktchancen, zur Gleichbehandlung am Arbeitsplatz und zur Foérderung eines hohen
Beschaftigungsniveaus in der Union beitragen, indem es diesen Eltern und pflegenden Angehérigen leichter
gemacht wird, Beruf und Familienleben zu vereinbaren.

(17) Diese Richtlinie gilt fur alle Arbeitnehmer mit Arbeitsvertragen oder anderen Formen von Beschiftigungsver-
haltnissen, einschliefSlich — wie zuvor von der Richtlinie 2010/18/EU geregelt — Vertrigen im Zusammenhang mit
der Beschiftigung oder mit Beschiftigungsverhiltnissen von Personen, die in Teilzeit oder befristet beschiftigt
sind oder mit einem Leiharbeitsunternehmen einen Arbeitsvertrag geschlossen haben oder ein Beschiftigungs-
verhiltnis eingegangen sind. Unter Beriicksichtigung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen
Union (Gerichtshof) zu den Kriterien fur die Festlegung des Arbeitnehmerbegriffs, ist es Sache der Mitgliedstaaten,
die Begriffe ,Arbeitsvertrag“ und ,Beschiftigungsverhiltnis“ zu definieren.

(18) Die Mitgliedstaaten sind dafiir zustindig, Ehe- und Familienstand zu definieren und festzulegen, welche Personen
als Elternteil, Mutter und Vater gelten sollen.

(19)  Um eine gleichmifigere Aufteilung von Betreuungs- und Pflegeaufgaben zwischen Frauen und Minnern zu
fordern und den frithzeitigen Aufbau einer engen Bindung zwischen Vitern und Kindern zu ermdéglichen, sollte
das Recht auf Vaterschaftsurlaub fiir Viter — oder, sofern nach nationalem Recht anerkannt, fiir gleichgestellte
zweite Elternteile — eingefithrt werden. Dieser Vaterschaftsurlaub sollte um den Zeitpunkt der Geburt des Kindes
herum genommen werden und eindeutig mit der Geburt — zum Zweck der Erbringung von Betreuungs- und
Pflegeleistungen — zusammenhingen. Die Mitgliedstaaten konnen auch bei einer Totgeburt Vaterschaftsurlaub
gewidhren. Es fillt in die Zustindigkeit der Mitgliedstaaten zu entscheiden, ob der Vaterschaftsurlaub teilweise
auch vor der Geburt des Kindes oder ausschlieflich danach genommen werden kann, innerhalb welchen
Zeitrahmens er genommen werden kann und ob und unter welchen Bedingungen Vaterschaftsurlaub als Teilzeit,
in abwechselnden Zeitraumen, beispielsweise fiir mehrere aufeinander folgende Tage oder als durch Arbeitsblocke
unterbrochenen Urlaub, oder auf andere flexible Art und Weise genommen werden kann. Die Mitgliedstaaten
konnen festlegen, ob Vaterschaftsurlaub in Arbeitstagen, Arbeitswochen oder anderen Zeiteinheiten bemessen
wird, wobei zehn Arbeitstage zwei Kalenderwochen entsprechen. Der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub sollte
unabhingig von dem gemif dem nationalen Recht definierten Ehe- oder Familienstandgewahrt werden, um
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten zu beriicksichtigen.

(20) Da die meisten Viter ihr Recht auf Elternurlaub nicht in Anspruch nehmen oder einen betrichtlichen Teil ihres
Urlaubsanspruchs auf Miitteriibertragen, dehnt diese Richtlinie den Mindestzeitraum des Elternurlaubs, der nicht
von einem Elternteil auf den anderen iibertragen werden kann, von einem auf zwei Monate aus, um Viter zur
Inanspruchnahme von Elternurlaub zu ermutigen, behilt jedoch den Anspruch jedes Elternteils auf mindestens
vier Monate Elternurlaub bei, wie in der Richtlinie 2010/18/EU festgelegt. Mit dieser Regelung, wonach
mindestens zwei Monate Elternurlaub ausschlieflich jedem einzelnen Elternteil zustehen und nicht auf den
anderen Elternteil tibertragen werden konnen, sollen Viter dazu angeregt werden, ihr Recht auf einen solchen
Urlaub in Anspruch zu nehmen. Sie fordert und erleichtert zudem die Wiedereingliederung von Miittern in den
Arbeitsmarkt im Anschluss an den Mutterschafts- und Elternurlaub.

(21)  Durch diese Richtlinie wird Arbeitnehmern, die Eltern sind, ein Mindestelternurlaub von vier Monaten gewdhrt.
Die Mitgliedstaaten sind dazu angehalten, das Recht auf Elternurlaub allen Arbeitnehmern zu gewihren, die
elterliche Verantwortung wahrnehmen.

(22) Die Mitgliedstaaten sollten die Frist, innerhalb der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber melden miissen, dass sie
Elternurlaub beantragen, selbst festlegen und entscheiden konnen, ob der Anspruch auf Elternurlaub an eine
bestimmte Betriebszugehorigkeitsdauer gebunden sein soll. Angesichts der zunehmenden Vielfalt an
Vertragsformen sollte bei aufeinanderfolgenden befristeten Vertrigen, die mit demselben Arbeitgeber
abgeschlossen wurden, bei der Berechnung dieser Betriebszugehorigkeitsdauer die Gesamtlaufzeit dieser Vertrige
beriicksichtigt werden. Um die Bediirfnisse der Arbeitnehmer und jene der Arbeitgeber ausgewogen zu
beriicksichtigen, sollten die Mitgliedstaaten auch entscheiden konnen, ob es dem Arbeitgeber unter bestimmten
Bedingungen erlaubt sein soll, die Gewdhrung eines Elternurlaubs aufzuschieben, sofern das Erfordernis besteht,
dass der Arbeitgeber eine solche Verschiebung schriftlich begriinden sollte.
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(23)  Flexible Losungen erhéhen die Wahrscheinlichkeit, dass beide Elternteile — insbesondere Viter — einen solchen
Urlaubsanspruch wahrnehmen, weshalb Arbeitnehmer die Moglichkeit haben sollten, Elternurlaub auf Vollzeit-
oder Teilzeitbasis, in zwischen Erwerbszeiten und Urlaub abwechselnden, beispielsweise wochenweisen
Zeitriumen welchen Bedingungen Vaterschaftsurlaub als Teilzeit, in abwechselnden Zeitraumen, beispielsweise fiir
mehrere aufeinander folgende Tage oder als durch Arbeitsblocke unterbrochenen Urlaub, oder in anderer flexibler
Art und Weise zu beantragen. Der Arbeitgeber sollte einen solchen Antrag auf Elternurlaub, der nicht in Vollzeit,
sondern in einer anderen Art und Weise genommen wird, akzeptieren oder ablehnen kénnen. Die Mitgliedstaaten
sollten priifen, ob die fiir Elternurlaub geltenden Zugangsbedingungen und Modalititen an die spezifischen
Bediirfnisse von besonders benachteiligten Eltern angepasst werden sollten.

(24) Der Zeitraum, innerhalb dessen Arbeitnehmer Anspruch auf Elternurlaub haben, sollte an das Alter des Kindes
gekniipft sein. Dieses Alter sollte so festgelegt werden, dass beide Elternteile ihren Anspruch auf Elternurlaub
gemdf dieser Richtlinie tatsichlich in vollem Umfang geltend machen konnen.

(25)  Um nach dem Elternurlaub den Wiedereinstieg ins Berufsleben zu erleichtern, wird Arbeitnehmern und
Arbeitgebern empfohlen, wahrend des Elternurlaubs freiwillig in Kontakt zu bleiben und sich iiber geeignete
Mafnahmen abzustimmen, damit der Wiedereinstieg ins Berufsleben erleichtert wird. Dieser Kontakt und diese
Mafinahmen werden von den Betroffenen unter Beriicksichtigung des nationalen Rechts, von Kollektiv- bzw.
Tarifvertrdgen oder Gepflogenheiten beschlossen. Die Arbeitnehmer sollten tiber Beforderungsverfahren und freie
Stellen im Unternehmen informiert werden und in der Lage sein, sich an solchen Verfahren zu beteiligen und sich
auf solche freien Stellen zu bewerben.

(26)  Aus Studien geht hervor, dass in den Mitgliedstaaten, in denen ein grofer Teil des Elternurlaubs Vitern gewihrt
wird und die Arbeitnehmer wiahrend des Urlaubs eine relativ hohe Bezahlung oder Vergiitung als Lohnersatz-
leistung erhalten, mehr Viter Elternurlaub in Anspruch nehmen und positive Auswirkungen auf die Beschifti-
gungsquote von Miittern spiirbar sind. Es ist daher angemessen, zu ermoglichen, diese Regelungen, sofern sie
bestimmten Mindestvoraussetzungen entsprechen, weiterzufiihren, anstatt die in dieser Richtlinie vorgesehene
Bezahlung oder Vergiitung fiir Vaterschaftsurlaub auszubezahlen.

(27)  Um Ménnern und Frauen, die Pflege- oder Betreuungsaufgaben wahrnehmen, mehr Maoglichkeiten zu bieten,
berufstitig zu bleiben, sollte jeder Arbeitnehmer Anspruch auf fiinf Arbeitstage Urlaub fir pflegende Angehorige
pro Jahr haben. Die Mitgliedstaaten diirfen festlegen, dass dieser Urlaub pro Fall in Zeitrdumen von einem oder
mehreren Arbeitstagen genommen werden kann. Um den unterschiedlichen nationalen Regelungen gerecht zu
werden, sollten die Mitgliedstaaten den Urlaub fiir pflegende Angehorige anhand eines Bezugszeitraums, der nicht
ein Jahr betrigt, fur die jeweilige pflege- oder unterstiitzungsbediirftige Person oder pro Fall berechnen konnen.
Aufgrund der Bevolkerungsalterung und der damit einhergehenden Hiufung von altersbedingten Beeintrich-
tigungen ist von einem steigenden Pflege- und Betreuungsbedarf auszugehen. Dieser steigende Pflege- und
Betreuungsbedarf sollte von den Mitgliedstaaten bei der Konzipierung ihrer Politik im Bereich der Pflege und der
Betreuung — auch im Hinblick auf Urlaub fir pflegende Angehorige — beriicksichtigt werden. Die Mitgliedstaaten
sind dazu angehalten, den Anspruch auf Urlaub fur pflegende Angehorige auch bei anderen Angehérigen wie
etwa Grofeltern und Geschwistern zu gewihren. Die Mitgliedstaaten konnen eine vorherige drztliche
Bescheinigung der erheblichen Pflegebediirftigkeit oder Unterstiitzung aus einem schwerwiegenden medizinischen
Grund verlangen.

(28) Neben dem in dieser Richtlinie vorgesehenen Anspruch auf Urlaub fiir pflegende Angehorige sollten alle
Arbeitnehmer im Falle hoherer Gewalt aus dringenden und unerwarteten familidren Griinden weiterhin — wie
derzeit in der Richtlinie 2010/18/EU festgelegt — Anspruch auf Arbeitsfreistellung unter den von den
Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen haben, ohne dass sie die Arbeitnehmerrechte verlieren, die sie bereits
erworben haben oder im Begriff sind zu erwerben.

(29) Um die Inanspruchnahme der in dieser Richtlinie festgelegten Urlaubszeiten fiir Arbeitnehmer, die Eltern sind,
insbesondere fir Minner, noch attraktiver zu machen, sollten die Betroffenen wihrend des Urlaubs Anspruch auf
eine angemessene Vergiitung haben.

(30) Die Mitgliedstaaten sollten deshalb fiir den Mindestzeitraum des Vaterschaftsurlaubs eine Hohe fiir die Bezahlung
oder Vergiitung festsetzen, die mindestens der Hohe des Krankengelds in dem jeweiligen Mitgliedstaat entspricht.
Da mit der Gewihrung des Rechts auf Vaterschafts- und Mutterschaftsurlaub dieselben Ziele — der Aufbau einer
engen Bindung zwischen Elternteil und Kind - verfolgt werden, sind die Mitgliedstaaten dazu angehalten,
wihrend des Vaterschaftsurlaubs eine Bezahlung oder Vergiitung in derselben Hohe wie die auf nationaler Ebene
gewihrte Bezahlung oder Vergiitung wihrend des Mutterschaftsurlaubs zu gewahren.

(31) Die Mitgliedstaaten sollten die Bezahlung oder Vergiitung wihrend des nicht tibertragbaren Mindestzeitraums des
Elternurlaubs nach dieser Richtlinie in einer angemessenen Hohe festsetzen. Bei der Festsetzung der Hohe der
Bezahlung oder Vergiitung, die wihrend des nicht iibertragbaren Mindestzeitraums des Elternurlaubs gewihrt
wird, sollten die Mitgliedstaaten beriicksichtigen, dass die Inanspruchnahme von Elternurlaub oft zu einem
Einkommensverlust in der Familie fithrt und dass Erstverdiener in einer Familie ihren Anspruch auf Elternurlaub
nur dann geltend machen kénnen, wenn dieser ausreichend vergiitet wird, sodass ein angemessener
Lebensstandard gewihrleistet ist.
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(32) Den Mitgliedstaaten steht es zwar frei zu entscheiden, ob sie bei einem Urlaub fiir pflegende Angehorige eine
Bezahlung oder Vergiitung gewihren, jedoch wird ihnen empfohlen, eine solche Bezahlung oder Vergiitung
einzufithren, damit sichergestellt ist, dass pflegende Angehorige — insbesondere Manner — ihr Recht tatsichlich in
Anspruch nehmen.

(33) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit gemif den Verordnungen
(EG) Nr. 883/2004 (°) und (EU) Nr. 1231/2010 (*) des Europiischen Parlaments und des Rates und der
Verordnung (EG) Nr. 859/2003 des Rates (!). Der fiir die soziale Sicherheit eines Arbeitnehmers zustindige
Mitgliedstaat wird durch diese Verordnungen bestimmt.

(34) Damit Arbeitnehmer, die Eltern oder pflegende Angehorige sind, angehalten werden, erwerbstitig zu bleiben,
sollten sie ihre Arbeitspline an ihre personlichen Bediirfnisse und Priferenzen anpassen konnen. Sie sollten
deshalb — zu diesem Zweck und mit besonderem Augenmerk auf dem Bedarf des Arbeitnehmers — das Recht
haben, flexible Arbeitsregelungen zu beantragen, damit sie ihre Arbeitsmuster anpassen konnen, wo dies moglich
ist auch durch Nutzung von Telearbeit oder flexiblen Arbeitsplinen oder der Reduzierung der Anzahl der
Arbeitsstunden zu Pflege- oder Betreuungszwecken reduzieren.

(35) Um den Bediirfnissen sowohl von Arbeitnehmern als auch von Arbeitgebern gerecht zu werden, sollten die
Mitgliedstaaten fur flexible Arbeitsregelungen, darunter reduzierte Arbeitszeiten oder Telearbeit, eine zeitliche
Befristung festlegen konnen. Fiir manche Frauen ist Teilzeitbeschiftigung zwar nachweislich eine gute Losung, um
nach der Geburt eines Kindes oder trotz der Betreuung von pflege- oder unterstiitzungsbediirftigen Angehorigen
weiter berufstitig zu bleiben; lange Erwerbsphasen mit verkiirzten Arbeitszeiten konnen jedoch niedrigere
Sozialbeitrige und in der Folge geringere oder gar keine Pensions- bzw. Rentenanspriiche nach sich ziehen.

(36)  Bei der Priifung der Antrige auf flexible Arbeitsregelungen sollte der Arbeitgeber u. a. die Dauer der beantragten
flexiblen Arbeitsregelungen sowie seine Ressourcen und operativen Kapazititen zur Bereitstellung solcher
Regelungen beriicksichtigen konnen. Der Arbeitgeber sollte entscheiden konnen, ob er den Antrag eines
Arbeitnehmers auf flexible Arbeitsregelungen annimmt oder ablehnt. Die konkreten Umstinde, die flexible
Arbeitsregelungen notwendig machen, kénnen sich dndern. Daher sollten Arbeitnehmer nicht nur das Recht
haben, am Ende einer gemeinsam vereinbarten Zeitspanne zu ihrem urspriinglichen Arbeitsmuster
zuriickzukehren, sondern sie sollten dies auch zu einem fritheren Zeitpunkt beantragen kénnen, wenn eine
Anderung der zugrunde liegenden Umstinde dies erfordert.

(37) Ungeachtet der Anforderung zu beurteilen, ob die fiir Elternurlaub geltenden Zugangsbedingungen und
Modalititen an den besonderen Bedarf von besonders benachteiligten Eltern angepasst werden sollten, sind die
Mitgliedstaaten dazu angehalten zu beurteilen, ob die Zugangsbedingungen und Modalititen fiir die
Wahrnehmung des Rechts auf Vaterschaftsurlaub, Urlaub fiir pflegende Angehorige und flexible Arbeitsre-
gelungen an den besonderen Bedarf von etwa alleinerziehenden Elternteilen, Adoptiveltern, Eltern mit
Behinderungen, Eltern von Kindern mit Behinderungen oder einer chronischen Erkrankung oder Eltern in einer
besonderen Lage wie etwa nach einer Mehrlingsgeburt oder einer Frithgeburt angepasst werden sollten.

(38)  Urlaubsregelungen dienen der zeitlich befristeten Unterstiitzung von Arbeitnehmern, die Eltern oder pflegende
Angehorige sind, um ihre Verbindung zum Arbeitsmarkt aufrechtzuerhalten und zu fordern. Daher ist es
angebracht, eine ausdriickliche Schutzbestimmung fiir die Beschiftigungsanspriiche von Arbeitnehmern, die
gemif dieser Richtlinie Urlaub nehmen, vorzusehen. Diese Richtlinie schiitzt insbesondere das Recht von
Arbeitnehmern, nach einem solchen Urlaub an ihren fritheren oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz
zuriickzukehren, und das Recht, aufgrund ihres Urlaubs keine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen ihres
Arbeitsvertrags oder ihres Beschiftigungsverhiltnisses hinnehmen zu miissen. Die Arbeitnehmer sollten das Recht
auf die relevanten Anspriiche, die sie bereits erworben haben oder im Begriff sind zu erwerben, bis zum Ende
eines solchen Urlaubs behalten.

() Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit (ABL L 166 vom 30.4.2004, S. 1).

(") Verordnung (EU) Nr. 1231/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Ausdehnung der
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 auf Drittstaatsangehorige, die ausschlieflich aufgrund ihrer
Staatsangehorigkeit nicht bereits unter diese Verordnungen fallen (ABL. L 344 vom 29.12.2010, S. 1).

(") Verordnung (EG) Nr. 859/2003 des Rates vom 14. Mai 2003 zur Ausdehnung der Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71
und der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf Drittstaatsangehorige, die ausschlieSlich aufgrund ihrer Staatsangehérigkeit nicht bereits
unter diese Bestimmungen fallen (ABL. L 124 vom 20.5.2003, S. 1).
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(39) Wie bereits in der Richtlinie 2010/18/EU festgelegt, sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, den Status des
Arbeitsvertrags oder Beschiftigungsverhiltnisses fir den Zeitraum des Elternurlaubs zu bestimmen. Im Einklang
mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs bleibt das Beschiftigungsverhiltnis zwischen dem Arbeitnehmer und
dem Arbeitgeber wihrend des Elternurlaubs aufrecht, weshalb die bzw. der Begiinstigte eines solchen Urlaubs fiir
die Zwecke des Unionsrechts wihrend dieser Zeit Arbeitnehmer bleibt. Daher sollten die Mitgliedstaaten bei der
Statusfeststellung des Arbeitsvertrages oder Beschiftigungsverhiltnisses wiahrend des Urlaubs gemifl dieser

Richtlinie, auch im Hinblick auf Sozialleistungsanspriiche, gewihrleisten, dass das Beschiftigungsverhiltnis
aufrecht bleibt.

(40)  Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Urlaub oder auf Beantragung flexibler Arbeitsregelungen nach dieser Richtlinie in
Anspruch nehmen, sollten vor Diskriminierung oder Schlechterstellung aufgrund der Inanspruchnahme dieser
Rechte geschiitzt sein.

(41)  Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Urlaub oder auf Beantragung flexibler Arbeitsregelungen gemafs dieser Richtlinie
in Anspruch nehmen, sollten im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs wie etwa seinem Urteil in der
Rechtssache C-460/06 (') vor Kiindigung und simtlichen Vorbereitungen fiir eine mogliche Kiindigung aufgrund
der Beantragung oder Inanspruchnahme eines solchen Urlaubs oder aufgrund der Wahrnehmung ihres Rechts,
eine flexible Arbeitsregelung zu beantragen, geschiitzt sein. Ist ein Arbeitnehmer der Ansicht, er sei aus dem
Grund entlassen worden, dass er diese Rechte wahrgenommen hat, sollte er den Arbeitgeber auffordern konnen,
hinreichend genau bezeichnete Griinde fiir die Kiindigung anzufiihren. Hat ein Arbeitnehmer Vaterschaftsurlaub,
Elternurlaub oder Urlaub fiir pflegende Angehorige nach dieser Richtlinie beantragt, sollte der Arbeitgeber die
Griinde fiir die Kiindigung schriftlich darlegen.

(42) Die Beweislast, dass die Kiindigung nicht aufgrund der Beantragung oder Inanspruchnahme von
Vaterschaftsurlaub, Elternurlaub oder Urlaub fur pflegende Angehorige nach dieser Richtlinie erfolgt ist, sollte
beim Arbeitgeber liegen, wenn der Arbeitnehmer vor Gericht oder einer anderen zustindigen Stelle Tatsachen
anfithrt, die darauf schliefen lassen, dass die Entlassung aus den genannten Griinden erfolgt ist.

(43) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhiltnismafSige und abschreckende Sanktionen fur Verstofe gegen die
gemif dieser Richtlinie verabschiedeten nationalen Rechtsvorschriften oder gegen die bei Inkrafttreten dieser
Richtlinie bereits geltenden Vorschriften iiber die Rechte, die unter diese Richtlinie fallen, vorsehen. Diese
Sanktionen konnen verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen wie Geldbuflen oder Entschiddigungs-
zahlungen sowie andere Arten von Sanktionen umfassen.

(44) Die wirksame Umsetzung der Grundsitze der Gleichbehandlung und der Chancengleichheit erfordert
angemessenen Rechtsschutz von Arbeitnehmern vor Benachteiligungen oder negativen Konsequenzen aufgrund
einer Beschwerde oder eines Verfahrens im Zusammenhang mit den Rechten gemif$ dieser Richtlinie. Wegen der
Gefahr von Vergeltungsmafinahmen konnten Opfer davor zuriickschrecken, ihre Rechte in Anspruch zu nehmen,
und sollten daher bei der Wahrnehmung ihrer Rechte gemifs der vorliegenden Richtlinie vor jeglicher
Benachteiligung geschiitzt sein. Besonders wichtig ist dieser Schutz fiir Arbeitnehmervertreterinnen und -vertreter
in Ausiibung ihrer Funktion.

(45)  Um das Schutzniveau der laut dieser Richtlinie gewdhrten Rechte weiter zu verbessern, sollten die nationalen
Gleichbehandlungsstellen fiir Fragen im Zusammenhang mit Diskriminierung, die unter diese Richtlinie fallen,
sowie fir die Aufgabe zustindig sein, Opfern von Diskriminierung unabhingige Unterstiitzung hinsichtlich ihrer
Beschwerden zu leisten.

(46) Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften festgelegt, d. h. die Mitgliedstaaten koénnen auch fir
Arbeitnehmer giinstigere Bestimmungen einfithren oder beibehalten. Die Moglichkeit, dass ein Elternteil dem
anderen Elternteil mehr als zwei Monate der vier Monate Elternurlaub nach dieser Richtlinie iibertragt, ist keine
fur die Arbeitnehmer giinstigere Bestimmung als die in dieser Richtlinie festgelegten Mindestbestimmungen. Zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie erworbene Anspriiche sollten weiterhin gelten, es sein denn, durch
diese Richtlinie werden giinstigere Bestimmungen eingefithrt. Die Umsetzung dieser Richtlinie sollte weder dafiir
genutzt werden, in diesem Bereich geltende Rechtsvorschriften der Union abzubauen, noch kann sie eine
Rechtfertigung fir die Absenkung des allgemeinen Schutzniveaus der Arbeitnehmer in den von der Richtlinie
erfassten Bereichen sein.

(") Urteil des Gerichtshofs vom 11. Oktober 2007, Nadine Paquay | Société d'architectes Hoet + Minne SPRL, C-460/06, ECLLEU:
C:2007:601.
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(47)  Daher sollte diese Richtlinie insbesondere nicht dahingehend ausgelegt werden, dass sie die Rechte gemif8 den
Richtlinien 2010/18/EU, 92/85/EWG und 2006/54/EG, insbesondere Artikel 19 der Richtlinie 2006/54/EG,
einschrinkt.

(48)  Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne der Definition im Anhang zu der
Empfehlung 2003/361/EG der Kommission (**), die den grofiten Teil der Unternehmen in der Union ausmachen,
verfiigen unter Umstidnden iiber begrenzte finanzielle, technische und personelle Ressourcen. Bei der Umsetzung
dieser Richtlinie sollten die Mitgliedstaaten sich darum bemiihen, keine administrativen, finanziellen oder
rechtlichen Auflagen vorzuschreiben, die der Grindung und dem Ausbau von KMU entgegenstehen oder
Arbeitgeber einer unverhaltnisméifigen Belastung aussetzen. Deshalb werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die
Auswirkungen ihres Umsetzungsrechtsakts auf KMU sorgfiltig zu priifen, um zu gewihrleisten, dass alle
Arbeitnehmer gleichbehandelt werden, dass KMU und insbesondere Kleinstunternehmen nicht unverhéltnismafig
beeintrichtigt werden und dass unnétiger Verwaltungsaufwand vermieden wird. Die Mitgliedstaaten sind dazu
angehalten, Anreize fir KMU zu schaffen und ihnen Orientierung und Beratung bei der Einhaltung der in dieser
Richtlinie verankerten Verpflichtungen anzubieten.

(49) Jede Art von Arbeitsfreistellung aus familidren Griinden, insbesondere Mutterschaftsurlaub, Vaterschaftsurlaub,
Elternurlaub und Urlaub fiir pflegende Angehérige, die im nationalen Recht oder in Kollektiv- oder Tarifvertrigen
vorgesehen ist, sollte bei der Erfillung der Anforderungen fiir eine oder mehrere der in dieser Richtlinie und in
der Richtlinie 92/85/EWG vorgesehenen Arten von Urlaub beriicksichtigt werden, sofern die in den Richtlinien
festgelegten Mindestanforderungen erfiillt sind und das allgemeine Niveau des Arbeitnehmerschutzes in den von
den Richtlinien erfassten Bereichen nicht abgesenkt wird. Bei der Umsetzung dieser Richtlinie sind die
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, die verschiedenen Arten von Urlaub aus familidren Griinden, die im nationalen
Recht oder in Kollektiv- bzw. Tarifvertrigen vorgesehen sind und die im Hinblick auf die Einhaltung der
Vorschriften dieser Richtlinie beriicksichtigt werden, umzubenennen oder in anderer Weise abzudndern.

(50) Die Mitgliedstaaten sind dazu angehalten, im Einklang mit den nationalen Gepflogenheiten einen sozialen Dialog
mit den Sozialpartnern zu fordern, damit die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben vorangebracht wird, indem
sie Mafnahmen fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben am Arbeitsplatz fordern, Systeme fiir die
freiwillige Zertifizierung einrichten, Mafinahmen der beruflichen Bildung anbieten sowie Sensibilisierungs- und
Informationskampagnen durchfithren. Auferdem sind die Mitgliedstaaten dazu angehalten, in einen Dialog mit
einschldgigen Interessentrigern wie etwa Nichtregierungsorganisationen, lokalen und regionalen Gebietskorper-
schaften und Dienstleistern einzutreten, damit die Maflnahmen fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben
im Einklang mit dem nationalen Recht und Gepflogenheiten geférdert werden.

(51) Die Sozialpartner sollten dazu angehalten werden, Systeme fiir die freiwillige Zertifizierung zu fordern, mit denen
die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben am Arbeitsplatz bewertet werden kann.

(52) Da das Ziel dieser Richtlinie — zu gewihrleisten, dass der Gleichstellungsgrundsatz im Hinblick auf die
Arbeitsmarktchancen von Minnern und Frauen und ihre Behandlung am Arbeitsplatz unionsweit umgesetzt
wird — auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen seines
Umfangs und seiner Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit
dem Subsidiarititsprinzip gemaf8 Artikel 5 EUV titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der VerhiltnismédRigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber das fir die Verwirklichung dieser Ziele
erforderliche Maf§ hinaus —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften festgelegt, um die Gleichstellung von Ménnern und Frauen im Hinblick
auf Arbeitsmarktchancen und die Behandlung am Arbeitsplatz dadurch zu erreichen, dass Arbeitnehmern, die Eltern
oder pflegende Angehorige sind, die Vereinbarkeit von Beruf und Familienleben erleichtert wird.

Hierzu legt diese Richtlinie individuelle Rechte fest, und zwar in Bezug auf Folgendes:
a) Vaterschaftsurlaub, Elternurlaub und Urlaub fir pflegende Angehorige;

b) flexible Arbeitsregelungen fiir Arbeitnehmer, die Eltern oder pflegende Angehorige sind.

(") Empfehlung der Kommission 2003/361/EG vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und
mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom 20.5.2003, S. 36).
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Artikel 2
Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt fur alle Arbeitnehmer, Manner wie Frauen, die nach der die Rechtsprechung des Gerichtshofs
beriicksichtigenden Definition im Recht, in den Kollektiv- bzw. Tarifvertragen oder den Gepflogenheiten jedes einzelnen
Mitgliedstaats einen Arbeitsvertrag haben oder in einem Beschiftigungsverhiltnis stehen.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

(1)  Fir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) ,Vaterschaftsurlaub“ die Arbeitsfreistellung fiir Viter oder — soweit nach nationalem Recht anerkannt — gleichgestellte
zweite Elternteile anldsslich der Geburt eines Kindes zum Zweck der Betreuung und Pflege;

b) ,Elternurlaub“ die Arbeitsfreistellung von Eltern anlésslich der Geburt oder Adoption eines Kindes zur Betreuung
dieses Kindes;

¢) ,Urlaub fiir pflegende Angehorige” die Arbeitsfreistellung von Arbeitnehmern, um einen Angehérigen oder eine im
gleichen Haushalt wie der Arbeitnehmer lebende Person, der bzw. die aus schwerwiegenden medizinischen Griinden
gemdf der Definition in jedem Mitgliedstaat auf erhebliche Pflege oder Unterstiitzung angewiesen ist, zu pflegen oder
zu unterstiitzen;

d) ,pflegende Angehorige“ Arbeitnehmer, die einen Angehorigen oder eine im gleichen Haushalt wie der Arbeitnehmer
lebende Person, der bzw. die aus schwerwiegenden medizinischen Griinden gemidfl der Definition in jedem
Mitgliedstaat, auf erhebliche Pflege oder Unterstiitzung angewiesen ist, pflegen oder unterstiitzen;

e) ,Angehoriger* Sohn, Tochter, Mutter, Vater, Ehepartner oder, sofern das nationale Recht diese Partnerschaften
vorsieht, Partner in einer eingetragenen Partnerschaft;

f) flexible Arbeitsregelungen® die Moglichkeit fiir Arbeitnehmer, ihre Arbeitsmuster anzupassen, einschlieflich durch
Nutzung von Telearbeit oder flexiblen Arbeitsplinen oder der Reduzierung der Arbeitszeiten.

(2)  Die Bezugnahme auf Arbeitstage in den Artikeln 4 und 6 ist als Bezugnahme auf eine Vollzeitarbeitsstelle gemafd
der Definition in dem jeweiligen Mitgliedstaat zu verstehen.

Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf Urlaub kann entsprechend dem im Arbeitsvertrag oder Beschiftigungsverhiltnis
des Arbeitnehmers festgelegten Arbeitsmuster proportional zu seiner Arbeitszeit berechnet werden.

Artikel 4
Vaterschaftsurlaub

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafinahmen, um sicherzustellen, dass Viter oder — soweit nach
nationalem Recht anerkannt —gleichgestellte zweite Elternteile, Anspruch auf zehn Arbeitstage Vaterschaftsurlaub haben,
der anldsslich der Geburt des Kindes des Arbeitnehmers genommen werden muss. Die Mitgliedstaaten konnen
bestimmen, ob der Vaterschaftsurlaub auch teilweise vor der Geburt des Kindes oder ausschlieflich danach genommen
werden kann und ob er in flexibler Form genommen werden kann.

(2)  Der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub ist nicht an eine vorherige Beschiftigungs- oder Betriebszugehorigkeitsdauer
gekniipft.

(3)  Der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub wird unabhidngig vom im nationalen Recht definierten Ehe- oder
Familienstand des Arbeitnehmers gewahrt.

Artikel 5
Elternurlaub

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafnahmen, um zu gewdhrleisten, dass jeder Arbeitnehmer einen
eigenen Anspruch auf vier Monate Elternurlaub hat, der zu nehmen ist, bevor das Kind ein bestimmtes Alter, das
maximal acht Jahre betrigt, erreicht, das im Rahmen des nationalen Rechts oder von Kollektiv- bzw. Tarifvertrdgen zu
bestimmen ist. Dieses Alter wird so festgelegt, dass gewihrleistet ist, dass jeder Elternteil sein Recht auf Elternurlaub
tatsdchlich und gleichberechtigt wahrnehmen kann.
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(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass zwei Monate des Elternurlaubs nicht tibertragbar sind.

(3)  Die Mitgliedstaaten legen eine angemessene Meldefrist fest, innerhalb der die Arbeitnehmer den Arbeitgeber iiber
die Inanspruchnahme ihres Rechts auf Elternurlaub informieren miissen. Dabei beriicksichtigen die Mitgliedstaaten die
Bediirfnisse sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass der Arbeitnehmer im Antrag auf Elternurlaub den geplanten Beginn sowie das
geplante Ende des Urlaubs anfiihrt.

(4)  Die Mitgliedstaaten konnen den Anspruch auf Elternurlaub von einer Beschiftigungs- oder Betriebszugehorig-
keitsdauer abhingig machen, die jedoch maximal ein Jahr betragen darf. Bei aufeinanderfolgenden befristeten Vertragen
im Sinne der Richtlinie 1999/70/EG des Rates (%), die mit demselben Arbeitgeber abgeschlossen wurden, ist bei der
Berechnung dieser Wartezeit die Gesamtlaufzeit dieser Vertrige zu beriicksichtigen.

(5)  Die Mitgliedstaaten konnen selbst festlegen, unter welchen Umstinden ein Arbeitgeber — nach Konsultation gemif§
dem nationalen Recht, Kollektiv- bzw. Tarifvertragen oder Gepflogenheiten — die Gewihrung des Elternurlaubs in einem
verniinftigen zeitlichen Rahmen aufschieben darf, weil die Inanspruchnahme des Elternurlaubs zu dem Zeitpunkt eine
gravierende Storung der Abldufe beim Arbeitgeber bewirken wiirde. Der Arbeitgeber muss eine solche Aufschiebung des
Elternurlaubs schriftlich begriinden.

(6)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafinahmen, um zu gewdahrleisten, dass die Arbeitnehmer auch
Elternurlaub in flexibler Form beantragen konnen. Die Mitgliedstaaten kénnen die Einzelheiten fiir die Anwendung selbst
festlegen. Der Arbeitgeber priift und beantwortet solche Antridge unter Beriicksichtigung der Bediirfnisse sowohl des
Arbeitgebers als auch des Arbeitnehmers. Der Arbeitgeber muss jede Ablehnung eines solchen Antrags innerhalb eines
angemessenen Zeitraums ab der Antragstellung schriftlich begriinden.

(7)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Manahmen, um sicherzustellen, dass die Arbeitgeber bei der
Priifung von Antrdgen auf Elternzeit auf Vollzeitbasis vor einer Aufschiebung gemifl Absatz 5 nach Moglichkeit eine
flexible Form des Elternurlaubs gemdfl Absatz 6 anbieten.

(8)  Die Mitgliedstaaten priifen, ob die Zugangsbedingungen und die Modalititen fiir die Anwendung von Elternurlaub
an die Bediirfnisse von Adoptiveltern, Eltern mit einer Behinderung und Eltern von Kindern mit einer Behinderung oder
einer chronischen Erkrankung angepasst werden miissen.

Artikel 6
Urlaub fiir pflegende Angehorige

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafnahmen, um sicherzustellen, dass Arbeitnehmer das Recht
haben, funf Arbeitstage pro Jahr Urlaub fir pflegende Angehérige zu nehmen. Die Mitgliedstaaten konnen gemifl dem
nationalen Recht oder nationalen Gepflogenheiten zusitzliche Einzelheiten mit Blick auf den Anwendungsbereich von
Urlaub fiir pflegende Angehorige und die diesbeziiglichen Voraussetzungen festlegen. Die Inanspruchnahme dieses
Rechts kann im Einklang mit dem nationalen Recht oder nationalen Gepflogenheiten von einem geeigneten Nachweis
abhingig gemacht werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen den Urlaub fiir pflegende Angehorige anhand eines Bezugszeitraums, der nicht ein
Jahr betragt, fir die jeweilige pflege- oder unterstiitzungsbediirftige Person oder pro Fall gewahren.

Artikel 7
Arbeitsfreistellung aufgrund héherer Gewalt

Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafinahmen, um zu gewdihrleisten, dass Arbeitnehmer im Falle hoherer
Gewalt das Recht auf Arbeitsfreistellung aus dringenden familidren Griinden haben, wenn eine Erkrankung oder ein
Unfall ihre unmittelbare Anwesenheit erfordern. Die Mitgliedstaaten konnen das Recht jedes Arbeitnehmers auf
Arbeitsfreistellung wegen hoherer Gewalt auf eine bestimmte Zeitspanne pro Jahr oder pro Fall oder beides beschrinken.

(") Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung iiber befristete Arbeitsvertrage
(ABLL175vom10.7.1999, S. 43).
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Artikel 8
Bezahlung oder Vergiitung

(1)  Im Einklang mit den nationalen Gegebenheiten, wie dem nationalen Recht, Kollektiv- bzw. Tarifvertrigen oder
Gepflogenheiten und unter Beriicksichtigung der den Sozialpartnern iibertragenen Befugnisse stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Urlaub gemidfl Artikel 4 Absatz 1 oder Artikel 5 Absatz 2 in Anspruch
nehmen, eine Bezahlung oder eine Vergiitung gemaf$ den Absitzen 2 und 3 des vorliegenden Artikels erhalten.

(2)  Bei Vaterschaftsurlaub nach Artikel 4 Absatz 1 ist eine Bezahlung oder Vergiitung in einer Hohe zu entrichten, die
mindestens der Hohe der Bezahlung oder Vergiitung entspricht, die der betreffende Arbeitnehmer vorbehaltlich der im
nationalen Recht festgelegten Obergrenzen im Fall einer Unterbrechung seiner Tatigkeit aus Griinden im Zusammenhang
mit seinem Gesundheitszustand erhalten wiirde. Die Mitgliedstaaten konnen den Anspruch auf eine Bezahlung oder
Verglitung von einer vorherigen Beschiftigungsdauer abhingig machen, die jedoch maximal sechs Monate unmittelbar
vor dem errechneten Geburtstermin des Kindes betragen darf.

(3)  Bei Elternurlaub nach Artikel 5 Absatz 2 wird diese Bezahlung oder Vergiitung von dem Mitgliedstaat oder den
Sozialpartnern so festgelegt, dass die Inanspruchnahme von Elternurlaub durch beide Elternteile erleichtert wird.

Artikel 9
Flexible Arbeitsregelungen

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafinahmen, um zu gewihrleisten, dass Arbeitnehmer mit Kindern
bis zu einem bestimmten Alter, mindestens jedoch bis zum Alter von acht Jahren, sowie pflegende Angehorige das
Recht haben, flexible Arbeitsregelungen fiir Betreuungs- und Pflegezwecke zu beantragen. Fiir solche flexiblen Arbeitsre-
gelungen kann eine angemessene zeitliche Begrenzung gelten.

(2)  Die Arbeitgeber priffen und beantworten die Antrage auf flexible Arbeitsregelungen gemaff Absatz 1 innerhalb
eines angemessenen Zeitraums, wobei sie sowohl die Bediirfnisse des Arbeitgebers als auch des Arbeitnehmers
beriicksichtigen. Die Arbeitgeber miissen jede Ablehnung eines solchen Antrags bzw. jede Aufschiebung der
Inanspruchnahme einer solchen Regelung begriinden.

(3)  Wenn flexible Arbeitsregelungen gemifl Absatz 1 zeitlich begrenzt sind, hat der Arbeitnehmer das Recht, am
Ende der vereinbarten Zeitspanne zum urspriinglichen Arbeitsmuster zuriickzukehren. Der Arbeitnehmer hat auferdem
das Recht, die Riickkehr zum urspriinglichen Arbeitsmuster vor Ende der vereinbarten Zeitspanne zu beantragen, wenn
eine Anderung der Umstinde dies rechtfertigt. Der Arbeitgeber priift und beantwortet die Antrige auf eine vorzeitige
Riickkehr zum urspriinglichen Arbeitsmuster unter Beriicksichtigung der Bediirfnisse sowohl des Arbeitgebers als auch
des Arbeitnehmers.

(4)  Die Mitgliedstaaten konnen den Anspruch auf die Beantragung flexibler Arbeitsregelungen von einer bestimmten
Beschiftigungs- oder Betriebszugehorigkeitsdauer abhidngig machen, die jedoch maximal sechs Monate betragen darf. Bei
aufeinanderfolgenden befristeten Vertrage im Sinne der Richtlinie 1999/70/EG des Rates, die mit demselben Arbeitgeber
abgeschlossen wurden, ist bei der Berechnung der Wartezeit die Gesamtlaufzeit dieser Vertrage zu beriicksichtigen.

Artikel 10
Beschiftigungsanspriiche

(1)  Anspriiche, die die Arbeitnehmer zu Beginn eines Urlaubs gemifS den Artikeln 4, 5 und 6 oder einer Arbeitsfrei-
stellung nach Artikel 7 bereits erworben haben oder im Begriff sind zu erwerben, bleiben bis zum Ende eines solchen
Urlaubs oder einer solchen Arbeitsfreistellung aufrecht. Im Anschluss an einen solchen Urlaub oder eine solche
Arbeitsfreistellung gelten diese Anspriiche einschlieflich aller Anderungen, die sich aus dem nationalen Recht, Kollektiv-
bzw. Tarifvertragen oder Gepflogenheiten ergeben.

(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Arbeitnehmer nach Ablauf eines Urlaubs gemdfl Artikel 4, 5 und 6
Anspruch darauf haben, an ihren fritheren oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen zuriickzukehren,
die fiir sie nicht weniger giinstig sind, und in den Genuss aller Verbesserungen der Arbeitsbedingungen zu kommen, auf
die sie Anspruch gehabt hitten, wenn sie den Urlaub nicht genommen hitten.

(3)  Die Mitgliedstaaten bestimmen den Status des Arbeitsvertrags oder Beschiftigungsverhiltnisses fiir den Zeitraum
des Urlaubs gemif§ Artikel 4, 5 und 6 oder der Arbeitsfreistellung nach Artikel 7, auch im Hinblick auf Sozialleistungs-
anspriiche einschlielich der Rentenbeitrige, und stellen sicher, dass das Beschiftigungsverhiltnis wiahrend dieses
Zeitraums bestehen bleibt.
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Artikel 11
Diskriminierung

Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafnahmen fiir ein Verbot der Schlechterstellung von Arbeitnehmern
aufgrund der Beantragung oder Inanspruchnahme eines Urlaubs gemif§ Artikel 4, 5 und 6 oder einer Arbeitsfreistellung
nach Artikel 7 oder aufgrund der Inanspruchnahme der Rechte gemafl Artikel 9.

Artikel 12
Kiindigungsschutz und Beweislast

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafinahmen fiir ein Verbot der Kiindigung und aller Vorbereitungen
fiir eine Kiindigung aufgrund der Beantragung oder der Inanspruchnahme eines Urlaubs gemidf Artikel 4, 5 und 6 oder
aufgrund der Inanspruchnahme der flexiblen Arbeitsregelungen gemif Artikel 9.

(2)  Arbeitnehmer, die der Ansicht sind, ihre Kiindigung sei aufgrund der Beantragung oder der Inanspruchnahme
eines Urlaubs gemifd den Artikeln 4, 5 und 6 oder aufgrund der Inanspruchnahme des Rechts gemidfd Artikel 9, flexible
Arbeitsregelungen zu beantragen, erfolgt, konnen vom Arbeitgeber verlangen, dass er hinreichend genau bezeichnete
Kiindigungsgriinde anfiihrt. Im Falle der Kiindigung eines Arbeitnehmers, der Urlaub gemdfl Artikel 4, 5 oder 6
beantragt oder in Anspruch genommen hat, muss der Arbeitgeber diese Griinde schriftlich darlegen.

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafnahmen, um zu gewihrleisten, dass in Fillen, in denen
Arbeitnehmer, die der Ansicht sind, ihre Kiindigung sei aufgrund der Beantragung oder der Inanspruchnahme eines
Urlaubs gemif8 den Artikeln 4, 5 und 6 erfolgt, vor Gericht oder einer anderen zustindigen Stelle Tatsachen anfiihren,
die darauf schlieen lassen, dass die Kiindigung aus diesen Griinden erfolgt ist, dem Arbeitgeber der Nachweis obliegt,
dass die Kiindigung aus anderen Griinden erfolgt ist.

(4)  Absatz 3 ldsst das Recht der Mitgliedstaaten, eine fiir die Arbeitnehmer giinstigere Beweislastregelung vorzusehen,
unberiihrt.

(5)  Die Mitgliedstaaten sind nicht dazu verpflichtet, Absatz 3 auf Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des
Sachverhalts dem Gericht oder einer anderen zustindigen Stelle obliegt.

(6)  Sofern von den Mitgliedstaaten nicht anders geregelt, findet Artikel 3 in Strafverfahren keine Anwendung.

Artikel 13
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften tiber Sanktionen die bei Verstoflen gegen die gemif$ dieser Richtlinie erlassenen
nationalen Vorschriften, oder gegen die bereits geltenden einschligigen Vorschriften zu Rechten, die in den
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen, zu verhingen sind und treffen alle fur die Anwendung der Sanktionen
erforderlichen Mafnahmen. Die Sanktionen miissen wirksam, verhiltnismafig und abschreckend sein.

Artikel 14

Schutz vor Benachteiligung oder negativen Konsequenzen

Die Mitgliedstaaten fithren die notwendigen Mafinahmen ein, um Arbeitnehmer, einschlielich Arbeitnehmervertretern,
vor jedweder Benachteiligung durch den Arbeitgeber oder vor negativen Konsequenzen zu schiitzen, denen sie
ausgesetzt sind, weil sie mit dem Ziel, die Einhaltung der in dieser Richtlinie niedergelegten Anforderungen
durchzusetzen, im Unternehmen Beschwerde eingereicht oder ein Gerichtsverfahren angestrengt haben.
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Artikel 15
Gleichbehandlungsstellen

Unbeschadet der Zustindigkeiten der Arbeitsaufsichtsbehorden oder anderer Stellen, die mit der Durchsetzung der
Arbeitnehmerrechte befasst sind, einschlieflich der Sozialpartner, sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass die gemafS
Artikel 20 der Richtlinie 2006/54/EG bezeichnete Stelle oder bezeichneten Stellen, deren Aufgabe es ist, die Gleichbe-
handlung aller Personen ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu fordern, zu analysieren, zu beobachten und
zu unterstiitzen, fir Fragen im Zusammenhang mit Diskriminierung zustindig sind, die unter diese Richtlinie fallen.

Artikel 16
Schutzniveau

(1)  Die Mitgliedstaaten konnen Vorschriften beibehalten oder einfithren, die fiir die Arbeitnehmer giinstiger sind als
die Bestimmungen dieser Richtlinie.

(2) Die Umsetzung dieser Richtlinie kann keinesfalls als Rechtfertigung fiir eine Absenkung des allgemeinen
Schutzniveaus fir Arbeitnehmer in den von dieser Richtlinie erfassten Bereichen herangezogen werden. Das Verbot einer
solchen Absenkung des Schutzniveaus berithrt nicht das Recht der Mitgliedstaaten und der Sozialpartner, angesichts sich
wandelnder Umstinde andere Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder vertragliche Regelungen festzulegen als
diejenigen, die am 1. August 2019 gelten, sofern die Mindestvorschriften dieser Richtlinie eingehalten werden.

Artikel 17
Verbreitung von Informationen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in ihrem Hoheitsgebiet die nationalen Mafinahmen zur Umsetzung dieser
Richtlinie sowie die bereits geltenden einschligigen Vorschriften, die gemdfl Artikel 1 Gegenstand dieser Richtlinie sind,
Arbeitnehmern sowie Arbeitgebern — insbesondere KMU — mit allen geeigneten Mitteln zur Kenntnis gebracht werden.

Artikel 18
Berichterstattung und Uberpriifung

(1)  Bis zum 2. August 2027 ibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission alle Informationen zur Umsetzung
dieser Richtlinie, die die Kommission fiir die Erstellung eines Berichts benétigt. Diese Informationen umfassen die
verfugbaren aggregierten Daten zur Inanspruchnahme der verschiedenen Arten von Urlaub und flexibler Arbeitsre-
gelungen nach dieser Richtlinie durch Arbeitnehmer, Manner und Frauen, damit die Umsetzung dieser Richtlinie
insbesondere im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter ordnungsgemif iiberwacht und bewertet werden kann.

(2)  Die Kommission iibermittelt den Bericht nach Absatz 1 dem Europdischen Parlament und dem Rat. Sie fiigt dem
Bericht gegebenenfalls einen Legislativvorschlag bei.

Dem Bericht sind aufferdem beizufiigen:

a) eine Studie iiber das Zusammenwirken der verschiedenen in dieser Richtlinie vorgesehenen Arten von Urlaub und
anderer Arten von Urlaub aus familidren Griinden wie etwa Urlaub aus Griinden einer Adoption, und

b) eine Studie iiber den Anspruch Selbstindiger auf Urlaub aus familidren Griinden.
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Artikel 19
Aufhebung

(1) Die Richtlinie 2010/18/EU wird mit Wirkung vom 2. August 2022 aufgehoben. Bezugnahmen auf die
aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Mafigabe der
Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.

(2)  Ungeachtet der Authebung der Richtlinie 2010/18/EU gemifl Absatz 1 des vorliegenden Artikels konnen Elternur-
laubszeiten oder separate kumulierte Elternurlaubszeiten, die von einem Arbeitnehmer gemidfd der genannten Richtlinie
vor dem 2. August 2022 genommen oder {ibertragen wurden, von dem Anspruch dieses Arbeitnehmers auf Elternurlaub
gemifS Artikel 5 der vorliegenden Richtlinie abgezogen werden.

Artikel 20
Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie bis zum 2. August 2022 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

(2)  Hinsichtlich der Bezahlung oder Vergiitung fiir die letzten beiden Wochen des Elternurlaubs nach Artikel 8
Absatz 3 setzen die Mitgliedstaaten ungeachtet des Absatzes 1 des vorliegenden Artikels die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis zum 2. August 2024 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

(3)  Bei Erlass der in den Absidtzen 1 und 2 genannten Mafnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den Mafnahmen
selbst oder durch einen beigeftigten Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(4)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Mafinahmen mit, die sie auf
den unter diese Richtlinie fallenden Gebieten erlassen.

(5) Die Einzelheiten und Modalititen fiir die Anwendung dieser Richtlinie werden nach dem nationalen Recht,
Kollektiv- bzw. Tarifvertrigen oder Gepflogenheiten im Einklang mit den Mindestanforderungen und Zielen dieser
Richtlinie festgelegt.

(6) Im Hinblick auf die Erfillung der Anforderungen der Artikel 4, 5, 6 und 8 dieser Richtlinie und der
Richtlinie 92/85/EWG konnen die Mitgliedstaaten jeden Zeitraum und jede Bezahlung oder Vergiitung fiir Arbeitsfrei-
stellung aus familidren Griinden, insbesondere Mutterschaftsurlaub, Vaterschaftsurlaub, Elternurlaub und Urlaub fiir
pflegende Angehoérige, der bzw. die auf nationaler Ebene vorgesehen ist und iiber den Mindeststandards gemifS dieser
Richtlinie oder der Richtlinie 92/85/EWG liegt, beriicksichtigen, sofern die Mindestanforderungen fir diesen Urlaub
erfillt sind und das allgemeine Niveau des Arbeitnehmerschutzes in den von den genannten Richtlinien erfassten
Bereichen nicht abgesenkt wird.

(7)  Wenn die Mitgliedstaaten wihrend eines Elternurlaubs von mindestens sechs Monaten Dauer fiir jeden Elternteil
eine Bezahlung oder Vergiitung in Hohe von mindestens 65 % des Nettoeinkommens des Arbeitnehmers -
moglicherweise vorbehaltlich einer Obergrenze — gewihren, konnen sie beschlieBen, nicht die in Artikel 8 Absatz 2
genannte Bezahlung oder Vergiitung zu entrichten, sondern diese Regelung weiterzufithren.

(8) Die Mitgliedstaaten koénnen den Sozialpartnern die Umsetzung dieser Richtlinie {ibertragen, sofern die
Sozialpartner dies gemeinsam beantragen und sofern die Mitgliedstaaten alle erforderlichen Mafnahmen treffen, um zu
gewihrleisten, dass die mit dieser Richtlinie angestrebten Ergebnisse jederzeit erzielt werden.

Artikel 21
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
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Artikel 22
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briissel am 20. Juni 2019.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Président
A. TAJANI G. CIAMBA



12.7.2019

Amtsblatt der Europdischen Union

L 188/93

ANHANG
ENTSPRECHUNGSTABELLE
Richtlinie 2010/18/EU Diese Richtlinie
Paragraf 1 Absatz 1 Artikel 1
Paragraf 1Absatz 2 Artikel 2
Paragraf 1Absatz 3 Artikel 2

Paragraf 2 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 1

Paragraf 2 Absatz 2

Artikel 5 Absitze 1 und 2

Paragraf 3 Absatz 1 Buchstabe a

Artikel 5 Absatz 6

Paragraf 3 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 5 Absatz 4

Paragraf 3 Absatz 1 Buchstabe ¢

Artikel 5 Absatz 5

Paragraf 3 Absatz 1 Buchstabe d

Paragraf 3 Absatz 2

Artikel 5 Absatz 3

Paragraf 3 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 8

Paragraf 4 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 8

Paragraf 5 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 2

Paragraf 5 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 1

Paragraf 5 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 3

Paragraf 5 Absatz 4

Artikel 11

Paragraf 5 Absatz 5 Unterabsatz 1

Artikel 10 Absatz 3

Paragraf 5 Absatz 5 Unterabsatz 2

Artikel 8 Absatz 3

Paragraf 6 Absatz 1

Artikel 9

Paragraf 6 Absatz 2

Erwagungsgrund 25

Paragraf 7 Absatz 1

Artikel 7

Paragraf 7 Absatz 2

Artikel 7

Paragraf 8 Absatz 1

Artikel 16 Absatz 1

Paragraf 8 Absatz 2

Artikel 16 Absatz 2

Paragraf 8 Absatz 3

Paragraf 8 Absatz 4

Paragraf 8 Absatz 5

Paragraf 8 Absatz 6

Paragraf 8 Absatz 7




	BuA_013_2024_Elternzeit.pdf
	I. Bericht der Regierung
	1. Ausgangslage
	1.1 Bisherige Regelung auf EWR-Ebene
	1.2 Interpellation zur Finanzierung einer bezahlten Elternzeit
	1.3 Petition der IG Elternzeit
	1.4 Positionspapier des Liechtensteinischen ArbeitnehmerInnenverbands (LANV)
	1.5 Positionierung des Liechtensteinischen Bankenverbands, der Liechtensteinischen Industrie- und Handelskammer und der Wirtschaftskammer Liechtenstein

	2. Begründung der Vorlage
	2.1 Umsetzung von EWR-Recht
	2.2 Vereinbarkeit von Familie und Beruf

	3. Schwerpunkte der Vorlage
	3.1 Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158
	3.1.1 Gegenstand und Inhalt
	3.1.2 Einführung einer bezahlten Elternzeit
	3.1.3 Einführung einer bezahlten Vaterschaftszeit
	3.1.4 Einführung einer Betreuungszeit
	3.1.5 Freistellung aufgrund höherer Gewalt
	3.1.6 Flexible Arbeitsregelungen aus familiären Gründen

	3.2 FBP-Motion vom 23. September 2022 zur „Ausrichtung des Mutterschaftstaggeldes bei längerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt“
	3.3 DpL-Motion vom 8. April 2019 zur „Neuregelung der Taggeldversicherung bei Mutterschaft“
	3.4 Mutter- und Vaterschaftszeit im Falle des Todes eines Elternteils
	3.5 Finanzierung, Kostenschätzung und Prognose über die finanziellen Auswirkungen
	3.6 Einführung eines Lohnabzuges bei Arbeitnehmenden an die FAK
	3.7 Sicherstellung des Versicherungsschutzes bei Bezug der Elternzeit
	3.8 Zusammenfassung

	4. Vernehmlassung
	4.1 Allgemeines
	4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung
	4.2.1 Terminologie
	4.2.2 Mutterschaftszeit
	4.2.2.1 Dauer des Leistungs- und Freistellungsanspruches
	4.2.2.2 Regelung der Geldleistungen bei Mutterschaft im Krankenversicherungsgesetz (KVG)
	4.2.2.3 Übertragbarkeit der Mutterschaftszeit

	4.2.3 Vaterschaftszeit
	4.2.3.1 Allgemeines
	4.2.3.2 Dauer
	4.2.3.3 Höhe der Vergütung
	4.2.3.4 Bezug
	4.2.3.5 Finanzierung / Regelung im Krankenversicherungsgesetz (KVG)
	4.2.3.6 Anspruch bei Totgeburten
	4.2.3.7 Vorherige Beschäftigungsdauer
	4.2.3.8 Anspruch eines Wahl- oder Pflegevaters bzw. einer Wahl- oder Pflegemutter
	4.2.3.9 Gemeinsamer Haushalt
	4.2.3.10 Verlängerung bei Feiertagen oder Verhinderungsgründen nach § 1173a Art. 18 Abs. 1 ABGB
	4.2.3.11 Kumulierung von Ansprüchen auf Vaterschaftszeit
	4.2.3.12 Übertragbarkeit der Vaterschaftszeit
	4.2.3.13 Übergangsbestimmung

	4.2.4 Elternzeit
	4.2.4.1 Dauer der Elternzeit
	4.2.4.2 Dauer der Vergütung
	4.2.4.3 Höhe der Vergütung
	4.2.4.4 Übertragbarkeit
	4.2.4.5 Finanzierung
	4.2.4.6 Bezugsdauer
	4.2.4.7 Versicherungsschutz
	4.2.4.8 Vorherige Betriebszugehörigkeitsdauer
	4.2.4.9 Gemeinsamer Haushalt
	4.2.4.10 Flexibler Bezug
	4.2.4.11 Kontrolle und möglicher Missbrauch
	4.2.4.12 Übergangsbestimmung

	4.2.5 Betreuungszeit
	4.2.5.1 Dauer
	4.2.5.2 Vergütung
	4.2.5.3 Kreis der zu betreuenden Angehörigen
	4.2.5.4 Vorankündigung
	4.2.5.5 Abgrenzung zur Freistellung aufgrund höherer Gewalt

	4.2.6 Freistellung aufgrund höherer Gewalt
	4.2.6.1 Gemeinsamer Haushalt
	4.2.6.2 Lohnfortzahlungspflicht
	4.2.6.3 Kreis der zu betreuenden Angehörigen

	4.2.7 Flexible Arbeitsregelung
	4.2.7.1 Gesetzlicher Anspruch auf Teilzeit
	4.2.7.2 Möglichkeit der Ablehnung durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber
	4.2.7.3 Anspruchsvoraussetzungen

	4.2.8 FBP-Motion vom 23. September 2022 zur „Ausrichtung des Mutterschaftstaggeldes bei längerem Spitalaufenthalt des Kindes nach der Geburt“
	4.2.9 DpL-Motion vom 8. April 2019 zur „Neuregelung der Taggeldversicherung bei Mutterschaft“
	4.2.10 Bezahlte Stillzeit
	4.2.11 Betreuungszeit für Eltern von schwer beeinträchtigten Kindern
	4.2.12 Sanktionen
	4.2.13 Benachteiligte Eltern
	4.2.14 Gleichgeschlechtliche Paare
	4.2.15 Weitere Ergebnisse aus der Vernehmlassung


	5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen unter Berücksichtigung der Vernehmlassung
	5.1 Abänderung von § 1173a des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB)
	5.2 Abänderung des Staatspersonalgesetzes
	5.3 Abänderung des Richterdienstgesetzes
	5.4 Abänderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes
	5.5 Abänderung des Lehrerdienstgesetzes
	5.6 Abänderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
	5.7 Abänderung des Familienzulagengesetzes (FZG)
	5.8 Abänderung des Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG)
	5.9 Abänderung des Gesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung
	5.10 Abänderung des Gesetzes über die Krankenversicherung
	5.11 Abänderung des Unfallversicherungsgesetzes
	5.12 Abänderung des Gesetzes über die betriebliche Personalvorsorge (BPVG)

	6. Verfassungsmässigkeit / Rechtliches
	7. Auswirkungen auf Verwaltungstätigkeit, Ressourceneinsatz und nachhaltige Entwicklung
	7.1 Neue und veränderte Kernaufgaben
	7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und räumliche Auswirkungen
	7.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Umsetzung
	7.4 Evaluation


	II. Antrag der Regierung
	III. Regierungsvorlagen
	1. Gesetz über die Abänderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches
	2. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über das Dienstverhältnis des Staatspersonals (Staatspersonalgesetz; StPG)
	3. Gesetz über die Abänderung des Richterdienstgesetzes
	4. Gesetz über die Abänderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes
	5. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über das Dienstverhältnis der Lehrer (Lehrerdienstgesetz, LdG)
	6. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über die Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz; ALVG)
	7. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über die Familienzulagen (Familienzulagengesetz; FZG)
	8. Gesetz betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG)
	9. Gesetz betreffend die Abänderung des Gesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG)
	10. Gesetz betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Krankenversicherung (KVG)
	11. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über die obligatorische Unfallversicherung (Unfallversicherungsgesetz; UVersG)
	12. Gesetz betreffend die Abänderung des Gesetzes über die betriebliche Personalvorsorge (BPVG)


	BuA_013_2024_Beilage_Richtlinie (EU) 20191158
	RICHTLINIE (EU) 2019/1158 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates 


